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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

V o r s i t z e n d e: Präsident Dr. Hurdes, Zwei­
ter Präsident Böhnt. 

Präsident: Die Sitzung ist e r öffn e t. 
K r a n k  gemeldet sind die Abg. Dr. Koref, 

Pötsch, Hans Roth, Sebinger und Lola Solar. 
E n  t s c h  u ld i g t  haben sich die Abg. Vize­

kanzler Dr. Schärf, Bleyer, Dipl.-Ing. Kottu­
linsky, Dr. Rupert Roth, Nedwal, Dr. Schwer, 
Weinmayer und Dr. Gorbach. 

Die eingelangten A n t r ä g e  habe ich WIe 
folgt z u g e wi e s e n: 

dem Justizausschuß Antrag 151(A der 
Abg. Dr. Pfeifer und Genossen, betreffend die 
Schaffung eines österreichischen Auslieferungs­
gesetzes und die Ergänzung der Grundrechte, 
und 

Antrag 152(A der Abg. Dr. Pfeifer und 
Genossen auf Aufhebung des Bundesgesetzes 
vom 30. Jänner 1 946, BGBI. Nr. 66, über die 
Rechtshilfe, die Auslieferung und Durch­
lieferung in Strafsachen, für die nach öster­
reichischem Recht das Volksgericht zuständig 
wäre; 

dem Hauptausschuß Antrag 153/A der 
Abg. Dr. Rsimann und Genossen auf 
Einsetzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses über die Vorgänge 
bei der Landwirtschaftlichen Genossen­
schaftszentrale für das Burgenland In 
Eisenstadt ; 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung An­
trag 150/A der Abg. Strommer und Genossen, 
betreffend Abänderung des - Bundesgesetzes 
vom 21 . September 1951 über Wohnungs­
beihilfen, BGBI. Nr. 229. 

Wird gegen diese Zuweisungen ein Einwand 
erhoben? - Dies ist nicht der Fall. Der 
Vorschlag ist daher angenommen. 

'ViI' gehen in die Ta g e s o rdn u n g  ein: 
Debatte über den Bericht der Bundesregierung 
vom 9. März 1955. 

Zum Wort gemeldet hat sich als Kontra­
redner der Herr Abg. Dr. Stüber. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abg. Dr. Stüber: Hohes Haus ! Der Herr 
Bundeskanzler hat gestern einen sehr aus­
führlichen Bericht über die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik gegeben. Er hat dabei Bezug 
genommen auf den Wunsch einer Anzahl 
von Mitgliedern des Hauses, die Intentionen 
der Bundesregierung auf dem Gebiete der 
Wirtschaftspolitik genauer kennenzulernel1:, 
und er hat die Absicht der Regierung bekannt. 
gegeben, Wünsche und Anregungen in Form 
einer möglichst breiten Debatte der Bundes­
regierung zugänglich zu machen. 

So löblich dies alles klingt und auch tatsäch. 
lieh ist, muß die Tatsache seines wirtschaft­
lichen Rechenschaftsberichtes doch einiger� 
maßen überraschen, denn die Regierung hat 
es ja sonst, zum Beispiel in dringlichen außen-
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politischen Fragen, bisher keineswegs immer 
eilig damit gehabt, dem Parlament Rede und 
Antwort zu stehen. Die Annahme ist also 
berechtigt, daß noch ein anderer, nicht oder 
nicht ausdrücklich ausgesprochener Grund für 
das gestrige Expose vorhanden sein muß. 

daß er für jede Kritik, vor allem konstruktive 
und sachliche Kritik, dankbar ist. Ich be­
zweifle nun, ob die offiziellen Statistiken, und 
zwar vor allem der Lebenshaltungskosten· 
index, wirklich so stichhältige und unanfecht­
bare Grundlagen abgeben, daß man sich auf 
sie unter allen Umständen stützen kann. Und in der Tat, wenn man den gestrigen 

Bericht richtig beurteilen will, dann muß man 
unbedingt auch die anderen Reden, die der Der Herr Bundeskanzler hat davon ge-
Herr Bundeskanzler in jüngster Zeit gehalten sprachen, daß im Juni 1952 der Lebenshal­
hat, dazu heranziehen. So die Rede vor dem tungskostenindex des Instituts für Wirtschafts­
Kammertag der Bundeskammer _ ich weiß forschung auf 7 1 1  stand, während die letzte 
nicht, ob vor oder nach Verleihung der goldenen Ziffer, über die wir verfügen, 697 ist, woraus 
Ehrenmedaille dieser Kammer _, gleichzeitig sich eine Senkung der Lebenshaltungskosten um 
aber auch die Rede des Bundeskammer- 2 Prozent ergibt. Nun basieren diese Lebens­
präsidenten Dwofak bei dieser Gelegenheit, haltungskostenindizes - ich benütze hier 

unter anderem die Erkenntnisse eines Fach­die auch recht interessante Aufschlüsse ge-
boten hat. Ferner darf man den Bericht des mannes, Dkfm. Loschek - auf den Preisen 
Instituts für Wirtschaftsforschung nicht ver- einer Anzahl von Waren, .die auf Grund e�nes 
gessen, das ausdrücklich vor einer falschen angenommenenDurchschmt:tsverbrau�hes e�nes 
Einschätzung der augenblicklichen Preissitua- I erwa�hsenel: . Ma�nes �eZ1ehun�sw�lse elI�er 
tion gewarnt hat. Auch das neugebildete ArbeiterfamIlIe mIt zweI .schulp�IChtigen K�n­
Überwachungskomitee für Löh e und Preise dern zusammengestellt smd. MIt Recht wIrd 
berechtigt zu der Annahme, �aß die wirt- ausgesetzt, daß hierin b�reits die erste Schwäche 
schaftliehe Situation Österreichs doch nicht der Indexerstellung hegt. Der sogenannte 
ganz so beruhigend ist, wie es nach dem gestri- Warenkorb, also die Art �nd die Menge der 
gen Wirtschaftsexpose den Anschein gehabt dem Lebensha1t�ngsk?stenlndex zugrund�. ge­
hat . Tatsächlich sind ja jetzt von den ver- legten Waren, �tu�,zt SICh auf Erhebu�gen u�er 
schiedensten Seiten Preisauftriebstendenzen d�n durchschn�ttliche:.:. Verbr.auch emer VIer­
zugegeben worden, obwohl dies vorher monate- kopfigen ArbeIterfamdIe.. Diese Erhebungen 
lang striktest in Abrede gestellt worden ist stamme� aber aus der ZeIt vo� 1938, und z�ar 
und jeder, der derartiges behauptete, gar wenn s��r WeI� vor 1938? und Ihre Ergebmsse 
er von der Opposition kam, sich sagen lassen konne:.: mcht ohne weIter�s auf den Verb��uch 
mußte, daß er völlig auf dem Holzweg sei und und dIe Lebensge,,:"ohn��Iten von he�te uber­
mit seinen Prognosen der Wirtschaft Öster- �ragen wer�en. Diese Anderungen 

.�
md aber 

reichs nur einen schlechten Dienst täte. Ir:'- der of�lell.en !ndexberechnung ub�rh.aupt 
Der Herr Bundeskanzler hat eingangs seiner m.cht beruck�lChtlg�, sodaß das . statIstIsche 

Rede gesagt: Sosehr die Bundesregierung auf BIld notwendIgerwelse verzerrt sem muß. 
außenpolitischem Gebiete leider noch immer Untersuchungen der verschiedensten Stellen 
die Hände gebunden hat, im selben Maße sind haben ergeben, daß sich der Verbrauch in den 
wir Herren über unsere Entscheidungen auf letzten 20 Jahren sehr weitgehend verlagert 
wirtschaftlichem Gebiete. Ich glaube, daß hat und daß zum Beispiel der Verbrauch von 
auch dies ein bißchen zu optimistisch aus- Genußmitteln und Getränken, wie Bier, Wein, 
gedrückt ist. Ganz frei dürften wir auch in Spirituosen, Schokolade, aber auch von Käse, 
unseren wirtschaftlichen Entscheidungen, Milch, Marmelade und Erdäpfeln gestiegen ist: 
Maßnahmen und Verfügungen nicht sein. Man Daß Fische nicht nur in der Stadt, sondern 
braucht nicht nur an das Erdöl und an die in auch auf dem Lande in mehr als der doppelten 
diesem Hause schon zum ständigen Zwischen- Menge verzehrt werden als vor dem Kriege, 
ruf benützte USIA zu denken, sondern man ist bekannt. Alle diese strukturellen Ver­
kann sich auch gewisse amerikanische Ein- brauchsveränderungen sind in den offiziellen 
flüsse vorstellen, auch wenn diese indirekt 'Lebenshaltungskosten nicht berücksichtigt. 
sein sollten. Es wäre sehr interessant, darüber Besonders angestiegen ist der Verbrauch von 
einmal Näheres zu erfahren; denn was der Genuß- und Reizmitteln, von Stimulantien, 
gestrige Rechenschaftsbericht der Regierung was unser veränderter Lebensstil vornehmlich 
bei aller seiner zugegebenen Gründlichkeit und in der Großstadt mit sich gebracht hat. In 
umfassenden Schau enthalten hat, waren im der Indexberechnung - wird beispielsweise der 
großen und ganzen doch nur die uns allen wöchentliche durchschnittliche Verbrauch 
bekannten Tatsachen, bekannt aus den Zei- eines erwachsenen Mannes an Zigaretten mit 
tungen und aus den Statistiken. 12 Stück angenommen. Daß das nicht stimmt, 

Und nun komme ich gleich zu den Stati- zeigen schon die unvergleichlich höheren Ver­
stiken. Der Herr Bundeskanzler hat gesagt, kaufsergebnisse der Tabakregie. Man wird 
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also heute gut und gerne auch im Durchschnitt 
die doppelte Menge annehmen müssen. Der­
artige Änderungen in den Verbrauchsgewohn­
heiten könnten noch bei einer Reihe von 
anderen Artikeln angeführt werden. Vor allem 
ist aber die Auswahl der den Lebenshaltungs­
kostenindizes zugrunde gelegten Waren mit 
29 Artikeln zu gering. Beim Kleinhandels­
index sind es gar nur 25. 

Zum Vergleich: Der schweizerische Preis­
index berücksichtigt 68 Warengattungen, und 
das wird auch dort noch als zu gering und als 
für die Erstellung eines Durchschnittsbildes 
ungenügend bezeichnet. Der ganze öster­
reichische Index simplifiziert, vereinfacht also 
auf eine zu bequeme und zu billige Art. 
Natürlich muß er bis zu einem gewissen Grade 
vereinfachen, aber die Vereinfachung geht 

. so weit, daß beispielsweise von Gemüse über­
haupt nur der Spinat berücksichtigt wird und alle 
anderen Gemüsesorten, Kohl, Kraut, Karfiol, 
Paradeiser, Fisolen usw., überhaupt unbe­
rücksichtigt bleiben. Ob bei diesen Artikeln 
die Preise steigen oder sinken, läßt den Index 
kalt, und doch ist gerade· das verschiedene 
Gemüse für die Lebenshaltung der kleinen 
Leute heute von ganz hervorragender Be­
deutung. 

Aber auch der Spinatpreis selbst wird 
wieder nur nach der Feststellung des Wiener 
Marktamtes zur Grundlage genommen, und 
so bleibt beispielsweise völlig unberücksichtigt, 
daß in Linz oder Salzburg oder sonstwo der 
Spinatpreis anders ist als in Wien. Das 
gleiche gilt tür das Obst, wo einzig und allein 
die Äpfelpreise im Lebenshaltungskostenindex 
erscheinen, alle anderen Obstsorten, wie Kir­
schen, Pfirsiche, Marillen, Birnen, Wein­
trauben, existieren für diesen Index nicht. 
Eine Reform der Indexberechnung ist daher 
eine vordringliche Aufgabe. 

Aber das gilt nicht nur für den Lebens­
haltungskostenindex, sondern das gilt auch 
für viele andere Statistiken. Nehmen wir 
zum Beispiel den Textilhandel. In Österreich 
gibt es, ganz grob und rund gesprochen, 
10.000 Textilhändler. Ungefähr die Hälfte 
davon sind in Wien. Die statistischen Angaben 
über die letzte vorweihnachtliche Konjunktur, 
auf die sich der Herr Bundeskanzler in seinem 
Referat auch bezogen hat, stammen nun 
von rund 150 Betrieben, in Wien im ganzen 
von ungefähr 50 Betrieben. Dazu kommt, 
daß von diesen wenigen Betrieben wieder 
ungefähr zwei Drittel Großbetriebe wie Kauf­
häuser und Filialunternehmungen sind. Ein 
einziger befragter Großbetrieb in der Steier­
mark verschiebt die Statistik um 8 Pro�nt 
nach oben. 

Sie sehen also daraus, daß das Bild der 
Statistik durchaus nicht verläßlich, sondern 

nur über den Daumen gepeilt ist und daß die 
wenigen Erfolgsziffern bei Großbetrieben, die 
hier zugrunde gelegt werden, noch durchaus 
keinen Aufschluß über den Geschäftsgang 
bei den vielen kleinen und mittleren Betrieben 
geben. 

Ich möchte dazu ein Beispiel anführen .. Ein 
Wiener Bijouteriekaufmann wurde vor einiger 
Zeit, in der Weihnachtszeit, als er überdies 
noch sehr beschäftigt war, vom Institut 
für Wirtschaftsforschung angeklingelt und 
telephonisch um eine Auskunft über seinen 
Geschäftsgang, insbesondere über seinen Ex­
port, befragt. Da er, mit dem augenblicklichen 
Tagesgeschäft beschäftigt, nicht die Zeit hatte, 
die Unterlagen, die Fakturen und Abrech­
nungen herauszusuchen und dem Institut 
stundenlang am Telephon Rede zu stehen, 
gab er sie aus dem Gedächtnis an und be­
zifferte seinen Export ungefähr richtig mit 
250 kg. Aber weiter befragt, wie sich dieser 
Export auf die einzelnen Gruppen der Bijou­
teriewaren aufteile, ließ ihn sein Gedächtnis 
etwas im Stich, und als er später, von Gewis­
sensbissen geplagt, nachrechnete, kam er 
am Abend darauf, daß er hier eine Spezi­
fizierung von Exportwaren gegeben hat, die 
in der Summe nicht 250 kg, sondern 
650 kg ausmacht, also ein Fehler, von dem 
man glauben sollte, daß das Institut bei einer 
einfachen Addition darauf kommen müßte. 
Aber das Institut hat sich nicht mehr gerührt, 
die gefragten Zahlen einfach ungesehen in 
die Statistik hineingenommen und damit einen 
Trugschluß begangen, dem der Kaufmann 
selbst in gutem Glauben unterlegen ist. Der­
artige Fehler kommen sicherlich nicht nur 
in einzelnen Fällen vor, sondern wiederholen 
sich ununterbrochen. 

Nehmen wir aber, um noch weiter bei den 
Statistiken und offiziellen Ziffern zu bleiben, 
einmal die Exportziffern her. Da möchte ich 
fragen, ob in den ExportzifIern, die uns bekannt­
gegeben werden und auf die sich der Herr 
Bundeskanzler gestern in seinem Bericht über 
unsere Exporterfolge auch berufen hat, auch 
jene Luftexporte, jene Exporte von Kisten mit 
Luft oder Quellwasser drinnen sind, für die sich 
betrügerische Exporteure nachher die Umsatz­
steuerrückvergütungen bei den Finanzämtern 
kassiert haben. Die zu Unrecht behobenen 
Vergütungen gingen, wie wir aus den Zeitungen 
erfahren haben, in die Hunderttausende, und 
hernach müssen die fingierten Umsätze in 
die vielen Millionen gegangen sein. Aber 
auch diese falschen Teilziffern stecken in 
den offiziellen �xportzahlen drinnen, sind 
meines Wissens nie berichtigt worden und lassen 
daher die Ziffern in toto zumindest als zweifel­
haft erscheinen. 
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Der Herr Bundeskanzler muß also schon 
gestatten, daß ich einigen der von ihm ge­
brauchten Zahlen gegenüber skeptisch bin 
und mich hinsichtlich der Lebensmittelpreise 
keineswegs nur auf die offiziellen Indizes, 
sondern lieber auf die Erfahrungen der Kon­
sumenten stütze, die seit 1 952 absolut keine 
Verbilligung, sondern nur eine fortwährende 
schleichende Teuerung bemerkt haben. Und 
daß tatsächlich gegenüber dem Jänner des 
Vorjahres eine solche Teuerung eingetreten 
ist, gibt ja auch das Wirtschaftsforschungs­
institut mit einem Prozentsatz von 3 selber zu. 

Der Herr Bundeskanzler sagte hiezu: Freilich, 
einzelne Preise seien gestiegen, aber es wäre 
verfehlt, daraus auf eine generelle Preis­
bewegung zu schließen. Und er knüpfte daran 
die Bemerkung, es sei nun einmal so, daß 
sinkende Preise mit Stillschweigen quittiert 
würden, während steigende die ganze Publizität 
auf sich zögen, wozu die ÖVP Beifall gespendet 
hat. Was der Herr Bundeskanzler nun unter 
"einzelnen Preisen" meint, hat er allerdings 
nicht gesagt, denn nur so einzelne Waren 
sind das nicht, die da fortwährend teurer 
werden, das ist schon ein ganz schönes Waren­
bukett, das sich ständig verteuert hat: im 
Jänner, um nur den zu nehmen, der Kakao 
um 14 Prozent, das Petroleum um 2 Prozent, 
das Heizöl um 7 Prozent, die Kinokarten 
um 50 Groschen bis 1 Schilling pro Stück, 
die Erhöhung der Friseurtarife soll auch 
nicht vergessen werden, und ohne ersichtlichen 
Grund, ohne daß jemand in der letzten Zeit 
dagegen Protest erhoben hat, sind beispiels­
weise die Preise in den WÖK-Speisehäusern 
verteuert worden. Und weitere Erhöhungen 
drohen. Das Zeitungspapier soll um 9 Prozent 
verteuert werden, und ob es nur beim Zeitungs­
papier bleibt, steht noch dahin. Dann kommt 
die drohende Erhöhung der Rundfunkgebüh­
ren. Ob die Milch nicht teurer werden wird, 
müssen wir auch erst abwarten, denn die 
Sanierung des Milchwirtschaftsfonds mit 20 Mil­
lionen Schilling hat ja bloß eine Lücke bis 
zum März geschlossen, und was dann sein 
wird, werden wir erst erfahren. 

Es war also keineswegs so, daß es sich nur 
um einzelne Preiserhöhungen handelt, von 
denen der Herr Bundeskanzler sagt, das sei 
nun einmal so in einer freien Wirtschaft, daß 
sich die Preise gegenseitig regulieren, daß 
einige steigen und andere fallen, das könne 
man nicht verhindern. 

Meine Damen und Herren! Der Präsident 
der Internationalen Arbeitsorganisation, Herr 
David Morse, hat festgestellt, daß der Reallohn 
in Österreich nicht, wie die Regierung behaup­
tet, gestiegen, sondenl um 1 Prozent gesunken 
ist. Derartige Feststellungen, so unbequem sie 

der Regierung immerhin sein mögen, ver­
dienen doch, nicht ohne weiteres übergangen 
zu werden, wie dies im gestrigen Referat 
des Herrn Bundeskanzlers geschehen ist. 

Nun aber zur Arbeitslosigkeit. Der Herr 
Bundeskanzler hat mit Recht darauf hinge­
wiesen, daß die rückläufige Bewegung der 
Arbeitslosigkeit im Gegensatz zum vorigen 
Jahr bereits im Jänner eingesetzt hat. In 
der Tat sind ja die Ende Jänner bei den 
Arbeitsämtern vorgemerkten Beschäftigungs­
losen -230.000 -Ende Februar um ungefähr 
1 0.000 weniger geworden. Wenn aber der 
Herr Bundeskanzler nun darauf hinweist, daß 
diese Erscheinung umso bemerkenswerter ist, 
als heuer auch die landwirtschaftlichen Arbeiter 
in den Genuß der Arbeitslosenversicherung 
gekommen sind - Ende Jänner 2 1 .662 -, so 
muß ich hinwiederum erwidern, daß deswegen 
noch keineswegs alle Beschäftigungslosen bei 
den Arbeitsämtern vorgemerkt oder noch 
vorgemerkt sind. Man kann natürlich darüber 
streiten, ob die Arbeitslosigkeit mehr struk­
turell oder konjunkturell, saisonbedingt ist 
oder andere Gründe hat. Daß aber die relativ 
noch immer hohe Winterarbeitslosigkeit einen 
schweren Schatten auf die Konjunktur wirft, 
hat ja auch das Institut für Wirtschafts­
forschung selbst zugegeben. Und da nun die 
hohe Winterarbeitslosigkeit vor allem zu Lasten 
des sehr stark saisonbedingten Baugewerbes 
geht, sind zu diesem Punkte einige Fest­
stellungen notwendig. 

Das Baugewerbe war noch in der ersten 
Hälfte 1954 unterbeschäftigt. Erst in der 
zweiten Hälfte des verflossenen Jahres setzten 
durch die staatlichen Zuwendungen, die 
übrigens zu spät erfolgten, die Konjunktur­
bewegungen ein. Aber diese gegenwärtige 
Konjunktur-und beim Baugewerbe kann man 
ruhig von einer Hochkonjunktur sprechen -
zeigt auch ungesunde, ja geradezu hektische 
Züge. Die Bewältigung von Baulosen mit einer 
Erdbewegung von 500.000 bis 600.000 Kubik­
metern in rund 200 Arbeitstagen, die dem 
Baugewerbe hiefür zur Verfügung stehen, 
erfordert den Einsatz der aller modernsten 
Großgeräte, was sich vielleicht die Amerikaner 
erlauben können, welche aber bei uns erst in 
zehn Jahren amortisiert würden. Reißt die 
Konjunktur aus irgendeinem Gl"unde früher 
ab, dann werden die Geräte praktisch wertlos, 
ihre Anschaffung war unrentabel. Eine raschere 
Amortisation wäre nur durch Mehrschichten­
arbeit, wie sie in USA, England, Frankreich 
und - Verzeihung - Westdeutschland be­
steht, möglich; da könnten die maschinellen 
Au1rüstungen früher amortisiert werden. 

Die derzeitige Forcierung unserer Bauwirt­
schaft wird sich daher, fürchte ich, t.rot,z aller 
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Bemühungen der Bundesregierung auf lange 
Sicht und Dauer nicht aufrechterhalten lassen. 
Es werden dann aber andere unliebsame Kon­
sequenzen eintreten, denn die Bauwirtschaft 
zieht wie ein Sog die Arbeitskräfte aus den 
verschiedensten Sparten an sich, und wir sind 
heute schon so weit, daß sich in der Saison 
die Unternehmungen gegenseitig die Arbeits­
kräfte wegkapern. Was dann, wenn diese 
Konjunktur abreißt? Sie ist ja nicht bloß 
auf die österreichischen Ver hältnisse allein 
gegründet, sondern sie ist im wesentlichen 
eine Teilerscheinung der Weltsituation, der 
Weltkonjunktur, und muß daher zwangsläufig 
auch von den Erscheinungen auf dem Welt­
markt berührt werden. Ein ganzes künstlich 
geschaffenes Heer von Beschäftigungslosen 
würde dann plötzlich auf den Arbeitsmarkt 
zuströmen, und hier liegt eine latente Gefahren­
quelle vor, die nicht zu übersehen ist. (Präsi­
dent Böhm übernimmt den Vorsitz.) 

Aber zu den Investitionen möchte ich noch 
folgendes sagen: Der Herr Bundeskanzler 
hat ganz besonders unser Investitionspro­
gramm und unsere Investitionstätigkeit gelobt. 
Nun sind aber keineswegs alle Investitionen, 
die aus den Counterpartmitteln gemacht wur­
den, auch rentabel gewesen. Erlauben Sie 
mir auch ein verhältnismäßig untergeordnetes, 
aber sehr bezeichnendes Beispiel. Eine Kleider­
futterfabrik in Silz, Ötztal, wurde aus ERP­
Mitteln mit hochmodernen Maschinen aus­
gestattet. Aber wenn man nUll glauben sollte, 
daß dieses Unternehmen jetzt viel verdienen 
und einen florierenden Geschäftsgang auf­
weisen würde, so irrt man, denn um diese 
große Kapazität auszunützen, fehlt der Absatz. 
Es müßte in drei Schichten gearbeitet werden, 
damit diese Maschinen sich rentieren, und dafür 
ist das Verkaufsvolumen nicht da. 

. 

Ich behaupte nun, daß vielfach falsch 
investiert wurde, daß unrentable Großbetriebe 
hochgezüchtet wurden, während dem kleinen 
und dem mittleren Gewerbe, das eigentlich 
Träger einer stabilen Wirtschaft und, nicht zu 
vergessen, des Großteils des Steuerauf kommens 
ist, die so notwendigen Kredite sehr oft gefehlt 
haben und noch fehlen. Ob die moderne neue 
Coca-Cola-Fabrik, die hier in Wien mit einem 
Millionenaufwand gebaut wurde, nun gerade 
ein Beispiel einer so günstigen Investitions­
politik sein wird, lasse ich auch dahingestellt. 

Ein Wort noch über die Steuerpolitik. Der 
Herr Bundeskanzler konnte zweifellos mit 
Erfolgen der Steuerpolitik aufwarten: mit der 
zweimaligen Senkung des Steuertarifs, jetzt 
mit dem angekündigten Wegfall von acht Ver­
brauchsteuern und so fort und mit der bevor­
stehenden Pauschalierung der Steuer der Klein­
gewerbetreibenden. Was den Wegfall der acht 

Verbrauchsteuern anlangt, zu dem unter ande­
rem vom Herrn Finanzminister gesagt wird, 
daß dadurch auch eine Ersparnis an Ver­
waltungskosten eintreten wird, möchte ich 
nur am Rande anmerken, daß ich mit dem 
gleichen Argument beispielsweise den Wegfall 
der einen wesentlich geringeren, an sich völlig 
geringfügigen Ertrag bringenden Hausbrannt­
wein-Kontrollgebühr bei der Einbringung der 
Vorlage vor einiger Zeit gefordert habe, aber 
hier auf taube Ohren stieß. Immerhin, Ein­
sicht muß anerkannt werden, auch wenn sie 
spät kommt, und der Wegfall dieser über­
flüssig gewordenen Verbrauchsteuern wird sehr 
erfreulich sein. 

Der Herr Bundeskanzler hat aber über 
andere dringende Anliegen hinsichtlich einer 
Steuerreform, wie sie an dieser Stelle so oft 
gefordert worden ist, nur unklare oder gar keine 
Auskünfte gegeben. Er hat zum Beispiel kein 
Wort über die Phasenpauschalierung der Um­
satzsteuer gesprochen, die ebenfalls ein drin­
gendes Anliegen der Wirtschaft, zumindest des 
kleinen Gewerbestandes darstellt. Was der 
Herr Bundeskanzler über die Haushaltsbe­
steuerung . gesagt hat, war außerordentlich 
orakelhaft. Jede antike Pythia hätte ihn um 
den Doppelsinn seiner Worte beneiden müssen, 
denn es ging daraus nicht hervor, ob jetzt die 
Haushaltsbesteuerung in der bisherigen Form 
wirklich fallen oder ob sie bleiben soll. 

Beim Außenhandel hat sich der Herr Bundes­
kanzler, wie ich schon erwähnte, auf den stei­
genden Export berufen, allerdings vergessen 
hinzuzufügen, daß beispielsweise im Jänner 
die Importe um 414 Millionen Schilling auf 
1693 Millionen Schilling und die Exporte um 
269 Millionen Schilling auf 1258 Millionen 
Schilling zurückgegangen sind. Man darf also 
aus den erfreulich günstigen Ergebnissen des 
Jahres 1954 auch nicht zu weitgehende Rück­
schlüsse auf den Außenhandel ziehen und 
allzu große Hoffnungen auf eine dauernd 
günstige Entwicklung in der Zukunft hegen. 

In seinem Buch "Die radikale Geldreform " be­
hauptet der Verfasser , Dr. Kapfinger, daß sich die 
soziale Oberschicht in Österreich von 4 Prozent 
auf I Prozent verringert, die Masse der Besitz­
losen aber von 60 auf 77 Prozent vermehrt habe. 
Um Prozente wollen wir hier nicht streiten; 
es mag schon sein, daß dieses eine Prozent, von 
dem der Herr Dr. Kapfinger spricht, die Hoch­
konjunktur wirklich gemerkt hat. Offenbar 
gehört zu diesem Prozent jene Schar von 
Menschen, die sich beispielsweise zu Silvester 
des verflossenen Jahres in einem Wiener Nobel­
restaurant ein Abendessen um 900 S leisten 
konnten, aber die große Masse der arbeitenden 
Bevölkerung hat von dieser Hochkonjunktur 
allerdings nichts oder nur sehr wenig bemerkt. 
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Daß es gelungen ist, den Schilling eine Zeitlang 
stabil zu halten, ist hocherfreulich, aber es ist 
noch lange kein Grund, übermütig zu werden. 

In Amerika merkt man bereits ein Abflauen 
der Konjunktur - Gewerkschaften waren 
dort mit Lohnkürzungen einverstanden -, 
und man hat schon eine Erhöhung des Gold­
preises von 35 Dollar je Unze in Erwägung 
gezogen. Diese Abwertung des Dollars wird 
man sich drüben gewiß noch gut überlegen, 
aber die Frage ist erlaubt, wie die Auswir­
kung auf die übrige Welt wäre, zum Beispiel 
auf Österreich. Ich bezweif le, daß Österreich 
heute schon krisenfest genug ist, um eine 
derartige Veränderung der Weltmarktlage ohne 
weiteres und ohne schwere Schäden zu über­
stehen. Aber das sind Einzelbemerkungen. 

Zum Wesentlichen möchte ich noch etwas 
ganz anderes sagen. Der sogenannte Kamitz­
Kurs hat es zustandegebracht, die in den fünf 
Etappen der bisherigen Lohn- und Preis­
abkommen widergespiegelte stürmische Auf­
wärtsentwicldung der Preise und der diesen 
immer nur später und teilweise folgenden 
Löhne und Gehälter abzustoppen, und zwar 
durch keinen Stillstand, aber doch durch eine 
viel ruhigere Entwicklung zu ersetzen. Der 
Grundfehler aber war der, daß auch der so­
genannte Kamitz-Kurs das ihm vorangegan­
gene Preis- und Lohngefüge übernommen und 
von ihm seinen Ausgang genommen hat. 
Kleine, in ihren Auswirkungen meist schon 
zur Zeit der Durchführung durch Preisent­
wicklung überholte Verbesserungen des Lohn­
schemas - wie die sogenannte Entnivellierung 
der Gehälter und Löhne der öffentlich An­
gestellten, so bedeutend sie das Budget be­
lasten - spielen dabei für die Betroffenen 
selbst kaum eine nennenswerte Rolle. Das 
Wirtschaftskonzept der Regierung hat also 
auf einem Grund gebaut, der selbst morsch 
und brüchig war. Das an sich völlig verzerrte, 
fehlerhafte, unrichtige Preis- und Lohngefüge 
ist dadurch nicht besser und nicht richtiger 
geworden, daß es nun künstlich stabilisiert 
wurde. Es ist verzerrt, falsch und ungesund 
geblieben. 

Wichtige Nahrungsmittel, wie zum Beispiel 
die Milch, haben keinen echten, sondern einen 
politischen Preis. Da aber niemand dauernd 
unter seinen Gestehungskosten produzieren 
kann, zahlt der Staat, das heißt die Allgemein­
heit, in Form von Subventionen, die aus 
Steuermitteln stammen, die Differenz wieder 
darauf. Diese Wohltat kommt aber dem Kon­
sumenten nur scheinbar zugute, denn auf dem 
Umweg über die öffentlichen Abgaben wird 
ihm, was er auf der einen Seite erspart, auf der 
anderen Seite mit Zinsen wieder abgenommen. 
Die Zinsen sind die hohen Kosten für den auf-

geblähten, mit Parteigünstlingen der Regie­
rungskoalition reichlich bestückten Verteiler­
apparat. Die sogenannte freie Wirtschaft hier 
und die Zwangswirtschaft dort vertragen sich 
eben nicht zu gleicher Zeit und am gleichen 
Ort, und der von der Regierung so hoch ge­
rühmte Kompromiß ist in Wahrheit nur ein 
Beweis der Unmöglichkeit, aus diesem Teufels­
kreis herauszukommen, wenn die eine Seite 
fortwährend hü t und die andere hott t schreit. 
Solange das gegenwärtige Subventionssystem 
mit seiner den Staatshaushalt belastenden, in 
die hunderte Millionen gehenden Riesenhypo­
thek nicht beseitigt wird, kann von einem 
gesunden Preisgefüge keine Rede sein. Das 
gleiche gilt auch - ich scheue mich gar nicht, 
es hier auszusprechen - von den Mietzinsen, 
deren aus parteipolitischen Gründen wirt­
schafts- und vernunftswidrig durch Zwang 
stabilisiertes Niveau der Gesamtwirtschaft und 
damit auch den Mietern selbst fortlaufend 
einen horrenden Schaden zufügt. 

Nun wird freilich kein Vernünftiger in dieser 
Lage daran denken können, durch eine plötz­
liche Auf hebung der versteinerten Wirtschafts­
Zwanggesetze den Dingen einfach freien Lauf 
zu lassen und eine Preislawine ins Rollen zu 
bringen, die den ehrlich und schwer genug 
arbeitenden Menschen in Österreich - deren 
Realeinkommen ohnehin weit unter dem Ein­
kommensniveau der meisten zivilisierten Staa­
ten liegt - unter sich begraben müßte. Die 
Wiederherstellung echter Preise setzt auch 
echte Löhne und Gehälter voraus, die zur 
Bestreitung der wahren und nicht der künstlich 
verzerrten Lebenshaltungskosten, wie sie in den 
Indizes wiedergegeben werden, hinreichen wür­
den. 

Diese beiden Aufgaben sind naturgemäß in 
gleicher Weise sehr schwierig, aber ihnen ein­
fach aus dem Weg zu gehen und die Dinge 
treiben lassen, so wie man sie übernommen 
hat - sie im besten Falle nicht weiter zu ver­
schlimmern, aber keineswegs zu verbessern -, 
das ist keine staatsmännische und wirtschafts­
politische Lösung. Die schweren Struktur­
fehler des österreichischen Preis- und Lohn­
gefüges werden niemals verschwinden, wenn 
man sie "stabilisieren", das heißt verewigen 
will. Wenigstens einen ehrlichen Versuch zu 
einer organischen Bereinigung dieses Kern­
problems der österreichischen Wirtschaft zu 
machen, dazu hat der Regierung einfach der 
Mut gefehlt. Niemand darf sich daher wundern, 
wenn dieses stolze Stabilisierungsgebäude jeden 
Augenblick ins Wanken geraten kann. 

Und nun komme ich auf meine eingangs 
gemachte Bemerkung zurück, daß noch ein 
anderer Grund für das uns gestern gegebene 
Wirtschaftsexpose der Regierung vorliegen 
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muß als der offiziell bekanntgegebene, denn 
der Herr Bundeskanzler Raab, der zweifellos 
eine gewisse Witterung für unausweichliche 
künftige politische und wirtschaftliche Ent­
wicklungen besitzt, was er schon mehrmals 
bewiesen hat, dürfte auch jetzt schon in seinem 
Innersten von der Unabwendbarkeit des Wie­
deranlaufens der Preis- und Lohnspira.Ie über­
zeugt sein. Ich habe den Eindruck, daß seine 
Warnungen nicht zuletzt auch dazu dienen 
sollen, um sich und der Regierung rechtzeitig 
ein Alibi zu verschaffen, wenn dann jene Ent­
wicklung eintritt, die vielleicht heute schon als 
unabwendbar erkannt wird. 

Aus den Gründen, die ich dargelegt habe, 
stimme ich gegen den Bericht der Regierung. 

Präsident Böhm: Als nächster Redner 
gelangt der Herr Abg. Dr. Maleta zum Wort. 

Abg. Dr. Maleta: Hohes Hans! Meine 
Damen und Herren! Wir leben in einer 
hastigen, überaus vergeßlichen Zeit. Man 
vergißt die Nöte und Sorgen der Vergangen­
heit, und man verkleinert die Erfolge, die 
unter größter Mühsal und allergrößten Schwie­
rigkeiten errungen werden mußten. Der All­
tag mit seinem kleinlichen Getriebe trübt 
den Blick für die Zusammenhänge. Aber es 

gibt Momente, in denen alles wieder klar 
sichtbar und erkenntlich wird, Augenblicke, 
in denen wir eine innere Distanz zu den 
Geschehnissen gewinnen und somit zu einer 
echten Bewertung des anfänglich so aussichts­
losen, im Rückblick jedoch so erfolgreichen 
Weges gelangen, ·den Österreich von 1945 bis 
heute zurückgelegt hat. 

Eine solche Stunde der Selbstbesinnung 
erlebten die Abgeordneten dieses Hauses 
gestern während der Rede des Herrn Bundes­
kanzlers. Er nannte sie zwar schlicht und 
einfach einen Rechenschaftsbericht, aber dieser 

, Rechenschaftsbericht beinhaltet eine imposante 
Leistungsschau und kann als großartiger 
Erfolgsbericht einer zielstrebigen und klugen 
Politik gewertet werden. Aus einer unglaub­
lichen Fülle von Einzeltatsachen gestaltete 
der Kanzler ein Bild des wirtschaftlichen 
Aufstiegs Österreichs, das sich aus der beispiel­
los katastrophalen wirtschaftlichen Situation 
des Jahres 1945 trotz einer ebenso beispiellos 
schwierigen politischen Situation zu der wirt­
schaftlichen Hochkonjunktur von heute ent­
wickelt hat. (Beifall bei der Ö V P.) Sicherlich 
gibt es in diesem Erfolgsbericht auch einige 
Hinweise auf im Augenblick noch nicht 
befriedigend gelöste Probleme, die noch einer 
Besserung und endgültigen Lösung harren. 
Aber es ist wenig Schatten unter viel Licht, 
und das scheint mir das Entscheidende zu sein. 

Daher ist es heute nicht meine Aufgabe, 
einzelne Punkte aus der Fülle des Tatsachen-

materials näher zu beleuchten, sondern es 
gilt, das Wesentliche vom Unwesentlichen 
zu scheiden und auf die großen Zusammen­
hänge hinzuweisen. Denn die ganze Fülle 
der wirtschaftlichen Einzelmaßnahmen der 
Regierung ist letzten Endes doch nur das 
Produkt einer politischen Strategie und eines 
zähen Kampfes. 

Es freut mich daher als Redner der Volks­
partei ganz besonders, daß wir diesen Rechen­
schaftsbericht des Bundeskanzlers, den wir 
gleichzeitig mit Stolz unseren Bundespartei­
obmann nennen (Beifall bei der Ö V P), einer 
sozialistischen Anfrage zu verdanken haben. 
Sicherlich ist die Tatsache, daß. der Herr 
Kanzler diese Anfrage mit einem so ausführ­
lichen Bericht beantwortete, auch ein hin­
länglicher Beweis dafür, daß seine Politik 
Anfragen nicht zu scheuen hat und daß er 
und seine Politik gar wohl bei einer offenen 
Erörterung im Haus und vor dem ganzen 
österreichischen Volk nur zu gewinnen haben. 
(Beifall bei der Ö VP.) 

Es ist freilich nicht zu leugnen - und ich 
habe auch gar nicht die Absicht, eine Ge­
schichtslüge zu begehen -, daß der Bericht 
des Kanzlers ein Bericht der Koalitions­
regierung ist. (Abg. M arianne Po II a k : Na 
eben !) Diese Koalition ist schon oft als eine 
Vernunftehe bezeichnet worden, die im Jahre 
1945 aus dem politischen Instinkt der beiden 
Großparteien geboren und die von der Masse 
der Österreicher aus dem gleichen politischen 
Instinkt heraus gebilligt wurde. Die Koalition 
war nicht immer populär und konnte es auch 
nicht immer sein. Sie hat es auch nicht 
leicht, weil es sich bei dieser Vernunftehe 
um die Zusammenarbeit zweier Parteien han­
delt, die gerade in wirtschafts- und sozial­
politischen Fragen - und gerade solche waren 
in erster Linie in den letzten Jahren zu ent­
scheiden - weitgehend in ihren Auffassungen 
divergent sind. Aber wir wissen heute mit 
Sicherheit, daß wir dieser Zusammenarbeit 
die politische Stabilität der Verhältnisse in 
Österreich und daher indirekt auch den wirt­
schaftlichen Aufschwung zu verdanken haben, 
weil durch sie der innere Friede bewahrt 
werden konnte und Österreich von schweren 
politischen Auseinandersetzungen verschont 
blieb. Denn ohne inneren Frieden gibt es 
keinen wirtschaftlichen Fortschritt. (Beifall 
bei der Ö V P.) 

Ich leugne nicht, daß diese Politik nicht 
immer von allen Wählern aus dem nicht­
sozialistischen Lager, besonders aus den 
Kreisen des VdU, verstanden wurde, die uns 
immer wieder das westdeutsche Beispiel vor 
Augen hielten. Aber gerade heute zeigt die 
jüngste Entwicklung in Deutschland, daß 
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das Alleinregieren auch seine Schattenseiten 
hat, weil zwei Massenparteien, wenn sie sich 
ständig nur als Regierung und Opposition 
gegenüberstehen, in ihrer Haltung mit der 
Zeit so weit auseinanderklaffen, daß sie eines 
Tages überhaupt nicht mehr zu gemeinsamer 
Arbeit zusammenfinden können, auch wenn 
es die Not der Stunde gebieten würde. 

Allerdings, meine Damen und Herren, muß 
ich dieser Feststellung nunmehr eine andere 
gegenüberstellen. Die Tatsache, daß beide Par­
teien den inneren Frieden aufrechterhalten 
haben, beweist nur, daß sie ein gemeinsames Ver­
dienst an der Schaffung der Voraussetzungen 
des wirtschaftlichen Aufstieges haben. Sie 
beweist aber noch lange nicht, daß die wirt­
schaftlichen Grundsätze, die dann tatsächlich 
den wirtschaftlichen Aufstieg herbeigeführt 
haben, im gleichen Ausmaß auch die Grund­
sätze der Sozialistischen Partei sind (Z�(,­
stimmung bei der (J VP) , es sind vielmehr die 
Grundsätze der Volkspartei. Kurz ges�gt 
kann man den Anteil der beiden Koalitions­
parteien am gestrigen Erfolgsbericht der Re­
gierung wie folgt definieren: Die Regierung 
Raab-Schärf zeichnet für die politische Stabili­
tät, der Kurs Raab-Kamitz aber brachte den 
wirtschaftlichen Aufstieg. (Starker Beifall bei 
der . () VP. - Zwischenrufe und Heiterkeit bei 
der SP(). - Abg. We ikh art: Da lächelt selbst 
der Maleta !) 

Von diesem Hintergrund aus wollen wir 
nun einmal die Regierungserklärung unter­
suchen. Erinnern wir uns doch der Aus­
einandersetzungen um die Richtigkeit jener 
Politik, die heute vor dem österreich ischen 
Volk ihren Erfolg präsentiert. (Abg. Früh­
w i r  t h: Das ist die sozialistische I nvestitions­
politik !) Durch den Bericht des Herrn Kanzlers 
zieht sich wie ein roter Faden der Hinweis 
(Abg. Marianne Pol lak:' Sehr richtig !) - er 
ist manchmal gerissen und geknüpft worden -, 
daß erst die Stabilisierung der Währung die 
Voraussetzung für alle anderen Wirtschafts­
maßnahmen geschaffen hat. Lieber Herr 
Kollege Pittermann, Sie lächeln zwar, aber 
sagten Sie nicht einmal : Was haben wir 
von einem hohen Schillingkurs in Zürich bei 
gleichzeitiger Massenarbeitslosigkeit 1 (Abg. 
Dr. Pit terma nn: Sehr richtig ! - Lebhafte 
Zustimmung bei der S p(J.) Das Gegenteil ist 
eingetroffen : Wir haben einen stabilen Schil1ing 
und eine Vollbeschäftigung. ('Lebhafter Beifall 
bei der Ö V  P.) 

Ein anderes Beispiel: Gestern hörten wir 
aus dem Bericht des Herrn· Kanzlers die 
stolzen Hinweise auf die erfolgten Einkommen­
und Lohnsteuersenkungen, die das Realein­
kommen in Österreich erhöhten. Erinnerte 
sich vielleicht bei dieser Stelle der Herr 

Minister Waldbrunner, daß er im Novem­
ber 1953 die Forderung nach Steuersenkungen 
als demagogische Phrase der ÖVP bezeichnet 
hat 1 (Abg. Dr. Pittermann: Kamitz erinnert 
sich auch an manches nicht !) Haben wir 
bereits vergessen, daß sozialistische Wirt­
schaftstheoretiker von diesen Steuersenkungen 
große Einnahmenausfälle erwarteten, während 
wir gestern vom Herrn Kanzler hörten, wie 
in den vergangenen beiden Jahren die Ein­
nahmen des Staates den Voranschlag um 
hunderte Millionen überschritten haben � (Bei­
fall bei der (J VP.j 

Oder hörten wir nicht auch, daß die Ab­
lehnung der Finanzierung der öffentlichen 
Investitionen mittels inflatorischer Maßnahmen 
durch Minister Kamitz ihm den Vorwurf 
eintrug, überhaupt ein Gegner arbeitsbe­
schaffender Investitionen zu sein, während Cl' 

in Wirklichkeit lediglich um die wirtschaft­
lich richtige Finanzierung dieser Investitionen 
kämpfte und sie ermöglichte 1 Hat man nicht 
als Folge unserer Zollpolitik Preiserhöhungen 
vorausgesagt, während in Wirklichkeit die 
Importpreise durch die Libera1isierungsmaß­
nahmen gesunken sind? Hat man denn nicht 
überhaupt die Wirtschaftspolitik der Volks­
partei, wegen deren Grundsätzen man sogar 
eine Regierungskrise und Neuwahlen riskierte, 
als eine volksfeindliche Politik der besitzenden 
Schichten für profitgierige Unternehmer, an­
onyme Bankdirektoren, Industrieführer und 
Kartellherren bezeichnet 1 Heute hingegen 
dokumentiert sich diese Politik als die Politik 
einer echten Volkspartei für das gesamte Volk, 
für alle schaffenden Menschen dieses Landes, 
nicht zuletzt für die Arbeiter und Angestellten 
(lebhafter Beifall bei der Volkspartei), die die 
Erfolge dieser Politik in einer Erhöhung ihres 
Realeinkommens spüren, und aus der viele 
Menschen, die nicht das Parteibuch der ÖVP 
in der Tasche tragen, sondern sie bekämpfen, 
ihren Nutzen ziehen. 

Sicher können auch diese offensichtlichen 
Erfolge politische Gegner nicht überzeugen; 
täten sie es, verlören sie ja ihre Da­
seinsberechtigung. Deshalb werden heute 
hier Redner der Kommunistischen Partei 
und des V dU sicherlich Kritik an der gestrigen 
Regierungserklärung üben. Vielleicht werden 
sie einiges Gute an der Regierungserklärung 
finden, aber ich erinnere mich an ihre Ver­
sammlungsredner und an die Schreibweise 
der "Neuen Front". (Abg. S t endebach: Er­
innern Sie sich an die Budgetrede ! Da haben 
wir alles vorausgesagt !) 

Die Kritik der Kommunisten ist vergleich­
bar mit der Vorgangsweise eines zerschlissenen 
Bettlers, der einem gut und ordentlich an­
gezogenen Mann erklärt, er würde noch besser 

• 
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angezogen sein, wenn er seine Wirtschafts­
und Finanzpolitik betreiben würde. (Abg. 
E. Fisch e r: Gar so gut seid ihr politisch 
w1�eder nicht angezogen ! - Abg. Dr. Hol e n­
e der: Schaut, daß ihr nicht ausgezogen werdet! 
Er soll schauen, daß er nicht einmal in einem 
Säuberungsprozeß ausgezogen wird!) Es ist 
eine weltpolitische Groteske, daß ausgerechnet 
die Vertreter der kommunistischen Welt­
anschauung, in deren Ländern der düstere 
Alltag eines grauen Lebens in bitterer Armut 
herrscht, den Menschen in Ländern mit 
höherem Le bensstandard einreden wollen, 
deren Regierungen seien volksfeindlich und 
nur der Kommunismus garantiere einen 
besseren wirtschaftlichen und sozialen Fort­
schritt. 

Nun aber zum VdU 'und zu seinen Rednern 
in den Versammlungen. Meine Herren ! Sie 
haben in den vergangenen Jahren die ÖVP 
oft der Schwäche und Nachgiebigkeit geziehen 
und ihr vorgeworfen, daß sie sich im Schlepptau 
der Sozialistischen Partei befinde. Der Rechen­
schaftsbericht des Kanzlers ist ein schlagender 
Beweis dafür, daß die Volkspartei - und 
sie ist eine wirkliche Kraft, und zwar die 
erste politische Kraft in diesem Lande (leb­
hafter Beifall bei der Ö V P) - von der zer­
beulten Dritten Kraft keine Belehrung braucht, 
wie man innerlich stark und geschlossen ist 
und wie man nach außen hin Erfolge erzielt. 
(Abg. E. Fischer: Da habt ihr euch wieder 
zerstritten mit der Dritten K ro;jt !) 

Sicherlich haben zu diesem erfreulichen 
und positiven Ergebnis der Wirtschaftspolitik 
unserer Regierung der Fleiß, die Disziplin 
und politische' Klugheit unseres Volkes maß­
geblich beigetragen. Aber diesen Fleiß richtig 
zu lenken, den Arbeitswillen und das Ver­
trauen zu erhalten, das ist nur das Ergebnis 
einer zielbewußten Politik, der Politik unserer 
Partei und unseres Kanzlers. 

Sicherlich haben auch unsere Freunde im 
Ausland maßgeblich zum heutigen Erfolg der 
Regierung beigetragen, denn sie haben uns 
nach dem beispiellosen Zusammenbruch des 
Jahres 1945 wiederaufbauen geholfen. Stets 
wird daher das österreichische Volk gegenüber 
dem Marshallplan, jener unerhörten Hilfe­
leistung des amerikanischen Volkes, eine 
Dankesschuld empfinden. (Beifall bei der Ö V P.) 
Aber, meine Damen und Herren, andere 
Länder haben auch Hilfe erhalten, und diese 
Länder waren nicht vierfach besetzt, sondern 
waren in weit günstigeren wirtschaftlichen 
und politischen Verhältnissen als Österreich, 
und dennoch hat, wie ausländische Experten 
bestätigen, gerade Österreich zum Erstaunen 
und zur Bewunderung der Welt größere Auf-

bauleistungen mittels dieser Wirtschaftshilfen 
erzielt. 

Wir Österreicher sollten darum wirklich 
nicht nur raunzen, kritisieren und es als 
selbstverständlich ansehen, wenn wir die Auf­
bauleistungen unserer Regierung behaglich 
in den Wochenschauen betrachten, sondern 
wir sollten uns dessen stets bewußt sein, 
daß die dort gezeigten Bilder der Investitionen, 
des Wiederaufbaues, ob Staatsoper oder Elek­
trizitätswerk, ob Staudamm oder Breitband­
straße, ob Autobahn oder Kindergarten, eine 
Leistung des österreichischen Volkes sind. 
Wenn wir in einem Führerstaate lebten, 
dann würden uns weit geringere Aufbau­
leistungen tagtäglich als grandioser Erfolg 
eingebleut werden, und wir müßten mit Dank­
parolen durch die Straßen ziehen. ( Heiterkeit 
bei der ÖVP.) Aber, meine Damen und Herren, 
auch eine Demokratie braucht Selbstbewußt­
sein für ihre Leistungen. Ihre Stär ke liegt 
allerdings darin, daß ihre Aufbauleistungen 
ohne Zwang und ohne Selbstentwürdigung 
des Menschen von freien Menschen in einem 
freien Staat und für ein freies und gesichertes 
Leben erbracht werden. (Lebhafter Beifall bei 
der (JVP.) 

Es war der Wunsch des Kanzlers, die 
Bundesregierung bei der Bewältigung ihrer 
großen Aufgaben auch durch Ratschläge zu 
unterstützen. Ich möchte in diesem Sinne 
wenigstens eine Detailfrage, die mir von 
Bedeutung erscheint, herausgreifen. Das be­
merkenswerte Absinken der Arbeitslosigkeit, 
das heuer, allen Traditionen zum Trotz, 
bereits im Februar zu verzeichnen war, ist 
nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß es 
heuer gelang, die Bautätigkeit auch während 
der Wintermonate in größtmöglichem Ausmaß 
weiterzuführen. (Abg. Ma.rianne Polla k :  Wo 
am meisten ?) Schon jetzt zeichnet sich ab, 
daß wir, so wie im vergangenen JT1hr, auch 
heuer wieder eine unerhörte Baukonjunktur 
erleben werden. 

Nun ist aber bereits von den ewigen Kriti­
kastern und Besserwissern die Befürchtung 
geäußert worden, daß angesichts der großen 
Bauvorhaben in der Gegenwart in späteren 
Jahren, wenn diese Bautätigkeit erschöpft 
sein wird, ein Massenaufgebot von Beschäf­
tigungslo�en aus der Bauwirtschaft vorhanden 
sein und Arbeit suchen wird. Man wird diese 
Frage, wie es sich für eine vorausschauende 
Wirtschaftspolitik gehört, sachlich zu prüfen 
haben, doch glaube ich, schon jetzt sagen 
zu können, daß diese Befürchtungen un­
begründet sind. Das große Zehnjahres-Investi­
tionsprogramm der Bundesregierung steckt 
bereits grundsätzlich einen weiten Rahmen 
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für die künftige Arbeitsbeschaffung. Auch 
konkrete Projekte sind in genügender Zahl 
vorhanden: der Ausbau und die Verbesserung 
des Straßennetzes, die Fertigstellung der Auto­
bahn Wien-Salzburg und die Planung ihrer 
Weiterführung nach Süden. Auch der Ausbau 
unserer Wasserkräfte ist noch keineswegs 
abgeschlossen, und das Projekt Interalpen 
erschließt hier eine Möglichkeit der Zusammen­
arbeit auf internationaler Ebene. 

Man sieht also - und das sei den Kritikern 
ins Stammbuch geschrieben -, daß es an 
großen Arbeitsvorhaben auf Jahre und Jahr­
zehnte hinaus nicht mangeln wird. Wir 
vertrauen auf das Können und den Weitblick 
unseres Finanzministers Kamitz, der zur ge­
gebenen Zeit die materielle Voraussetzung 
für ihre Bewältigung schaffen wird. (Beifall 
bei der Ö VP. - Abg. Dr. Pit t ermann : Das 
walte J oham ! - Gegenrufe bei der Ö V P. -
Präsident Böh m  gibt das Glockenzeichen.) 

In wenigen Wochen werden wir in diesem 
Saale eine außenpolitische Debatte führen. 
Was immer ihr Ergebnis sein wird, ob 
wir echte Möglichkeiten für einen Staats­
vertrag sehen oder nicht, und welche Wege 
einzuschlagen sind, um vielleicht doch dieses 
Ziel zu erreichen, eines jedenfalls steht fest, 
daß angesichts des gestrigen wirtschaftspoli­
tischen Erfolgsberichtes am 27. April die 
Weltöffentlichkeit noch deutlicher erkennen 
muß, daß man einem solchen Volk mit solcher 
Kraft und solchen Leistungen endlich die 
Freiheit geben muß. (Lebhafter Beifall bei der 
Volkspartei.) N ach zehn Jahren Kolonial­
herrschaft gebührt unserem Österreich als 
Herzstück des Abendlandes endlich die Frei­
heit! 

In dieser ernsten, schwierigen, aber dennoch 
sichtbare Erfolge aufweisenden Zeit weiß die 
Österreichische Volkspartei an ihrer Spitze 
und als � Regierungschef einen Mann voll 
Energie und Schaffenskraft, der uns der Garant 
dafür ist, daß wir auch in Zukunft die vor 
uns liegenden Hindernisse so wie in der Ver­
gangenheit überwinden werden. (Abg. Doktor 
Pi t t e rma nn: Das haben wir schon beim Figl 
gehört!) Wenn der Herr Bundeskanzler gestern 
in seiner Rede bescheiden erwähnte, daß ein 
einzelner kaum mehr imstande sei, die gesamte 
Volkswirtschaft in all ihren vielfältigen Wir­
kungsbereichen zu überblicken (Abg. Ernst 
Fisc he r : Der Kamitz ist esl) , so haben seine 
Ausführungen gerade das Gegenteil bewiesen. 
Wir haben das beruhigende Gefühl, daß er 
sehr wohl den Gesamt bereich der Wirtschaft 
überblickt und um die Nöte der Bauern 
genau so Bescheid weiß wie um die Anliegen 
der Arbeitnehmer oder der kleinen Gewerbe­
treibenden. Sicher ist heute jeder Staatsmann 

in zunehmendem Maße auf die Fachleute 
angewiesen, um die schwierigen Spezialgebiete 
zu überschauen, und sicher ist es dem einzelnen 
heute fast unmöglich, selbst alle Details der 
volkswirtschaftlichen Entwicklung bis ins letzte 
zu kennen. Entscheidend aber für den poli­
tischen Führer ist der Sinn für das Wesent­
liche, das Erkennen der großen Entwicklungs­
linie, der klare Blick für das eigentliche Ziel, 
vor allem aber der Mut zur Verantwortung 
und das Feingefühl, die Grenzen zu erkennen, 
die das Mögliche vom Unmöglichen trennen. 
(Abg. E. Fischer: Sie sind der reine Ministrant 
mit dem Weihrauchfaß! - Heiterkeit.) Bei 
uns ist es viel einfacher, wir ministrieren 
e i n  e 111 Mann, und Sie ministrieren jedes 
Jahr einem anderen. (BeifaU bei der Ö V P. -
Abg. Zecht l : Aber  Ministrant bleibt Mini­
strant I) Ihr habt niemanden zum Ministrieren! 

Aus all diesen Gründen erfüllt der Bericht 
des Kanzlers gerade die Abgeordneten unserer 
Partei mit Freude und Selbstbewußtsein. 
Sicher war es gerade für uns leicht, seine 
Politik zu stützen, weil die Volkspartei von 
allem Anfang an eine Partei des gesamten 
Volkes war und ist. Sie erfaßt alle Schichten 
der Bevölkerung, sie muß auf alle Rücksicht 
nehmen, sie muß bereits in ihrem Schoße 
wirtschaftliche Interessengegensätze aus­
gleichen. Gerade deshalb aber ist sie nicht 
gezwungen, bloße Standes- und Klassen­
interessen zu vertreten, denn über alle wirt­
scha�tspolitischen Zielsetzungen hinaus stellt 
die Österreichische Volkspartei nach wie vor 
eine id�.ologische Einheit dar. ( Heiterkeit be'i 
der SPO. - Abg. Probs t: Bis auf das Burgen­
land I) 

Aus diesem geschlossenen Weltbild ergibt 
sich das Bekenntnis zum Notwendigen sowie 
die Bereitschaft zum Verzicht, wenn es das 
gemeinsame Interesse erfordert. Daher beugen 
sich innerhalb unserer Partei die Bünde vor 
dem Gesamtinteresse, weil sie ganz gen au 
wissen, daß ein unnachgiebiges Festhalten 
an einem scheinbaren Vorteil für ihre Berufs­
angehörigen einen viel größeren Nachteil nach 
sich ziehen würde, wenn dadurch das Gesamt­
interesse geschädigt wird. Aus dem gleichen 
Grunde aber gereicht jede wirtschaftliche 
Hilfe, die die Politik der Gesamtpartei für 
einen einzelnen Berufsstand erringt, auch 
den anderen Berufsständen zum Vorteil, weil 
letzten Endes die gesamte Volkswirtschaft 
in sich verzahnt ist. 

Deshalb protestieren die Arbeitnehmer in 
unserer Partei nicht gegen eine gesunde 
Bauernpolitik, weil sie ganz genau wissen, 
daß der wirtschaftliche Aufstieg und eine 
vernünftige Preisgestaltung der Landwirt­
schaft letzten Endes dem städtischen Konsu-
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menten seinen Bedarf sichern und Österreich 
zum Selbstversorger machen. Deshalb ver­
gönnen in unserer Partei ebenso die Bauern 
den Arbeitnehmern sozialpolitische Erfolge, 
weil sie ganz genau wissen, daß die erhöhte 
Kaufkraft des Arbeitnehmers sich in ihren 
eigenen Taschen vorteilhaft auswirkt. Deshalb 
vergönnen bei uns sowohl die Bauern wie die 
Arbeiter der Industrie und den Unternehmern 
. einen vergrößerten Export, eine gesteigerte 
Produktion, weil sie ganz genau wissen, 
daß hiedurch die Vollbeschäftigung gesichert 
wird, die letzten Endes ihnen selbst zugute 
kommt. Und deshalb können wir heute von 
einem wirtschaftlichen Aufschwung in Öster­
reich reden, weil über alle Ichsucht und 
Nörgelei die Einsicht in die Gesamtnotwendig­
keiten vorhanden war. Ich wage zu be­
haupten, daß ohne diese Einsicht die Volks­
partei niemals das starke Instrument hätte 
sein können, mit dessen Hilfe der Kanzler 
seine erfolgreiche Politik durchgesetzt hat. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Daher wäre es falsch, zu glauben, wenn 
heute unser verehrter Präsident Böhm als 
Haupt des Gewerkschaftsbundes im Namen 
der Sozialistischen Partei die Regierungs­
erklärung vom Standpunkt der Arbeitnehmer­
interessen - allerdings so , wie er sie sieht -
bewerten wird, daß unsere Bewertung vom 
Standpunkt einer Arbeitgeberpartei aus er­
folgt. (Abg. Freu nd :  Mit Maleta-Augen wird 
er sie nicht anschauen !) Denn eine Arbeitgeber­
politik, wie sie in der marxistischen Ideologie 
gezeichnet und verzeichnet ist, kämpft um 
das, was sie an Vorteil für sich auf Kosten 
der Arbeitnehmerschaft erraffen kann. Die 
Arbeitgeberpolitik der Volkspartei gibt 
den Arbeitgebern das, was ihnen für ihre 
Leistung, ihre Initiative und für ihr Risiko 
gebührt, aber sie zeigt ihnen ebenso klar, 
daß die Existenz der Arbeitgeber untrennbar 
verknüpft ist mit einem steigenden Wohl­
stand der Arbeitnehmerschaft. (Beifall bei 
der Ö VP. - Abg. Dr. Reimann : Das klingt 
sehr schön !) 

Diese geistige Haltung liegt letzten Endes 
der sozialen Marktwirtschaft zugrunde. Diese 
Wirtschaft bekennt sich zur freien und schöp­
ferischen Initiative, sie befreit den wirtschaften­
den Menschen von bürokratischen Schranken 
und Dirigismus. (Abg. E. Fische r :  Wo ? Wo ?) 
Dort nicht, wo wir noch gehemmt sind von 
der Koalitionspartnerschaft ! Diese gleiche 
soziale Marktwirtschaft legt aber auch die 
Verpflichtung auf, daß dieses so gewonnene 
Sozialprodukt der Erhöhung des Lebens­
standards für die Gesamtheit dienen muß. 
Das Geheimnis des Erfolges dieser Politik 
hat sich auch in Österreich enthüllt, weil 

der sogenannte Raab-Kamitz-Kurs ein prak­
tischer Anschauungsunterricht für die Richtig­
keit der theoretischen Lehre von der sozialen 
Marktwirtschaft war und ist. 

Diese von sozialem Verantwortungs bewußt­
sein getragene Wirtschaftspolitik der Volks­
partei hat es - und das ist wohl das Ent­
scheidende - überhaupt erst ermöglicht, 
von sozialen Leistungen nicht nur zu reden, 
sondern sio auch zu vollbringen. Die wirt­
schaftlichen Erfolge der letzten Jahre, die 
Stabilisierung der Währung, die Ausgeglichen­
heit des Budgets, die Erhöhung des Real­
einkommens, die Vollbeschäftigung, all dies 
ist ein Beweis dafür, daß die Volkspartei 
nicht nur eine ideologische Einheit, nicht nur 
eine wirtschaftliche Interessenvertretung, son­
dern auch eine moderne Sozialbewegung ist, 
die neue und eigene Initiativen entwickelte. 
(Beifall bei der O VP. - Abg. E. Fis c h e r :  
Te Julius laudamu8 ! - Heiterkeit. - Gegen­
rufe bei der Ö V P.) Die Kommunisten schreien 
aus ihrem Winkerl vergeblich. 

Andere haben gefordert, wir haben ge­
arbeitet, und vom Ergebnis dieser Arbeit 
geben wir allen Schichten dieses Volkes 
Existenz und Sicherheit des Lebens. Wir 
sind nicht reaktionär in Gedankengängen der 
Vergangenheit steckengeblieben, sondern wir 
haben mit Erfolg versucht, neuartige Sozial­
probleme unserer Zeit auch mit neuen Me­
thoden zu lösen. Ich verweise lediglich auf 
die Initiative der Volkspartei zur Einführung 
der Kinderbeihilfe und zur Ausgestaltung 
des Familienlastenausgleiches. Ich verweise 
auf die Eingliederung der Volksdeutschen, 
ich verweise auf die Tötung des Rentenklaus, 
die Sicherstellung der Wertbeständigkeit der 
Renten. Ich verweise auf die Entnivellierung 
der Beamtengehälter, und ich verweise auf 
die Fülle sozia.Ipolitischer Gesetze, die die 
arbeitenden Menschen unseres Volkes vor 
unvorhergesehenen Wechselfällen des Lebens 
schützen sollen. Wir wollen eben keine 
Proletarier, wir wollen keinen verproletari­
sierten Mittelstand, sondern wir wollen freie 
Menschen, die von ihrem Einkommen, sei 
es aus selbständiger oder unselbständiger , 
aus landwirtschaftlicher oder gewerblicher 
Arbeit, leben und für ihre Kinder sorgen 
können. (Beifall bei der Ö V P.) 

Hüten wir uns vor einem Fehler. Sozial­
politik heißt nicht nur Obsorge für die Arbeit­
nehmer. Nach unserer modernen Auffassung 
von Sozialpolitik in der Volkspartei heißt 
sie Obsorge für alle sozial und wirtschaftlich 
Bedrängten, die ebenso unter den Selbstän­
digen und sogar in den Arbeitgeberkreisen 
zu finden sind. Deshalb die Hilfe für Ge­
werbetreibende durch Kredite, Steuererleich-

218 
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terungen, Altersvorsorge, Familienbeihilfe, da­
her ebenso Hilfe für notleidende Agrargebiete 
durch Modernisierung, Rationalisierung, Me­
chanisierung, durch genossenschaftliche Hilfs. 
maßnahmen, Preisstützungen, Absatzregelun­
gen etc. 

Alle diese Hinweise widerlegen einen Vor­
wurf, der einmal gegen die Volkspartei er­
hoben wurde. Diese Volkspartei, so sagte 
man, betreibt überhaupt nur mehr Wirtschafts­
politik. Heute sage ich, daß diese Wirtschafts­
politik die Sozialpolitik erst ermöglicht und 
gerettet hat. (Beifall bei der 0 Y P.) 

Und noch eines sage ich Ihnen . . . (Abg. 
D1'. Pit te rman n :  Dafür bekommen Sie das 
Signum '"Lauda" !) Das hat schon der 
Fischer vorgebetet. Heute sind Sie nicht 
geistreich, Kollege Pittermann ! 

Und noch eines sage ich Ihnen : Wenn wir 
im kommenden Herbst unsere Oper und d.as 
Burgtheater eröffnen und Zehntausende in 
der ganzen Welt auf diese Stunde warten 
und in dieses Land der Kultur und des Geistes 
kommen werden, wenn sie mit Staunen die 
Leistungen unserer Schauspieler, Sänger, 
Dichter und Wissenschaftler bewundern wer­
den, wenn sie die wiederaufgebauten Kultur­
stätten sehen werden, den . Stephansdom und 
alles andere, was dem Herzen der Österreicher 
teuer ist, dann wird es sich vor aller Welt 
erweisen, daß die Tatsache, wieder eine 
geistige und kulturelle Großmacht zu sein, 
nicht zuletzt das Ergebnis der Politik in 
diesem Lande und ihrer wirtschaftlichen Er­
folge ist. (Beifall bei der Ö Y P.) 

Sicherlich kann Kunst und Kultur nur 
dort sein, wo Menschen in gläubigem Idealismus 
ihr dienen und in ihrem Geist schaffen . Aber 
Idealismus allein nützt nichts. Er kann zwar 
Notzeiten überbrücken, er konnte im Jahre 
1945 an kalten Wintertagen auf den Schutt­
halden des zerstörten Domes einzelne Kunst­
denkmäler retten, er konnte zu einem Konzert 
in einem kahlen, nicht geheizten Saal be­
geistern, alles das kann er, aber er kann es 
nur kurze Zeit. Und so, meine Damen und 
Herren, ist die Wirtschaftspolitik unseres 
Kanzlers auch eine Tat österreichischer Kultur­
politik, weil er dafür die Voraussetzungen 
geschaffen hat. ( Neuerlicher Beifall bei der 
O YP.) 

Die Volkspartei wäre keine Partei dieses 
österreichischen Volkes, dieses Landes, sie 
wäre nicht der Träger des österreichischen 
Patriotismus und des Glaubens an die Sendung 
dieses Volkes, wenn sie über den Alltagssorgen 
das Geistige vergessen hätte. Und deshalb 
freut es uns, daß wir auf Grund der Finanzlage 
unseres Staates die Erhöhung des Kultur­
budgets vornehmen konnten . und a11 die 

materiellen AufbauJeistungen auf dem kul­
turellen Sektor ermöglicht wurden. 

Ich will nun zum Ende kommen. (Abg. 
Dr. Reimann: Gott sei Dank !) Das glaube 
ich euch, nach der Levitenrede. Eure 
Wähler werden mit größerem Interesse 
zugehört haben. ( Weitere Zwischenrufe bei der 
WdU.) 

Sicher war der gestrige Rechenschafts­
bericht, so bedeutsam und erfreulich er auch 
war, nur eine Zwischenbilanz, denn wir wissen, 
daß sich in der Auswirkung der Konjunktur 
auf die Bevölkerungsschichten noch Uneben­
heiten befinden und der Lebensstandard zwar 
allgemein, jedoch nicht gleichmäßig gestiegen 
ist. Aber ein Blick in unser Land, ein Blick 
in die Arbeits- und Wohnstätten unserer 
Bevölkerung zeigt doch die grundsätzliche 
Tatsache einer bedeutenden Steigerung des 
Lebensstandards und des Realeinkommens. 
Die Menschen in Österreich können sich heute 
über die elementarsten Lebensbedürfnisse hin­
aus einen bescheidenen Luxus und verschiedene 
Annehmlichkeiten leisten. Dabei wollen wir 
gar nicht reden von der Motorisierung, an 
der auch bereits viele Arbeitnehmer Anteil 
haben, von der Möglichkeit, an billigen Ferien­
reisen und Vergnügungen teilzunehmen. Es 
ist eben deutlich sichtbar, was der Bericht 
des Instituts für Wirtschaftsforschung in 
trockenen Zahlen sagt, daß die Reallöhne 
von Juni 1952 bis Jänner 1955 um rund 
II Y2 Prozent gestiegen sind. Ausländische 
Besucher, die Österreich nach einem Zeitraum 
von zwei oder drei Jahren jetzt wieder be­
reisen , sind jedenfalls voll Bewunderung für 
das, was in der Zwischenzeit vollbracht worden 
ist. Der österreichische Arbeiter ist mit un­
serem Wirtschaftssystem auch durchaus zu­
frieden, denn ein Blick über die Grenzen 
hinaus belehrt ihn, was es bedeutet, wenn ' der 
Kollektivismus in die Tat umgesetzt wird. 
Ist es daher nicht bemerkenswert, daß in 
Österreich, obwohl volle Freiheit für Demon­
strationen und Streiks besteht und diese 
vom Staate nicht verboten sind wie anderwärts, 
im sogenannten Arbeiterparadies, Protest­
kundgebungen dieser Art Seltenheitswert be­
sitzen ? Wir dürfen dieses Phänomen zweifel­
los nicht nur der Disziplin der Arbeiterschaft 
zuschreiben. Es ist ein Ausdruck des Ein­
verständnisses mit der politischen Führung 
und mit der wirtschaftlichen Situation. Unsere 
Arbeiter kaufen eben lieber in vollen Läden 
ein, als theoretisch Besitzer großer, aber 
leerer Warenhäuser zu sein. 

So darf ich denn abschließend als Sprecher 
der Volkspartei die Zustimmung meiner Frak­
tion zum Bericht des Herrn Bundeskanzlers 
bekanntgeben. Sicherlich haben wir noch 
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nicht alle Hindernisse überwunden, noch nicht I und damit hat er durchaus die Möglichkeit 
alle Ziele erreicht, doch der Weg, der zurück- neuer Preissteigerungen offengelassen. Hin­
gelegt wurde, ist imposant. Was wir geleistet gegen trat er dem Gedanken einer Lohn­
haben, haben wir nicht auf Grund der marxi- erhöhung energisch entgegen. Der Bundes­
stischen Kla�senkampftheorie vollbracht, wo- kanzler hat sich ferner gegen die Konsum­
nach man den einen arm machen muß ,  um steigerung ausgesprochen, obwohl er selbst 
den anderen reicher machen zu können. zugeben mußte, daß die Konsumgüterindustrie 
Wir haben vielmehr in gemeinsamer Arbeit in unserem Lande noch lange nicht voll aus­
einen sich mehrenden Wohlstand geschaffen, gelastet ist. (Abg. Dr. Ho fe nede r :  So wie 
an dem alle Bevölkerungsschichten, alle Berufe in den Oststaaten !) Mit keinem Wort hat der 
und alle Stände in gleicher Weise teilnehmen Herr Bundeskanzler auf die dringenden sozial­
können . Indem wir den wirtschaftlichen Auf- politischen Forderungen der Arbeiterschaft 
schwung mit freien Menschen in einem freien hingewiesen - er ist, abgesehen von der Fami­
Staat erreicht haben, ist es uns auch gelungen, lien politik , gar nicht darauf eingegangen -, 
die ethische Begründung für unsere Wirt- an deren Erfüllung aber die Arbeiterschaft 
schaftspolitik zu finden. Aus allen diesen ein dringendes, eminentes Interesse hat. Ich 
Tatsachen zieht die Volkspartei den einzig denke hier vor allem an die unerledigten 
folgerichtigen Schluß, daß ihre Politik richtig Sozialgesetze, wie das Arbeitszeitgesetz, das 
war und sie diese Politik fortsetzen muß, Mutterschutzgesetz , das Arbeitsvermittlungs­
allen Nörglern zum Trotz und dem Vaterland gesetz und das Gesetz über die Organisation 
zu Nutz. Sie ist überzeugt, daß der öster- der Arbeitsämter, das Personalvertretungs­
reichische Wähler zu unterscheiden weiß gesetz und andere . Gegen das erst in Aus­
zwischen jenen Männern, die nur reden und arbeitung befindliche neue Sozialversicherungs­
kritisieren, und jenen, die währenddessen gesetz laufen heute bereits die Unternehmer 
zielbewußt arbeiten. I .. etztere aber sind in Sturm. 
unseren Reihen, an ihrer Spitze unser Kanzler Mit einem Ziffernspiel, gestützt auf jene 
Julius Raab ! (Lebhafter Beifall bei der Ö V P. - Statistiken des Instituts für Wirtschafts­
Abg. D1·. Pi t t ermann:  Heil dir im Sieges- forschung, die von den Arbeitern, in letzter 
kranz ! - Abg. W e ikhar t : Heil unserem Zeit auch auf den Gewerkschaftstagen, scharf 
Führer ! ) kritisiert worden sind, hat uns der Herr 

Präsident Böhm : Als nächster Redner ge ­
langt der Herr Abg. Honner zum Wort. 

Abg. Honner : Sehr geehrte Damen und 
Herren ! In einer zweistündigen Rede hat 
uns gestern der Herr Bundeskanzler Raab 
einen Bericht über die wirtschaftliche Situation 
unseres Landes gegeben, einen Bericht, 
wie die Regierung die Situation eben betrachtet. 
Er hat mit Lob für das Geleistete nicht ge­
spart. Dr. Maleta hat allerdings kurz vor 
mir dieses Lob vorwiegend auf die ÖVP 
bezogen. (Abg. Dr. Hofe nede r :  Sie können 
es ruhig auf sich beziehen !) Der Herr Bundes­
kanzler hat aber den arbeitenden Menschen, 
die in den zehn abgelaufenen Jahren Öster­
reich wiederaufgebaut haben, den verdienten 
Lohn für diese Leistungen nicht einmal ver­
sprochen. Entkleidet man die Rede des 
Bundeskanzlers ihres Beiwerks, so bleibt die 
Feststellung : Die Regierung denkt nicht 
daran, ernstlich etwas zur Senkung der 
Preise zu tun, die Regierung denkt nicht daran, 
den Massenkonsum zu steigern, aber dafür 
tritt sie kategorisch den Lohnforderungen 
der Arbeiter und Angestellten, die auf der 
Tagesordnung stehen, entgegen. ( Abg. 
Machu nz e :  Warum mußte denn Malenkow 
gehen ?) 

Der Bundeskanzler hat erklärt, daß sich die 
Stabilität der Preise nicht garantieren lasRe, 

Bundeskanzler ausgerechnet, daß die Real­
löhne heute um 1 1  Prozent höher sind als 
im Juni 1952. Zugleich erklärte er, daß die 
Arbeitsproduktivität, also die Leistung der 
Arbeiter, in der gleichen Zeit um 24 Prozent 
gestiegen ist. Selbst nach diesen Ziffern 
ist also die Arbeitsleistung doppelt so stark 
gestiegen wie der Lohn. Die Hälfte der 
Produktionssteigerung ist also nur den Kapi­
talisten, nicht aber den Arbeitern zugute 
gekommen. Wenn aber die Arbeiter Lohn­
erhöhungen verlangen, ruft ihnen der Herr 
Bundeskanzler ein energisches Halt ent­
gegen. 

Die Ziffern, die der Herr Bundeskanzler 
über die Preise anführte, muß man sich 
besonders gut anschauen. Wer immer einen 
Haushalt zu führen hat, lacht aus vollem 
Halse über die Behauptung, daß die Lebens­
haltungskosten von 1952 an um 2 Prozent 
gefallen sind. Diese Ziffern, die besagen, 
daß die Lebenshaltungskosten um 2 Prozent 
gefallen sind, stammen vom Institut für 
Wirtschaftsforschung. Was man jedoch von 
den offiziellen und offiziösen Statistiken halten 
kann, zeigt am besten die Tatsache, daß das 
Statistische Zentralamt, eine staatliche In­
stitution, im Gegensatz zum Institut für 
Wirtschaftsforschung keine zweiprozentige 
Senkung der Lebenshaltungskosten, sondern 
eine vierprozentige Erhöhung derselben für 
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denselben Zeitraum errechnet hat. Tatsache 
ist jedenfalls, daß Fleisch, Fett, Gemüse, Obst, 
Waschmittel und viele andere Waren nicht 
billiger, sondern teurer geworden sind. Darüber 
geben die Ziffern des Wiener Marktamtes 
beredte und genaue Auskunft. Die Teuerung 
ist eine Tatsache und kann auch durch die 
angekündigte geringfügige Senkung des Ver­
kaufspreises für Zucker, Salz und Zündhölzer 
nicht wettgemacht werden. (Abg. K r i  ppner : 
Da wird die UElA wieder Tränen vergießen !) 
Diesen Zwischenruf habe ich schon früher 
erwartet ! Ich habe schon viel früher erwartet, 
daß Sie wieder " USIA" schreien ! 

In diesem Punkt, in der Frage der Entwick­
lung der Kosten der Lebenshaltung, sind die 
Ausführungen des Herrn Bundeskanzlers ten­
denziös und sollen offenbar den wahren 
Sachverhalt verschleiern, um den Arbeitern 
das grobe Nein auf ihre Lohnforderungen 
schmackhaft zu machen. 

Hingegen entspricht die Aufzählung der 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen und Erfolge 
der Regierung durchaus den Tatsachen und läßt 
interessante Schlußfolgerungen zu. Die Herab­
setzung der Einkommensteuer auch für die 
größten Einkommen, die Senkung der Ver­
mögensteuer, die Umsatzsteuerrückvergütung, 
die Bewertungsfreiheit des betrieblichen An­
lagevermögens, die Ausfuhrförderungsgesetze, 
die Begünstigungen durch das Schilling­
eröffnungsbilanzengesetz, die großzügige Ent­
schädigung der Aktionäre der nun verstaat­
lichten Betriebe und die gestern schon an­
ge�ündigte Reform der Körperschaftsteuer , 
das alles sind Maßnahmen zur Förderung 
und Erhöhung der Profite der Unternehmer, 
zur Vermehrung des Luxus, zur Begünstigung 
der Kapitalisten. Die Wirtschaftspolitik, über 
die der Herr Bundeskanzler gestern berichtete, 
ist also eine Politik der Begünstigung der 
Kapitalisten, der Reichen und gleichzeitig eine 
Politik der Drosselung der Löhne und des 
Verbrauchs der arbeitenden Menschen. 

Der Bundeskanzler hat in seinen Ausführun­
gen mit Stolz hervorgehoben, daß Österreich 
den Anschluß an den Weltmarkt gefunden 
habe. Der wesentlich gestiegene Export ist 
ein Gegenstand seiner besonderen Befriedigung. 
Natürlich muß ein Land wie Österreich, 
das über gewaltige Reserven an Rohstoffen, 
an Naturschätzen (Abg. K r i ppne r :  Das 
Erdöl, das ist ein Naturschatz Osterreichs !) und 
über eine hochqualifizierte Arbeiterschaft ver­
fügt, auf den Austausch von Waren mit anderen 
Ländern großen Wert legen. Natürlich ist die 
Einschaltung Österreichs in den Welthandel 
von entscheidender Bedeutung für die Weiter­
entwicklung unserer Wirtschaft. Aber es 
ist eine Tatsache, daß es heute einen einheit-

lichen Weltmarkt nicht mehr gibt, sondern 
zwei Weltmärkte und daß ein großer Teil 
der Welt, darunter die aufnahmefähigsten 
Länder, zu jenem zweiten Weltmarkt ge­
hören, den der Herr Bundeskanzler Raab 
nicht einmal erwähnt hat. (Abg. Walln e r :  
Weil sie kein Geld· haben, um zu zahlen !) 
Riesige Anstrengungen werden nicht ohne 
Erfolg zum Beispiel in England, in Schweden, 
in Westdeutschland gemacht, um den 'Handel 
mit den Ländern des Ostens, vor allem mit 
der Sowjetunion und (Abg. K ripp n e r :  Mit 
der UElA !) mit dem riesigen China aus­
zugestalten. Im Bericht der österreichischen 
Regierung fehlte jedes Wort über diesen 
Markt und seine Möglichkeiten. 

Wenn der Herr Bundeskanzler vom Anschluß 
an den Weltmarkt sprach, so bedeutet das 
in erster Linie Anschluß an den westdeutschen 
Markt. Das ist eine Tatsache mit äußerst 
ernsten Konsequenzen. Sogar der Herr Finanz­
minister hat im vorigen Jahr feststellen 
müssen, daß seit acht Jahren eine Steigerung 
der Ausfuhr von Rohstoffen und Halbfabrikaten 
zuungunsten der Fertigwaren festzustellen ist. 
Die Ausfuhr von Holz, von Erzen und Schrott, 
von Eisen und Stahl, Papier, Pappe, Alumi­
nium ist ständig gestiegen (Abg. K r i ppne r :  
Was ist mit dem Erdöl ?) , während der Fertig­
warenexport zurückgeht. 

In den ersten neun Monaten des Jahres 1954 
betrug der Anteil der Fertigwaren am Gesamt­
export nur 42 Prozent, die anderen 58 Prozent 
waren Rohstoffe, Halbfabrikate und Lebens­
mittel. Hauptnutznießer dieses Rohstoff­
export�s ist Westdeutschland. (Abg. W al lne r :  
Was ist mit dem Holz, das nach Ungarn geht ?) 
Fast zwei Drittel unserer Ausfuhr dorthin 
bestehen aus Rohstoffen, Halbfabrikaten und 
Lebensmitteln. Ein "Vergleich zwischen den 
Ausfuhren nach Westdeutschland im Jahre 1952 
und im vorigen Jahr - beide Male beziehen 
sich die Ziffern auf die Ausfuhr der ersten 
neun Monate - ergibt folgendes Bild : Magne­
sit um 23 Prozent mehr, Holz um 47 Prozent, 
Zellulose um 203 Prozent mehr, Aluminium 
sogar mehr als 14mal so viel wie 1952. Elek­
trischer Strom wurde im Vorjahr bereits um 
41 Prozent mehr nach Westdeutschland a'!1s­
geführt als vor dem Kriege, wobei bekannt ist, 
daß die westdeutschen Konzerne als Preis 
nur einen Bruchteil dessen bezahlen, was der 
österreichische Konsument für seinen Strom­
verbrauch zahlen muß. (Abg. K ri ppn e r :  
W i:ts kriegen wir für das Erdöl bezahlt ?) 

Eines der dunkelsten Kapitel dieser 
Schleuderausfuhr, der Holzexport, ist bereits 
Gegenstand der Aufmerksamkeit der Öffent­
lichkeit, die die katastrophalen Folgen des 
Raubbaues an unseren Wäldern zu erkennen 
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beginnt. (Abg. Wa llne r :  Was ist mit den 
USIA-Schlägerungen ?) Da sind Sie schon 
einmal hineingefallen. Halten Sie lieber den 
Mund, sonst fallen Sie . noch einmal hinein ! 
(Abg. Wallne r :  Reden Sie über den schwarzen 
Holzexport nach Ungarn ! ) 

Es ist bekannt, daß schon die Ankündigung, 
die Ausfuhr von Schnittholz nach West­
deutschland könnte eingeschränkt werden, 
die Ruhrk�pitalisten zu einer frechen Erpres­
sung an Österreich ermutigt hat, zu der 
Drohung : Wenn der Schnittholz export ein­
geschränkt werden sollte, dann wird West­
deutschland die Kohlenausfuhr nach Öster­
reich einschränken und drosseln. 

Die Konjunktur, die wiederholt als Wirt­
schaftswunder bezeichnet worden ist, ist vor 
allem darauf zurückzuführen, daß Österreich 
zu einem Großlieferanten von Rohstoffen 
für die westdeutsche Industrie geworden ist. 
Die Kehrseite der Medaille ist, daß durch die 
Liberalisierung und eine Reihe anderer Be­
günstigungen der westdeutschen verarbeiten­
den Industrie ermöglicht wurde, den öster­
reichischen Markt mit ihren Fertigwaren zu 
überschwemmen. Unsere Ausfuhrsteigerung 
ist von einer angesehenen kapitalistischen 
Zeitung des Auslandes, von der "Neuen 
Zürcher Zeitung", schon am 28 . Juli vorigen 
Jahres folgendermaßen eingeschätzt worden : 
"Österreich exportierte rares Realkapital und 
hob den Wohlstand außerhalb seiner Grenzen 
statt denjenigen im Inland. "  Österreich gerät, 
stellt das Schweizer Blatt weiter fest, in eine 
"zunehmende Abhängigkeit der gesamten 
Wirtschaft vom Export und der Entwicklung 
in den Absatzländern" .  Es ist ein schwerer 
Vorwurf, den dieses einflußreiche Kapitalisten­
blatt hier gegen die österreichische Wirt­
schaftspolitik erhebt, denn es müßte ja Aufgabe 
unserer Regierung sein, den Wohlstand im 
Inland, den Wohlstand des eigenen Volkes zu 
heben. (Der Präsident  übernimmt den Vor­
sitz .) 

Im Lichte dieser Ziffern gesehen, zeigt sich, 
daß die Feststellungen des Schweizer Blattes 
vollkommen richtig sind. Das im Bericht 
des Bundeskanzlers oft zitierte Institut für 
Wirtschaftsforschung, eine halbamtliche Quelle, 
hat im Mai vorigen Jahres in seinem Monats­
bericht festgestellt, daß die Ausfuhren im 
ersten Quartal 1954 um 85 Prozent höher 
waren als im gleichen Vierteljahr des Vor­
jahres, und es hat daran die Feststellung 
geknüpft, daß ohne Erhöhung des Exportes 
die gesamte Produktion in Österreich nur 
ganz unbedeutend, nämlich um 1,2 Prozent, 
gestiegen wäre. 

In seinem Jänner-Bericht hat das Öster­
reichische Institut für Wirtschaftsforschung 

festgestellt, daß Österreich heute beinahe so 
stark an Westdeutschland gebunden ist wie 
Irland an England. Während vor dem Krieg 
ganz Deutschland niemals mit mehr als 
16 bis 18 Prozent am österreichischen Außen­
handel beteiligt war, kommen heute 40 Prozent 
unserer Einfuhren aus Westdeutschland, wohin 
25 Prozent unserer Ausfuhren gehen. Die 
Bindung Österreichs an Westdeutschland ist 
nach den Feststellungen des Wirtschafts­
forschungsinstitutes stärker als die Bindung 
aller anderen westeuropäischen Länder unter­
einander. Das ist der "Anschluß an den Welt­
markt", von dem der Herr Bundeskanzler uns 
gestern berichtet hat ! 

Die "Neue Zürcher Zeitung" hat diese 
Tatsachen in ihrer Nummer vom 23. Jänner 
dieses Jahres folgendermaßen eingeschätzt : ·  
Bonn hat alle Vorteile aus der Liberalisierung 
gezogen, sodaß sich im Warenverkehr zwischen 
beiden Ländern - zwischen Österreich und 
Westdeutschland - das Passivum zum Nach­
teil Österreichs im Laufe eines Jahres ver­
doppelt hat. Von Januar bis November 1954 
stieg im Handel mit Westdeutschland der 
Import Österreichs um 65 Prozent und der 
Export um 42 Prozent. Das Ergebnis ist ein 
Importüberschuß von mehr als 2 Milliarden 
Schilling. Die "Neue Zürcher Zeitung" meint 
weiter, daß der Import aus Westdeutschland 
in tragbaren Grenzen gehalten und eine ein­
seitige Abhängigkeit von Westdeutschland 
vermieden werden soll. 

Der Bundeskanzler ist aber, nach seinen 
gestrigen Darlegungen zu schließen, offenbar 
anderer Meinung. Er ist, so scheint es wenig­
stens, noch stolz auf unsere wirtschaftliche 
Bindung an Westdeutschland, die sich zu 
einer immer stärkeren Abhängigkeit unseres 
Landes entwickelt, eine Entwicklung, die auch 
den politischen Anschlußtendenzen Vorschub 
leistet. Die einseitige Bindung der öster­
reichischen Wirtschaft an Westdeutschland 
kann nicht ohne Folgen für die gesamte wirt­
schaftliche Entwicklung unseres Landes blei­
ben. Je einseitiger nämlich die Wirtschafts­
beziehungen eines Landes zu einem anderen 
bestimmten Land sind, umso anfälliger ist es 
für jede Erschütterung, für jede Krisener­
scheinung in diesem betreffenden anderen 
Land. Geht, wie das nach den Eingeständ­
nissen der gestrigen Regierungserklärung in 
Österreich der Fall ist, die einseitige Bindung 
im Außenhandel Hand in Hand mit einer 
Drosselung des Binnenmarktes durch eine 
Politik hoher Preise und niedriger Löhne, so 
ist das Land ernsten Gefahren ausgesetzt. Der 
besondere Charakter der Konjunktur in West­
deutschland verschärft diese ernsten Gefahren 
für unser Land. Welcher Art die westdeutsche 

63. Sitzung NR VII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 51

www.parlament.gv.at



29 1 8  63. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VII. GP. - 10. März 1955 

Konjunktur ist, das ist für niemanden ein 
Geheimnis, das hat insbesondere der west­
deutsche Gewerkschaftsbund, das haben die 
westdeutschen Sozialdemokraten immer wieder 
mit voller Klarheit gesagt : Es ist eine Rü­
stungskonjunktur , eine Kriegskonjunktur , ver­
bunden mit den Plänen zur Wiederaufstellung 
einer deutschen Wehrmacht unter Führung 
ehemaliger Hitler-Generale. An diese Art von 
Konjunktur soll Österreichs Wirtschaft durch 
die Politik der Regierung auf Gedeih und Ver­
derb angekettet werden. Zu einem großen 
Teil ist dies bereits geschehen. 

Die westdeutschen Kapitalisten haben aus 
der Tatsache der Unterwerfung der öster­
reichischen Wirtschaft unter die westdeutsche 
bereits ihre Schlußfolgerungen gezogen. Sie 
sagen dem Herrn Bundeskanzler Raab keines­
wegs "danke schön" für seine Politik, sondern 
ihr Appetit wird mit dem Essen immer größer, 
und sie stellen heute bereits sehr weitgehende 
Forderungen an Österreich . So hat zum 
Beispiel der Düsseldorfer "Industriekurier" 
die Behauptung aufgestellt , daß die west­
deutschen Kapitalisten Forderungen an Öster­
reich in der Höhe von 1 Yz Milliarden Dollar 
haben. Das sind 39 Milliarden Schilling ; ja 
unter Berücksichtigung der inzwischen ein­
getretenen . Steigerung der Aktienkurse sogar 
50 bis 60 Milliarden Schilling. Erklärungen von 
Regierungsvertretern, wie zuletzt Staatssekre­
tär Kreisky in München eine abgegeben hat, 
daß man in der Frage des Deutschen Eigentums 
entgegenkommend sein werde, sind keineswegs 
geeignet, den Appetit der westdeutschen Kapi­
talisten auf Österreich zu verringern. 

Einen besonderen Ausdruck der wirtschaft­
lichen Verkettung mit Westdeutschland stellen 
die sogenannten Gemeinschaftsprojekte dar, 
wie der Ausbau der Wasserkräfte am Inn und 
an der Donau und insbesondere das sogenannte 
Projekt Interalpen, von dem auch der Herr 
Dr. Maleta vor mir gesprochen hat. Die Folgen 
dieser Auslieferung österreichischer Interessen 
sind schon zur Genüge hier in diesem Hause 
gekennzeichnet worden. 

Die Rüstungskonjunktur , an die die öster­
reichische Wirtschaft durch die Wirtschafts­
politik der Regierung Raab-Schärf gekettet 
worden ist, hat aber auch noch eine andere 
Seite, und auch auf diese andere Seite ist der 
Herr Bundeskanzler gestern eingegangen. Der 
Göringsche Grundsatz "Kanonen statt But­
ter" bedeutet Drosselung des Konsums zum 
Zweck der Begünstigung der Rüstung. (Abg. 
Dr. Kr au s :  Auch Ohruschtschow vertritt diesen 
Grundsatz !) Konsumdrosselung ist das 
Kennzeichen jeder Rüstungs- und Kriegs­
konjunktur . Auch das wurde schon einmal 
gesagt. Das Dritte Reich Hitlers hat eine 

Reihe besonderer Methoden erfunden, um diese 
Konsumdrosselung, von der auch gestern die 
Rede war, zu erreichen, einen bedeutenden Teil 
des Einkommens der Arbeiter und der Ange­
stellten abzuschöpfen, den Binnenmarkt zu 
entlasten und dafür Material und Geld für die 
Rüstung freizubekommen. 

Eine dieser Methoden Hitlers war die 
Methode des sogenannten Eisernen Sparens. 
Der Bundeskanzler und sein Finanzminister 
haben die Sache vereinfacht. Während unter 
Hitler und Göring ein Teil des Arbeitslohnes 
auf das Eiserne Sparbuch geschrieben wurde, 
wird jetzt die Kaufkraft der Arbeiter und der 
Angestellten dadurch begrenzt, daß die Preise 
ständig hinaufgetrieben, die Löhne und Ge­
hälter niedrig gehalten und die Forderungen 
der Arbeiter und Angestellten nach Ausgleich 
der Teuerung durch Lohnerhöhung abgelehnt 
werden. Auf diese Weise wird nun der Konsum 
gedrosselt. 

Die Politik der Konsumdrosselung, zu der 
sich die Regierung durch den Bericht des 
Herrn Bundeskanzlers gestern bekannt hat, 
sieht verflucht dem ähnlich, was man mit einem 
üblen Wort in der Hitler-Zeit als Wehrwirt­
schaft bezeichnet hat. Sie hängt engstens zu­
sammen mit dem "Anschluß an die Welt­
wirtschaft" , den Herr Raab so sehr rühmt und 
der in Wirklichkeit ein Anschluß an die Rü­
stungswirtschaft Westdeutschlands ist. 

Der Bundeskanzler hat einen großen Teil 
seiner Ausführungen .der Investitionspolitik 
gewidmet. Auch auf diesem Gebiet kommt die 
Politik der einseitigen Bindung unserer Wirt­
schaft an Westdeutschland klar zum Aus­
druck. Schon die sogenannte Marshall-Hilfe, die 
ja mit der Entfaltung des Kalten Krieges durch 
die Amerikaner zusammenhing, hat vor allem 
jene Wirtschaftszweige und Betriebe gefördert, 
die heute Großlieferanten der westdeutschen 
Rüstungsindustrie sind. In den letzten Jahren 
hat sich diese Tendenz noch weiter verschärft. 
Es ist ganz gewiß kein Zufall, daß gerade der 
Ausgestaltung jener Werke ein besonderes 
Augenmerk zugewendet worden ist, die ihre 
Entstehung dem sogenannten Göringschen 
Vierj ahresplan zu verdanken haben. Es ist 
weiter eine Tatsache, daß beim Ausbau der 
Energiewirtschaft Österreichs jene Projekte 
den Vorrang hatten und noch weiter haben, die 
nicht dem Inlandskonsum, sondern der ver­
stärkten Stromausfuhr nach Westdeutschland, 
der Versorgung der westdeutschen Rüstungs­
industrie und teilweise der Versorgung der 
italienischen Industrie dienen. Es kann auch 
kein Zufall sein, daß das einzige Kraftwerks­
Großprojekt, das ausschließlich österreichischen 
Verbrauchern im Herzen Österreichs dient, 
Ybbs-Persenbeug, in dem zweistündigen Be-
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richt des Herrn Bundeskanzlers nicht einmal 
erwähnt worden ist. All dies ist ein Ausdruck 
einer einseitigen, einer gefährlichen Politik. 

Im Zusammenhang mit den Mangelerschei­
nungen bei Rohstoffen infolge des forcierten 
Exports spricht man heute schon wieder von 
Lenkungsmaßnahmen, die bereits im Schoße 
der Regierung erwogen werden, von Maß­
nahmen, die nur zu sehr an kriegswirtschaftliche 
Maßnahmen erinnern. 

Dabei muß man unter den heutigen Bedin­
gungen gar nicht gesetzliche Bewirt­
schaftungsmaßnahmen durchführen. Die 
beherrschende Stellung der Banken in · der 
Kreditpolitik und der verstaatlichten Unter­
nehmungen in der Verteilung der Rohstoffe gibt 
die Möglichkeit, solche Lenkungsmaßnahmen 
in aller Stille durchzuführen, ohne einen eige­
nen Bewirtschaftungsapparat aufzuziehen oder 
eigene Wirtschaftsgesetze einzuführen. Eine 
solche Wirtschaftslenkung im Interesse der 
Rüstungswirtschaft hat nichts zu tun mit 
planwirtschaftlichen Maßnahmen, die im Inter­
esse der Förderung der Wirtschaft, im Interesse 
des österreichischen Volkes getroffen werden 
müßten. 

Jetzt spricht der Herr Bundeskanzler Raab 
von einer "Dosierung der Investitionen". Was 
heißt das 1 Offenbar soll die einseitige, gefähr­
liche Entwicklung unserer Wirtschaft noch 
verstärkt werden. Der Kern der Wirtschafts­
politik, die der Herr Bundeskanzler gestern im 
Nationalrat vertreten hat, ist also nichts 
anderes als eine gefährliche, eine einseitige 
Orientierung der österreichischen Wirtschaft, 
die keineswegs den Interessen des öster­
reichischen Volkes dient. Eine solche Wirt­
schaftspolitik dient vielmehr lediglich den 
amerikanischen Kriegsplänen in Europa, deren 
nächstes Ziel, wie ich schon sagte, die Auf­
stellung einer deutschen Wehrmacht, die 
Förderung eines neuen deutschen Imperialis­
mus und Militarismus ist. 

Diese Wirtschaftspolitik bringt im Innern 
des Landes, das heißt den österreichischen 
Kapitalisten, gewaltige Profite, während der 
Konsum der breiten Massen gedrosselt, die 
Lebenshaltung des arbeitenden Volkes niedrig 
gehalten wird. 

Darum ist - die ausführliche Darlegung 
des Herrn Bundeskanzlers über die Budget­
politik und über die Steuerpolitik der Regierung 
bestätigt das - die Wirtschaftspolitik der 
Regierung auch eine Politik fortgesetzter 
Geschenke an die Kapitalisten, die immer 
nur gelegentlich auch mit kleinen Zugeständ­
nissen an die arbeitenden Menschen ver­
bunden werden. Die Regierung ist sich 
offenbar im klaren darüber, daß die arbeitenden 

Menschen unseres Landes guten Grund haben, 
mit dieser Wirtschaftspolitik unzufrieden zu 
sein. Und wenn der Herr Dr. Maleta in seiner 
heutigen Rede erklärte, daß nur die Erhaltung 
des inneren Friedens den weiteren wirt­
schaftlichen Aufschwung garantiert, dann ist 
eine Voraussetzung dafür, daß man die längst 
fälligen Forderungen der arbeitenden Men­
schen dieses Landes erfüllt, daß man die 
berechtigten Lohnforderungen der Arbeiter 
und der Angestellten bewilligt. 

Wie wäre es denn anders zu erklären, 
daß gerade am Tage vor der wirtschafts­
politischen Erklärung des Herrn Bundes­
kanzlers die Aufhebung einer Reihe von 
Verbrauchsabgaben angekündigt wurde, durch 
die Zucker und Schaumwein, vielleicht auch 
Salz und Zündhölzer, billiger werden sollen. 
Garantiert ist diese Ver billigung trotz 
Aufhebung dieser Steuern noch lange nicht. 

Ein paar Worte nun zu diesen Zugeständnis­
sen. Insgesamt bedeuten sie laut Bundesvoran­
schlag für das Jahr 1955 eine steuerliche 
Erleichterung für unser Volk um nicht ganz 
60 Millionen Schilling. Das sind ganze 2,6 Pro­
zent der insgesamt mit 2251 Millionen Schilling 
präliminierten Verbrauchsteuern oder 0,7 Pro­
zent der mit insgesamt 8106 Millionen Schilling 
präliminierten indirekten Steuern oder, noch 
klarer ausgedrückt, 0,1 Prozent also 
10 Groschen pro 100 S - des gesamten öster­
reichischen Jahresverbrauches an Konsum­
gütern und Dienstleistungen aller Art. (Zwi­
schenrufe.) Während man hier mit dieser 
beabsichtigten Senkung oder Beseitigung 
diverser Steuern - die Regierungsvorlage 
wurde uns heute ausgehändigt - den Kon­
sumenten, den Steuerträgern einige kleine, 
nichtssagende Geschenke macht, gedenkt der 
Herr Finanzminister auf der anderen Seite 
ein Vielfaches dieser Summe, ein Vielfaches 
der vorgesehenen "Erleichterungen" in der 
Form von saftigen Zollerhöhungen wieder 
wegzunehmen, für den Staatssäckel herein­
zubringen. Es entspricht durchaus der Wirt­
schaftspolitik der Regierung, daß diese . Zoll­
erhöhungen wieder wichtigste Lebensmittel -
nach Mitteilungen der Arbeiterkammer zum 
Beispiel das Schweineschmalz um ungefähr 
50 Prozent - verteuern werden. Es ist also wie­
der die alte Praxis : Was die eine Hand gibt, 
nimmt die andere doppelt und dreifach wieder 
weg. (Abg. Cerny : Bei euch nehmen beide 
Hände nur weg!) 

Der Herr Bundeskanzler hat in seinem 
Bericht an die Disziplin appelliert, aber 
dieser pathetische Schlußsatz, dieser Appell 
an die Disziplin soll offenbar für die Preistreiber 
nicht gelten, denn der Herr Bundeskanzler hat 
ja gestern ausdrücklich gesagt, man könne 
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die Preise nicht streng regeln. Das stellt 
einen Freibrief für die Preissteigerungen, 
einen Freibrief für die Preistreiber dar, den der 
Herr Bundeskanzler seinen Freunden, den 
Kapitalisten, gegeben hat. (Heiterkeit bei 
der Ö V P.) In der Frage der Löhne freilich 
ist der Herr Bundeskanzler für strengste 
Disziplin ! Er ist also für Ablehnung aller 
Lohnforderungen, er geniert sich dabei nicht, 
die längst widerlegte Behauptung zu wieder­
holen, daß die Löhne die Preise in die Höhe 
treiben, und er stellte eine ganze Theorie dar­
über auf, daß der Konsum, also die Lebens­
haltung der breiten Massen in Österreich ,  
nicht steigen dürfe. Außerdem behauptet 
der Herr Bundeskanzler, daß die Löhne 
ohnedies so beträchtlich gestiegen seien, daß 
weitere Lohnsteigerungen trotz der Kon­
junktur, deren er sich rühmt, gar nicht möglich 
und auch gar nicht nötig seien. 

Wie steht es nun tatsächlich mit den 
Löhnen in Österreich ? Gestatten Sie mir, 
daß ich mich dabei auf eine Information 
stütze, die ein Blatt veröffentlicht hat,  hinter 
dem der Generalsekretär der ÖVP, Dr. Maleta, 
steht, der Partei, deren Vorsitzender der 
Herr Bundeskanzler ist. Ich meine die "Ober­
österreichischen Nachrichten", die in ihrer 
Nummer vom 19 . Februar dieses Jahres unter 
dem Titel "Durchschnittseinkommen monat­
lich nur 1500 S" eine ausführliche Darstellung 
der Lohn- und Gehaltsverhältnisse in Ober­
österreich gegeben haben. Die

· 
" Oberösterrei­

chischen Nachrichten" stützen sich dabei 
auf die Ergebnisse der letzten Zählung der 
bei der Gebietskrankenkasse für Oberösterreich 
versicherten Arbeitnehmer. Diese Zählung 
ist am 1. Oktober 1954 erfolgt, bietet also 
ein sicheres Spiegelbild der derzeitigen tat­
sächlichen Verhältnisse. Ich will Sie nicht 
mit dem reichlichen Zahlenmaterial dieser 
Darstellung belästigen, es genügt, wenn ich die 
Schlußfolgerungen zitiere, zu denen die "Ober­
österreichischen Nachrichten" in diesem Artikel 
kommen. 

Es heißt dort : "Das Bild unseres allgemeinen 
Wohlstandes ist nicht lieblich. Zwar mag 
es jenen Familien nicht schlecht gehen, 
bei denen mehrere Mitglieder verdienen, aber 
der einzelne Arbeiter und Angestellte ist 
nicht allzu gut daran. Da hilft kein Debat­
tieren und kein Weismachen. Denn nehmen 
wir - nach unserer Statistik - jene Höchst­
zahlen, die das Gros der Beschäftigten aus­
machen, so kommen wir zu dem alarmierenden 
Ergebnis, "  - schreibt die Zeitung - "daß 
in Oberösterreich von 224.7 19 Beschäftigten 
insgesamt rund 150.000 in den Lohnstufen V 
bis XI aufscheinen, oder deutlicher gesagt, 
von 1020 bis 1740 Schilling verdienen. " 

Und die Zeitung des Herrn Dr. Maleta, 
des Generalsekretärs der ÖVP (Abg. Prinke : 
Das wissen wir jetzt schon !) , fährt fort : "Un­
seren Wohlstand kann man nur als optisch 
bezeichnen. e Das Fremdwort läßt sich auf 
gut österreichisch mit ,Zum Aug'n auswisch'n' 
übersetzen. Denn mit 1020 S kann man sich 
laut letztem Marktbericht" - so schreibt 
die Zeitung weiter - "etwa 1000 Kilo Kar­
toffeln kaufen, aber es dürfen keine Kipfler sein. 
Die Großverdiener mit einem Monatsein­
kommen über 2340 Schilling betragen" - nach 
der Krankenkassenstatistik - , ,5,81 Prozent 
oder. 13.064 Personen. Aber um zu sagen, 
wie viele davon gut daran sind, bedürfte 
es einer Staffelung, über die die Oberöster­
reichische Gebietskrankenkasse leider nicht 
verfügt. " So die Zeitung des Herrn Dr. Maleta. 

Diese Feststellungen stehen im schärfsten 
Gegensatz zu den Behauptungen, die heute 
Dr. Maleta hier aufgestellt hat, daß nämlich 
die breiten Massen des arbeitenden Volkes, 
die Arbeiter und die Angestellten, heute weitaus 
besser leben als jemals zuvor. Das Institut 
für Wirtschaftsforschung berechnet, daß der­
zeit für den vorkriegsmäßigen Unterhalt einer 
vierköpfigen Familie 1850 S monatlich erforder­
lich sind. Der durchschnittliche monatliche 
Nettoverdienst der Arbeiter und Angestellten 
liegt aber bei 1150 S. Das bedeutet, daß selbst 
dann, wenn dieser vierköpfigen Familie zwei 
Kinderbeihilfen bezahlt werden, immer noch 
ein Manko von 500 S monatlich besteht, und 
dieses Manko führt dazu, daß viele Arbeiter­
familien, viele Familien von Angestellten und 
Beamten auch auf notdürftigste und not­
wendigste Anschaffungen für ihren · Haushalt 
Verzicht leisten müssen. 

Diese Zahlen werden auch durch die Lohn­
statistik anderer Krankenkassen bestätigt, 
und darum ist der westdeutsche Wirtschafts­
fachmann durchaus im Recht, der, wie die 
SP-Zeitung "Neue Zeit" in Graz mitteilt, 
festgestellt hat : "Der Durchschnittsösterreicher 
hat bisher in seinem eigenen Leben von dem 
sogenannten Wirtschaftswunder noch kaum 
etwas bemerkt. Die Löhne und Gehälter 
in Österreich sind noch immer unvorstellbar 
niedrig. Das sind die Tatsachen, die die 
Wirtschaftspolitik der österreichischen Regie­
rung zu berücksichtigen hat. " So schreibt 
die sozialistische Zeitung "Neue Zeit" in 
Graz. 

Ich will noch ein Gewerkschaftsorgan zitieren, 
das vor kurzem ebenfalls zur Lohn- und 
Gehaltspolitik Stellung genommen hat. Das 
Organ der Gewerkschaft der Gemeindebe­
diensteten hat mit vollem Recht in seiner 
Dezembernummer festgestellt : "Es ist auf 
die Dauer nicht einzusehen, daß das beträcht-
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liehe Ansteigen des Volkseinkommens, der 
entwickelten Produktivkräfte und der Profite 
der Unternehmungen nicht in einer ent­
sprechenden Erhöhung des Lebensstandards 
der arbeitenden Menschen eine Ergänzung 
finden soll. " Und weiter schreibt die Gewerk­
schaftszeitung, "daß die Gewinnspannen in 
den meisten Zweigen der Wirtschaft heute 
so hoch sind, daß die relativ bescheidenen Lohn­
erhöhungen ohne weiteres aus ihnen getragen 
werden könnten. " "Die wirtschaftliche 
Konjuktur" schließt das Gewerk� 
schaftsorgan sehr richtig - "wird auf die 
Dauer nur dann aufrechterhalten und weiter­
entwickelt werden können, wenn die Kauf­
kraft der Massen der gestiegenen und steigen­
den Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft 
gemäß erhöht wird. " 

Der Obmann der Gewerkschaft der Ge­
meindebediensteten, Herr Nationalrat Pölzer, 
würde sich zweifelsohne den Beifall seiner 
Kollegen erwerben, wenn er hier im Parlament 
den Standpunkt seiner Gewerkschaft und 
nicht den offiziellen Standpunkt der Regie­
rungskoalition vertreten würde. 

In den Äußerungen dieses Gewerkschafts­
blattes kommt klar zum Ausdruck, was 
unserer Meinung nach die Schlüsselfrage für 
die weitere wirtschaftliche Entwicklung in 
Österreich ist. Es geht heute nicht bloß 
darum, die Löhne und Gehälter einzelner 
zurückgebliebener Gruppen nachzuziehen, und 
auch nicht bloß darum, daß die eine oder 
andere Gruppe von Arbeitern und Angestellten 
aus der günstigen Lage eines Wirtschafts­
zweiges Vorteile zieht und Lohnerhöhungen 
erreicht, sondern es geht heute allgemein 
und einfach darum, den Binnenmarkt zu 
erweitern, die Kaufkraft der arbeitenden 
Bevölkerung zu erhöhen. Das eine bedingt 
'das andere. 

Und hier prallen nun die Gegensätze auf­
einander. Auf der einen Seite :::teht der 
berechtigte Anspruch der Arbeiter und An­
gestellten auf Erhöhung der Löhne und 
Gehälter, eine Forderung, die gleichzeitig auch 
den breiten Schichten der sogenannten Selb­
ständigen entspricht, denn wenn der Arbeiter 
mehr verdient, kann er mehr kaufen, und 
auch der Selbständige kommt dadurch in 
eine bessere Lage ; eine Lohn- und Geha lts­
erhöhung hebt die allgemeine Kaufkraft, 
schafft neue Absatzmöglichkeiten, stabilisiert 
und stärkt den Binnenmarkt und damit die 
Wirtschaft. Auf der anderen Seite stehen 
die kapitalistischen Interessen, die der Herr 
Bundeskanzler Raab gestern hier vertreten 
hat. Diese kapitalistischen Interessen wollen 
Drosselung des Konsums, Einschränkung des 
Binnenmarktes - das ist just das, was die 

westdeutsche Wehrwirtschaft zur Sicherung 
der Rohstoffe und sonstiger Erfordernisse 
der Rüstung braucht. (Abg. K rippne r :  Da8 
glaubst du selbst nicht ! Das lese ich gerade von 
Ungarn !) 

Ich wende mich nun zunächst und vor 
allem an die Abgeordneten dieses Hauses , 
die führende Funktionen in den Gewerk­
schaften innehaben und die dazu verpflichtet 
sind , die Interessen der Arbeiter und der · 
Angestellten unseres Landes zu vertreten. 
(Abg. Dr. Pi t term ann : A ber nicht die der 
Sowjetunion !) Ich fordere sie auf, gegen eine 
Wirtschaftspolitik aufzutreten und zu kämpfen, 
w i e  sie gestern wieder der Herr Bundeskanzler 
R aab vertreten hat. Vom Standpunkt der 
Kreise, die er vertritt, kann man vielleicht 
nichts dagegen sagen, aber vom Standpunkt 
der Vertreter der Arbeiter, die hier sitzen, 
ist gar manches dagegen einzuwenden. (Abg. 
Dr. Pi t t e rmann:  Ist das noch der alte oder 
schon der neue Kurs ? ) Schauen Sie, Herr 
Dr. Pittermann, besonder s geistreich ist das 
nicht. Es wäre besser, S ie kümmerten sich 
um andere Dinge. (Abg. Dr. Pi t t e rmann:  
Um N agy oder Rd,kosi ? - Heiterkeit bei den 
Sozialisten. ) 

Sie wissen ebensogut wie ich, daß die 
Wirtschaftspolitik der Regierung die Reichen 
noch reicher macht und den arbeitenden 
Menschen immer neue und zusätzliche Opfer 
auferlegt und obendrein noch unsere Wirt­
schaft in ein Anhängsel der westdeutschen 
Rüstungsindust,rie verwandelt. (Abg. A lt en­
bur  ge r :  Das ist alt ! Etwas Neueres !) 

Seit Jahr und Tag hat man den Arbeitern 
..1lnd den Angestellten irgend etwas eingeredet, 
wenn sie ihre berechtigten ,Forderungen stellten. 
Bis 1 949 sagte man ihnen : Der Wiederaufbau 
hat den Vorrang, ihr müßt mit euren Lohn­
forderungen, die wir in ihrer Berechtigung 
gar nicht bestreiten, zuwarten, bis der Wieder­
aufbau vollendet ist. Als es klar war, daß 
dieses Argument nicht mehr zog, wurde 
gesagt, die Voraussetzung der Lohnerhöhung 
sei, daß die Vorkriegsproduktivität erreicht 
wird. 1951 war es so weit, die Vorkriegs­
produktivität war erreicht, aber die Lohn­
erhöhungen blieben aus. Dann wurde gesagt : 
Die Zahlungsbilanz ist passiv, die Exporte 
müssen steigen, sonst müßten wir mit der 
Gefahr einer Inflation und einer Störung 
des budgetären Gleichgewichtes rechnen, (Abg. 
K rippne r :  Honner, reden wir von der USIA !) 
Die Zahlungsbilanz wurde ausgeglichen, aber 
die Lohnerhöhungen blieben aus. Jetzt ist 
die Walze aufgelegt worden, daß die Gefahr 
einer übersteigerten Konjunktur besteht. Es 
gibt, wie Sie sehen, immer neue Scheingründe 
für die Ablehnung der berechtigten Forde­
rungen der Arbeiter und der Angestellten. 

2 1 9  
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Aber während die Arbeiter und die An­
gestellten vertröstet werden und ihre be­
scheidenen Forderungen im wesentlichen un­
erfüllt bleiben, sind die Profite der Kapital­
gesellschaften ungeheuer gestiegen. Das wer­
den Sie nicht zu bestreiten wagen. Bereits 
1953 gab es in Österreich über 400 Personen 
mit einem versteuerten Jahreseinkommen von 
über 1 Million Schilling. Mehr als 20.000 Per­
sonenautos, darunter viele Luxusautos, wurden 
1954 importiert. (Abg. K rippne r :  Schauen Sie 
auf die USIA-Autos beim Trattnerhof !) 1953 
waren es erst 8.600. (Abg. W a H n e r :  Daraus 
ersieht man den Wohlstand !) Der ÜberHuß 
auf . der Seite der Reichen und Reichsten 
geht heute so weit, daß sogar ein kapitalistisches 
Blatt wie der "Wiener Börsenkurier" zugeben 
muß, daß der Unterschied zwischen jenen, 
die alles haben, und den anderen, die immer 
nur zusehen müssen, noch nie so groß war 
wie heute. Wenn eine Bank mit einem be­
scheidenen Aktienkapital von 3 ·  Millionen 
Schilling schon im Jahre 1953 einen Rein­
gewinn von 44 Millionen Schilling aufweisen 
konnte, dann kann man sich ungefähr vor­
stellen, was heute alles verdient wird. Nehmen 
wir noch dazu die außerordentlichen Steuer­
begünstigungen, die gerade die größeren Ein­
kommensbezieher erhalten, so wird das Bild, 
das sich ergibt, noch aufreizender. (Abg. 
A lten b u rg e r: Das ist aus der " Volksstimme" !) 

Aus allem bisher Gesagten geht mit aller 
Klarheit hervor, daß die dringlichste Forderung 
des Tages die nach Lohnerhöhungen für alle 
Arbeiter und Angestellten ist. Die elementarste 
Gerechtigkeit erfordert es, daß die zehnjährigen 
Opfer der Arbeiter und Angestellten endlich 
berücksichtigt werden, endlich ihre Belohnung 
finden, daß man wahrmacht, was in der 
ersten Regierungserklärung vom 21.  Dezem­
ber 1945 hier von dieser Stelle aus vom da­
maligen Bundeskanzler den Arbeitern ver­
sprochen worden ist ! Die Erhöhung der 
Löhne ist auch notwendig, um dem 
Binnenmarkt den notwendigen Auftrieb 
zu geben, sie ist also eine gesamtwirtschaft­
liche Notwendigkeit, um eine wirkliche Sicherung 
der derzeitigen konjunkturellen Entwicklung 
und der Stabilisierung unserer Wirtschaft 
auf einem erträglichen Niveau _zu erreichen. 

Unserer Forderung, der Forderung der Ar­
beiter, wird immer entgegengehalten, man 
könne j a  durch Senken der Preise das gleiche 
erreichen wie durch Lohnerhöhungen. Aber 
auf diesem Gebiet haben die Arbeiter und 
Angestellten ihre Erfahrungen. Sie, die Ar­
beiter und Angestellten, können j a  die Preise 
nicht selbst bestimmen und auch nicht be­
einflussen, und nur Demagogen können das 
Gegenteil behaupten. Es ist lächerlich, wenn 

man zum Beispiel mit der Losung des Käufer­
streiks hausieren geht, denn der · Arbeiter 
und Angestellte hat ja gar nicht die Wahl. 
Er muß ja kaufen, wenn er etwas braucht, 
und er braucht täglich etwas, zumindest 
damit er leben kann. (Abg. Dr. Pi t termann: 
Bat die USIA Angst vor dem Käuferstreik ? -

Abg. E. Fischer: Nein, nicht im geringsten !) 
Dieser Zwischenruf war völlig deplaciert und 
sollte wahrscheinlich nur dazu dienen, ab­
zulenken von dem, was ich Ihnen sage und 
was für Sie offenbar sehr unangenehm ist. 
(Abg. K r i ppner: Überschätz dich nicht 1 So 
wichtig ist der Bonner nicht!) Der Arbeiter 
und Angestellte muß j a  kaufen, wenn er 
etwas braucht, und er muß die Preise be­
zahlen, die ihm die Kartelle auf allen Gebieten 
vorschreiben. Vielleicht kommt jemand mit 
dem Argument, man könne ja bei den Ge­
nossenschaften kaufen. Aber auch da 
ließen sich verschiedene Gegenargumente an­
führen. (Abg. O la h: Aber das ist nicht auf­
geschrieben, daher kann man es nicht vor­
bringen ! - Abg. Dr. P i tte rmann: Dazu hat 
er keinen Auftrag I) Wenn wir für Lohn­
erhöhungen sind, bedeutet das keineswegs, 
daß nicht auch Preissenkungen notwendig 
und auch möglich sind ; nur kann man sie 
keinesfalls als Kompensation für die längst 
fällige Lohnerhöhung ansehen. 

Wie ein roter Faden hat sich durch die 
Ausführungen des Kanzlers der ständige Ver­
gleich mit der Entwicklung in Westeuropa 
gezogen. Dorthin richtet nämlich die Regie­
rung ihre Blicke. Alles möchte sie von dort 
übernehmen, nur das eine nicht : die Löhne. 
Der Arbeiter soll so viel leisten wie der west­
deutsche, aber von westdeutschen Löhnen 
und Gehältern will die Regierung nichts 
wissen. Aber gerade hier kann der öster­
reichische Arbeiter und Angestellte manches 
lernen. Der Wirtschaftsfachmann des west­
deutschen Gewerkschaftsbundes, Dr. Agartz, 
hat überzeugend dargelegt, daß gerade Zeiten 
der Konjunktur dazu geeignet sind, Lohn­
forderungen zu stellen, und ich glaube, daß 
Kollege Hillegeist vollkommen recht hatte, 
als er diesen Gedanken auf dem Gewerk­
schaftstag der Privatangestellten aufgegriffen 
hat und ausrief: "Wann denn Lohnerhöhungen, 
wenn nicht jetzt ? "  

Die Ausführungen des Herrn Bundeskanzlers 
werden die überzeugung der Arbeiter nicht 
erschüttern können, daß jetzt endlich die 
Arbeiter eine kleine Abgeltung für ihre Riesen­
leistung erhalten, daß die Männer und 
Frauen, die die Wirtschaft unseres Landes 
wiederaufgebaut haben, auch einen Lohn dafür 
bekommen müssen. Es steht den Abge­
ordneten, die sich selbst erst vor kurzem 

63. Sitzung NR VII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 51

www.parlament.gv.at



63. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VII. GP. - 10. März 1955 2923 

eine sehr beträchtliche Erhöhung ihrer Bezüge 
bewilligt haben, nicht zu, den berechtigten 
Forderungen der Arbeiter und Angestellten 
ablehnend gegenüberzustehen. 

Hören wir auf, mit statistischen Rechen­
kunststücken die Tatsachen zu verbergen ! 
Die Lebenshaltung der österreichischen Ar­
beiter ist weit hinter ihrer Leistung zurück­
geblieben. Während der Herr Bundeskanzler 
schöne Worte über Familienpolitik redet, 
kann er die Tatsache nicht verbergen, daß 
es in Österreich heute nur einem Spitzen­
arbeiter oder einem Angestellten in gehobener 
Stellung möglich ist, seine Familie anständig 
zu erhalten, ohne daß die Frau mitverdient. 
Hören wir auf, über die sinkenden Geburten­
zahlen zu reden, wenn nicht Löhne gesichert 
werden, die die Gründung und Erhaltung 
einer Familie möglich machen! 

Was die Arbeiter und Angestellten, alle 
arbeitenden Menschen unseres Landes, drin­
gend brauchen, sind Lohn- und Gehalts­
erhöhungen, Erhöhungen bei den kleinen Ein­
kommen für die Selbständigen, Maßnahmen 
zur Abgeltung der Teuerung, damit auch 
die arbeitenden Menschen unseres Landes an 
den Früchten, die sie durch ihre Leistungs­
steigerungen hervorgebracht haben, teilnehmen 
können, damit sie über das derzeitige noch 
immer sehr bescheidene und für viele noch 
immer sehr niedrige Lebensniveau gehoben 
werden, damit die innere Massenkaufkraft 
als sicherste Grundlage einer dauerhaften 
Konjunktur gestärkt wird. 

Was weiter nötig ist, sind echte Preis­
senkungen, und zwar. nicht nur bei Autos 
und anderen Gütern des gehobenen Bedarfes, 
sondern auch bei jenen Gütern, die auch die 
minderbemittelten Bevölkerungsschichten be­
treffen. Keinesfalls aber soll die Regierung 
- und das soll sie sich genau überlegen -
mit dem Gedanken neuer, beträchtlicher Zoll­
erhöhungen für lebenswichtige Waren, die 
wir in Österreich selbst nicht erzeugen, aber 
die die arbeitende Bevölkerung dringend 
braucht, spielen. Zollerhöhungen vertragen 
sich nicht mit einer Politik der Hebung des 
Lebensstandards der arbeitenden Menschen. 

Was weiter nötig ist, das ist die Entfaltung 
der einheimischen Produktivkräfte durch wert­
vermehrende Investitionen, und zwar nicht 
nur in der ausfuhrorientierten Grundstoff­
industrie und nur in bestimmten Landes­
teilen, wie es bisher der Fall war, sondern 
allseitig, Handel mit allen · Ländern ohne 
einseitige Bindungen und Hemmungen nach 
Maßgabe unserer wirklichen Erfordernisse, 
ferner Aufbau einer Friedenswirtschaft an 
Stelle der jetzigen Orientierung auf den 
westlichen Rüstungsblock und der Zwangs­
jacke einer neuen Wehr wirts chaft. 

Das wäre ein Wirtschaftsprogramm, das 
die Regierung erfüllen müßte, wenn sie die 
Interessen der breiten Massen des arbeitenden 
Volkes unseres Landes berücksichtigen würde. 

Präsident : Als nächster Redner ist zum 
Wort gemeldet der Herr Abg. Böhm. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Böhm : Meine Damen . und Herren! 
Der Bericht des Herrn Bundeskanzlers hat 
den Mitgliedern dieses Hohen Hauses zweifel­
los nicht viel Neues gebracht. Aber das 
war wohl auch nicht seine Aufgabe. Wesent­
lich und sicherlich von Bedeutung ist der 
Umstand, daß die große Öffentlichkeit, wie 
ich glaube, das erste Mal eine zusammen­
hängende Darstellung der Wirtschaftsent­
wicklung unseres Landes auf Jahre zurück 
erhalten hat. Das ist sicherlich von großer 
Bedeutung, umsomehr, als sich in diesem 
Bericht die wirtschaftlichen Fortschritte, die 
wir in den letzten Jahren erzielt haben, recht 
klar widerspiegeln. 

Allerdings habe ich in diesem Bericht eines 
vermißt. Das wäre der Hinweis auf die Tat­
sache gewesen, daß der große wirtschaftliche 
Fortschritt, der da erzielt worden ist, in der 
Hauptsache auf folgende Umstände zurück­
zuführen ist : erstens auf den Umstand, daß 
wir seit 1945 eine stabile Regierung haben, 
die von beiden großen Parteien getragen 
wird und infolgedessen imstande ist, ein 
erarbeitetes Programm auch durchzusetzen, 
und zweitens auf die Tatsache, daß der 
Österreichische Gewerkschaftsbund· in die Ge­
staltung unserer wirtschaftlichen Verhältnisse 
zu wiederholten Malen entscheidend einge­
griffen und dafür gesorgt hat, daß die wirt­
schaftliche Entwicklung in Ruhe fortgeführt 
werden konnte. Das scheinen mir die zwei 
Momente zu sein, die in der Rede des Herrn 
Bundeskanzlers gefehlt haben. Ich möchte 
sie deshalb hier sehr deutlich nachholen. 

Sonst, das gebe ich zu,  ist die Rede des 
Herrn Bundeskanzlers - mir wenigstens -
recht angenehm aufgefallen. Sie war frei 
von der sonst, wenigstens bei vielen Volks­
partei-Mandataren, üblichen Übertreibungen 
und Eigenbeweihräucherungen, wie wir sie 
heute von Dr. Maleta gehört haben. (Zu­
stimmung bei der S PO.) Der Herr Bundes­
kanzler hat sich auch bemüht, objektiv zu 
wirken. Das will ich nicht bestreiten. Es 
ist ihm nicht ganz gelungen, objektiv zu 
sein (Heiterkeit bei der SP(J - Abg. Dr. Pi t t er­
mann : Engel mit kleinen Fehlern !) , aber 
er hat sich sichtlich bemüht, und das ist 
schon des Lobes wert. Das will ich aus­
drücklich hervorheben. Er war jedenfalls 
viel objektiver als eine ganze R�ihe von 
Rednern der Österreichischen Volkspartei, 
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objektiver, wenn ich diesen Ausdruck so 
gebrauchen darf, als der Herr Abg. Dr. Maleta, 
der gar nicht obj-ektiv gewesen ist. Ich komme 
auf seine Ausführungen später noch ein wenig 
zurück. (Abg. A l tenb urge r :  Aber objektiv !) 

Ich werde mich bemühen, objektiv zu sein 
(Abg . P ölze r :  Weil er gar nicht anders 
kann!) , natürlich auch objektiver als der 
Herr Abg. Weinmayer, der da vor kurzer 
Zeit auf dem Parteitag der niederöster­
reichischen Volkspartei eine Rede geliefert 
hat, von der man sagen - muß, daß sie zum 
guten Einvernehmen der beiden Koalitions­
parteien nicht nur nichts beigetragen hat, 
sondern geeignet ist, dieses gute Einvernehmen 
in ernstem Maße zu stören. Denn hier geht 
es nicht um eine Eigenbeweihräucherung, 
sondern um eine objektive Geschichts­
fälschung. 

Der Herr Weinmayer hat da am 18.  Februar 
1 955 laut "Kleinem Volksblatt" vom 19.Februar 
dieses Jahres folgendes gef;!agt : Niederösterreich 
sei von der amerikanischen Finanzhilfe für 
Österreich dank der SPÖ beziehungsweise 
ihrer Manager im In- und Ausland fast aus­
geschlossen worden. "N ur bei der letzten 
Ausschüttung kam Niederösterreich besser 
zum Zug, eine Tatsache, die der Tatkraft 
des Bundeskanzlers und des Finanzministers 
zu danken sei , . . .  ". Sie sehen schon, hier 
kommt wieder der Raab-Kamitz-Kurs zur 
Geltung, von dem auch der Herr Dr. Maleta 
gesprochen hat. Ich achte beide Herren, 
den Herrn Bundeskanzler und den Herrn 
Finanzminister , sehr hoch, ich bin ganz 
gut mit ihnen, aber bitte, meine Herren 
von de r Volkspartei, seien Sie dessen ver­
sichert, daß Sie mit Ihrem "Raab-Kamitz­
Kurs" den beiden Herren keinen guten Dienst 
leisten und daß Sie auch der Österreichischen 
Volkspartei nicht nützen, denn langsam lacht 
die ganze Öffentlichkeit über Ihre Beflissen­
heit, mit der Sie diese beiden Herren beweih­
räuchern. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. Tschade k :  Die Manager-Krankheit der 
O v  P !) 

Aber der Herr Abg. Weinmayer (Abg. 
Dr. K ran-z lmay r :  Warum reden Sie von 
Weinmayer ? ) fährt fort : " . . .  aber gegen 
den Willen der SPÖ durchgeführt wurde. "  
Nun, da muß ich fragen : Welches sind denn 
eigentlich die Tatsachen, auf die der Herr 
Abg. Weinmayer da 'Bezug nimmt 1 Am 
9. September 1952 hat der Österreichische 
Gewerkschaftsbund gemeinsam mit der Ar­
beiterkammer Niederösterreich und der Ar­
beiterkammer Burgenland eine Enquete über 
die Beseitigung der Notstandsgebiete in Nieder­
österreich und im Burgenland abgehalten. 
Bei dieser Enquete hat der Generalsekretär 

des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
Proksch das Referat geführt. (Abg. M ayr­
hote r :  Objektiv ? - Heiterkeit bei der O VP.) 
Ich denke, daß er es objektiv geführt hat, 
denn damals ging es nicht darum, der Öster­
reichischen Volkspartei eins auszuwischen, 
sondern die Absicht war, den Notstands­
gebieten in Niederösterreich und im Burgen­
land zu helfen. (Beifall bei der SPO.) ZU 
dieser Enquete ist auch der Chef des ERP­
Büros eingeladen gewesen, und die Ver­
handlungen dort haben auf ihn einen der­
artigen Eindruck gemacht, daß er sich bereit 
erklärt hat, die bisher wirklich vernach­
lässigten Gebiete Ostösterreichs besser zu be­
handeln, als das bisher der Fall gewesen ist. 
Wenn ich sage, die Gebiete Ostösterreichs 
waren bisher wirklich vernachlässigt, so muß 
ich mit klarer Deutlichkeit sagen : vernach­
lässigt nicht durch die Schuld .der SPÖ, 
auch nicht - wie ich wahrheitsgemäß zu­
geben will - durch . die Schuld der Öster­
reichischen Volkspartei. Sie sehen schon, 
meine Herren, daß ich etwas objektiver sein 
kann als Weinmayer oder Maleta. ( Leb­
hafter Beifall bei der SPO.) Sie waren ver­
nachlässigt aus dem Grund, weil die Ameri­
kaner ihre Finanzhilfe nicht gern in ein 
Gebiet gegeben haben, welches russisch be­
setzt ist. 

Unsere Bemühungen, die Bemühungen dieser 
Enquete sind nun dahin gegangen, die Ameri­
kaner davon zu überzeugen, daß die Ost­
gebiete Österreichs unterstützungsbedürftig 
sind und infolgedessen Hilfe aus den Marshall­
Geldern erhalten sollen. Der Herr Minister 
Meyer hat damals seine Hilfe zugesagt. Ja, 
ich kann sagen, daß er sie nicht nur zuge­
sagt, sondern bis zu einem gewissen Grad 
auch gewährt hat. Es sind in der Folge 
dann im Laufe der Zeit rund 1000 neue Dauer­
arbeitsplätze geschaffen worden. Freilich gebe 
ich zu : 1000 Arbeitsplätze, auch wenn sie 
Dauerarbeitsplätze sind, sind für die großen 
Notstandsgebiete, die wir haben, ein Tropfen 
auf einen heißen Stein. Aber wie reimt sich 
die Behauptung des Herrn Abg. Weinmayer 
mit den Tatsachen, die ich da eben angeführt 
habe � 

Ich kann Ihnen weitere Tatsachen sagen. 
Der Bundesvorstand des ÖGB hat zu wieder­
holten Malen Entschließungen angenommen, 
welche die Schaffung von Dauerarbeitsplätzen 
in den Notstandsgebieten zum Ziele gehabt 
haben, und zwar schon am 3. April 1952, 
am 1 5. Jänner 1953, am 1 5. Oktober 1 953, 
am 4. Februar 1954 und am 28. Oktober 1 954. 
Immer wieder haben wir verlangt, daß Dauer­
arb�itsplätze in die Notstandsgebiete ver­
legt werden sollen, leider allerdings, das gebe 
ich zu, abgesehen von der Intervention des 
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Herrn Ministers Meyer von der amerikanischen Zusammenarbeit in der Koalition zu fördern 1 
Hilfe, bisher mit negativem Erfolg. Ich wende mich im Rahmen meiner Partei 

Vor fast einem Jahr hat der Arbeiter­
kammertag dem Herrn Finanzminister einen 
Gesetzentwurf, betreffend die Förderung indu­
strieller und gewerbliche!' Betriebe in den 
Notstandsgebieten, überreicht. Wo ist der 
Gesetzentwurf 1 Bisher ist er nicht auf­
getaucht. Ich kann nur vermuten, daß 
ihn der Herr Finanzminister zu den Akten 
gelegt hat. Meine Herren ! Schreiben Sie 
jetzt : Raab-Kamitz -Kurs ! Und : Die SPÖ 
verhindert, daß die Notstandsgebiete saniert 
werden ! Ich könnte jetzt sagen, der Herr 
Minister Kamitz verhindert es . Ich bin 
aber nicht so boshaft und so eingebildet 
(lebhafte Zustimmung bei der S PÖ) wie manche 
Herren auf Ihrer Seite und unterlasse das 
deshalb. 

Minister Waldbrunner hat monatelang, wie 
Ihnen allen bekannt ist, mit dem Sowjet­
element über die Rückgabe der Berndorfer 
Metallwerke verhandelt. Sie wissen auch, 
warum. Er wollte dieses Fabriksobjekt dazu 
verwenden, um dort eine größere Aluminium­
warenerzeugungsstätte wieder ins Leben zu 
rufen und so wenigstens das Berndorfer 
Gebiet sanieren. Die Verhandlungen mußten 
erfolglos abgebrochen werden. Daraufhin hat 
die verstaatlichte Industrie, also wieder Wald­
brunner, den Plan gefaßt, in Enzesfeld eine 
solche Metallwarenfabrik ins Leben zu rufen. 
Ich bin mir völlig darüber im klaren, daß 
die Schaffung einer einzigen Fabrik noch 
keine völlige Sanierung der großen N ot­
standsgebiete bedeutet, aber es wäre ein 
Anfang gewesen. Man hätte einigen hunderten, 
im Laufe der Zeit vielleicht 2000 Menschen 
helfen können, und man hätte der Öffent­
lichkeit wenigstens 'vor Augen geführt, daß 
man bemüht ist, etwas zu leisten. Bisher 
ist es über das Planen deshalb nicht hinaus­
gekommen, weil sich Widerstände gegen dieses 
Projekt geltend gemacht haben, die, meine 
Herren und Damen, auf Ihrer Seite liegen. 
Wie ich höre, lehnt es die Handelskammer 
entschieden ab (Abg. Hi l l ege is t :  Hört ! Hört I), 
daß die verstaatlichte Industrie neue Werke 
errichtet. Das wäre ein Eingriff in die- Unab­
hängigkeit der österreichischen Wirtschaft. 
Und der Herr Weinmayer erzählt auf Ihrem 
Parteitag, daß wir es sind, die die Sanierung 
der Notstandsgebiete verhindern ! 

Können Sie sich einen ärgeren Mißbrauch 
der demokratischen Redefreiheit vorstellen 
als den, der hier vom Herrn Weinmayer 
getrieben worden ist, und können Sie sich, 
meine Damen und Herren, vorstellen, daß 
solche Verleumdungen - ich kann das gar 
nicht anders nennen - dazu beitragen, die 

immer dagegen, wenn irgend wo ein wenig 
übers Ziel geschossen wird. Ich trete immer 
dafür ein, daß man auch dem Gegner, ins­
besondere aber dem Koalitionspartner, Ge­
rechtigkeit widerfahren lassen solle. Aber 
was auf der einen Seite gilt, soll auf der 
anderen nicht gelten 1 Ich hoffe - ich würde 
es wenigstens empfehlen -, daß der Herr 
Bundeskanzler, den ich als sachlich und 
gerecht denkenden Menschen kenne, jenen 
Herrn, der in seiner Partei so gern über 
die Schnur schlägt und einen Exzeß nach 
dem anderen verübt, einmal übers Knie 
legt und ihm etwas ins Ohr sagt. (Heiterkeit 
und Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. Pi t te r­
man n : Der Handelsminister wird blaß ! -
Neuerliche Heiterkeit. - Abg. Dr. Male t a :  
Man kann auch etwas ins linke Ohr sagen !) 

Aber nun doch zur Rede des Herrn Bundes­
kanzlers, derentwegen ich mich eigentlich 
zum Wort gemeldet habe. Der Herr Bundes­
kanzler sagte in seiner Rede : "Während 
vor dem zweiten Weltkrieg für viele unserer 
Unternehmer, ja bis zu einem gewissen Grad 
für das ganze österreichische Volk der Kon­
kurrenzkampf auf dem Weltmarkt ein Schreck­
gespenst dargestellt hat, dem man nach 
Möglichkeit auswich und gegen den man 
sich durch Zollschranken möglichst sichern 
wollte, beherrscht heute unsere Wirtschaft -
gleichgültig, ob es sich um die private oder 
die verstaatlichte handelt ein ganz 
anderer Geist. Heute besteht auch in Öster­
reich die Freude am Wettbewerb . "  

Na, mit Einschränkungen, Herr Bundes- .  
kanzler ! Die Freude a m  Wettbewerb zwischen 
den verschiedenen politischen Parteien ist 
zweifellos gegeben (Bundeskanzler Ing. Raa b :  
Bei beiden !) , die Freude a m  Wettbewerb 
in unserer Wirtschaft ist aber zumindest 
noch in den Anfängen. Man merkt noch 
nicht sehr viel davon. Hier hat, glaube ich, 
der Herr Bundeskanzler ein wenig mehr 
behauptet, als sich nachweisen läßt. Ich 
habe mir nämlich erzählen lassen, daß es 
in Österreich noch immer eine ganze Anzahl 
von Kartellen geben soll, die Preisverab­
redungen tätigen und von der freien Kon­
kurrenz schon gar nichts wissen wollen. 
Ich nehme aber die Behauptung des Herrn 
Bundeskanzlers, daß in Österreich Freude 
am Wettbewerb herrscht, als ein Versprechen 
hin, nämlich daß wir schon in der aller­
nächsten Zukunft gemeinsam, Arm in Arm, 
Herr Kanzler, das Jahrhundert herausfordern 
und gegen die Kartelle einmal ein ordent­
liches Kartellgesetz schaffen ! (Lebhafter Bei­
faU bei der SPÖ. - Abg. Krippne r :  Bei 
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Koks und bei Blf ch !) Ich bin überzeugt 
davcn, daß ein solches Unterfangen unserEr 
Popularit ät nicht schaden wird. (Abg. Doktor 
Pit te rmann:  A ber dem Mautner schon !) 
Das ist wiedE r etwas anderes. 

Dc r Hc rr Bunde skanzler hat auch davon 
W sp ochen,  Er sei vor einer bevorstehenden 
Übelkonjunktur ge warnt worden, er nehme 
aber die se Warnung nicht so ernst, wie sie 
vorge bracht worden sei, er sei nicht so ängst­
lich. Hier gebe ich ihm vollkommen recht. 
Auf diesem GE biet bin ich auch nicht ängstlich. 
Ich fürchte nicht, daß wir in allernächster 
Zeit in eine Überkonjunktur geraten werden. 
Ich fürchte allerdings auch nicht das Gegen­
teil, das in pessimistischer Weise der Herr 
Abg. Stüber schon für die nächste Zukunft 
an die Wand gemalt hat. Ich glaube viel­
mehr, daß wir uns noch einige Zeit - und 
ich hoffe, eine sehr lange Zeit - einer guten 
Konj unktur erfreuen werden ; ich glaube so­
gar, sie könnte sich in Österreich in gewissen 
Sparten noch immer bessern. 

Die Zahl der Arbeitslosen ist glücklicher­
weise im heurigen Winter nicht so hoch 
angestiegen wie in den vorhergehenden. Aber 
ich darf doch sagen : Spotten läßt sich über die 
Ziffer, die wir im heurigen Jahr erreicht 
haben, auch nicht, und sie ist immer noch 
verminderungsbedürftig. Besonders die Saison­
arbeitslosigkeit ist so hoch, daß man ernst­
lich versuchen müßte, ihr beizukommen. 

Ich möchte Ihnen da, meine Damen und 
Herren, einige Ziffern sagen : Wir haben 
am 28.  Februar 1 955 in Wien rund 10.000 ar­
beitslose Bauarbeiter gehabt, in Niederöster­

_reich 24.000, in Oberösterreich 19 .000, in 
der Steiermark 1 7 .000 und im - Burgenland 
10.000. Das sind zusammen - ich habe 
es noch gar nicht zusammengezählt, aber 
das kann man leicht tun - 80.000 Menschen, 
die einzig und allein im Baugewerbe be­
schäftigungslos sind. Besonders fällt auf, 
daß Niederösterreich 24.000 und das Burgen­
land - das kleine Burgenland ! - 10.000 be­
schäftigungslose Bauarbeiter hat.  Ich muß 
sagen : Das ist nicht notwendig! Da haben 
die Bundesländer, aber :qicht nur die Bundes­
länder, sondern alle unsere öffentlichen Fak­
toren noch stark versagt. 

Wir haben schon im Frühjahr des ver­
gangenen Jahres darauf hingewiesen, daß 
alles versucht werden müsse, um der Saison­
arbeitslosigkeit der Bauarbeiter Herr zu wer­
den. Wir haben darauf hingewiesen, daß man 
den Sommer über die Arbeiten strecken 
müßte, um nicht geradezu dazu zu zwingen, 
daß sich die Baufirmen gegenseitig die Arbeits­
kräfte abjagen und Überstunden bis zum 
Exzeß machen, während dann mit Einbruch 

der schlechten Jahreszeit alle Mittel auf­
gebraucht sind, - die zur Verfügung standen, 
und eine katastrophale Arbeitslosigkeit ein­
tritt. 

Wir haben gewarnt. Einiges ist geschehen, 
aber leider noch nicht genug, meine Damen 
und Herren, und das hat dazu geführt, daß 
wir heuer wieder eine viel größere Saison­
arbeitslosigkeit haben, als notwendig wäre. 
Ich weiß, daß ein Ministerkomitee besteht, 
das sich mit der Frage der Erstreckung der 
Bauarbeiten beschäftigt oder, besser gesagt, 
beschäftigen soll. Viel hat man von diesem 
Ministerkomitee nicht gehört. (Abg. Doktor 
Kr aus :  Sehr richtig !) Es wäre dringend 
zu wünschen, daß sich dieses Ministerkomitee 
rechtzeitig hinsetzt und dafür sorgt, daß 
erstens den Sommer über nicht alle Arbeits­
möglichkeiten auf einmal auf den Arbeits­
markt kommen. (Abg. E. Fische r :  Macht einen 
politischen Schneepflug !) Ja, so etwas Ähn­
liches. Zweitens sollte es dafür sorgen, daß 
auch in den Wintermonaten, in der schlechten 
Jahreszeit, entsprechende Beschäftigungsmög­
lichkeiten gegeben sind. 

Freilich muß ich sagen : Ich habe da dieser 
Tage davon gelesen, daß der Herr Staats­
sekretär Bock in der Regierung einige V or­
schläge erstattet hat (Abg. Dr. Pittermann ;' 
"Bocksprünge" I) , die zum Teil zu brauchen 
sind. (Heiterkeit bei der Ö VP.) Herr Doktor 
Maleta : Wer zuletzt lacht, lacht am besten! 
Zum Teil sind die Vorschläge des Herrn 
Staatssekretärs schon zu verwenden, aber 
ein Vorschlag ist dabei, von dem ich sagen 
muß, daß ich nicht weiß, wie er zu dem . ge­
kommen ist. Er will nämlich in den Sommer­
monaten den Bauunternehmungen verbieten, 
daß sie sich gegenseitig Arbeitskräfte ab­
werben, und er will auch verbieten, daß höhere 
als die im Kollektivvertrag festgesetzten Löhne 
bezahlt werden. Na, meine Damen und 
Herren, das ist in einem demokratischen 
Staatswesen ein Ding der Unmöglichkeit! 
Dagegen würde sich der Gewerkschaftsbund 
mit allen seinen Kräften zur Wehr setzen, 
das darf ich - Ihnen schon versprechen. Ich 
rate deshalb dem Herrn Staatssekretär, diesen 
Plan nicht weiter zu verfolgen. 

Aber wir leiden ja nicht nur unter einer 
Saisonarbeitslosigkeit. Auch die strukturelle 
Arbeitslosigkeit ist noch immer ganz beachtens­
wert, obwohl sie ebenfalls ein wenig zurück­
gegangen ist. Hier komme ich wieder auf 
die Notstandsgebiete zu sprechen, und da 
muß ich sagen : An der Südbahnstrecke bis 
Ternitz hinunter, im Triestingtal, -im Bezirk 
Gmünd und insbesondere im Burgenland haben 
wir eirie ständige Arbeitslosigkeit. In diesen 
Gebieten waren im Jahresdurchschnitt 1953 
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arbeitslos : im Bezirk Baden 12 Prozent, 
in Berndorf 18 Prozent, im Bezirk Wiener 
Neustadt 13,7 Prozent, im Bezirk Gmünd 
14 Prozent, im Bezirk Schwechat 1 2  Prozent, 
und im Burgenland, das eigentlich ein ein­
ziges Notstandsgebiet ist, hatten wir eine 
durchschnittliche Jahresarbeitslosigkeit von 
24 Prozent aller arbeits bereiten Menschen. 
Ein Viertel aller Menschen, die arbeiten wollen, 
können keinerlei Arbeit finden, ob'wohl, wie 
allgemein bekannt ist, Jahr für Jahr im 
Frühling Tausende von burgenländischen Bau­
arbeitern teils in die Bundesländer, teils 
sogar ins Ausland auswandern, um Arbeit 
zu finden, und obwohl sich auch tausende bur­
genländische Landarbeiter in den Bundes­
ländern Arbeit suchen ! 

Meine Damen und Herren ! Hier, glaube 
ich, kann man nicht davon sprechen, daß ein 
österreichisches Wunder geschehen ist. (Abg. 
Dr. Kraus: Sehr richtig !) Ich will den Ein­
druck, den der Herr Bundeskanzler mit seiner 
Rede mit Recht erzielt hat, gar nicht ver­
wischen. Es gibt ein gewisses österreichisches 
Wunder, wie im Ausland behauptet wird -
aber auch Ausnahmen davon, böse Geschwüre 
am Körper der österreichischen Volkswirt­
schaft. Für diese Notstandsgebiete, ich sage 
es noch einmal, ganz besonders für das Burgen­
land, für das Triestingtal, für das Wiener 
Neustädter und Badener Gebiet, für das 
Gebiet von Waidhofen muß Vorsorge ge­
troffen werden, wenn dort die Bevölkerung 
nicht den Glauben an die Menschlichkeit 
verlieren soll. Die Menschen, die zum Teil 
jahraus, jahrein 50, 60 und mehr Kilometer 
mit der Eisenbahn fahren, um eine Arbeits­
stätte zu erreichen, und andere, die Jahre 
hindurch beschäftigungslos sind, können 
sich nicht damit zufriedengeben, daß es im 
übrigen Österreich, wenn auch langsam, so 
doch vorwärtsgeht. Jetzt, zehn Jahre nach 
Beendigung des Krieges, ist, glaube ich, die 
österreichische Regierung und der österrei­
chische Nationalrat verpflichtet, auch für 
diese Gebiete einzutreten und dafür zu sorgen, 
daß dort Dauerarbeitsplätze geschaffen werden. 

vorragender Weise mitgewirkt hat. Ich würde 
nicht viel übertreiben, wenn ich sagen würde, 
daß er ihn erzwungen hat (Beifall bei der 
SPÖ) , in voller Erkenntnis der Tatsache, 
daß, wenn es nicht gelingen würde, die Preise 
zu stoppen, wir aus einer latenten Inflation 
in eine galoppierende Inflation hineingestolpert 
wären. Also, Herr Bundeskanzler, ein wenig 
haben wir da auch mitgetan. 

Und, Herr Dr. Maleta, so ist es nicht, 
daß der Raab-Kamitz-Kurs allein die Sanierung 
herbeigefuhrt hat : Die Sozialistische Partei 
und der Gewerkschaftsbund haben dabei ganz 
entschieden mitgewirkt. (Beifall bei der SPÖ.j 
Ich will allerdings nicht so unbescheiden sein, 
Herrn Dr. Maleta zu sagen, der Herr Kanzler 
habe nichts gemacht, der Herr Dr. Kamitz 
habe nichts gemacht, die Österreichische Volks­
partei habe nichts gemacht, nur wir 
Sozialisten hätten das gemacht. Das wäre 
j a  auch nicht wahr. Aber ebenso wie diese 
Behauptung unwahr wäre, ebenso ist Ihre 
Behauptung unwahr. (Beifall bei der SPÖ.) 
Das wissen Sie, sonst würden Sie mich nicht 
80 verschmitzt anlächeln. Als die Sanierung 
durch den Preis-Lohnstopp eingeleitet wurde, 
war weder der Herr Bundeskanzler schon 
Kanzler, noch war der Herr Dr. Kamitz 
Finanzministe� (Heiterkeit bei der SPÖ) , aber 
beide haben trotzdem entscheidend bei 
der Sache mitgewirkt, der eine, der 
Herr Bundeskanzler, als Präsident der Bundes­
wirtschaftskammer, und der Herr Finanz ­
minister als leitender Beamter der Bundes­
wirtschaftskammer . 

Aber ganz bescheiden möchte ich daran 
erinnern, daß bei diesem Sanierungsprogramm 
auch ein gewisser Böhm, ein gewisser Proksch 
und verschiedene andere Herren - ja, ich 
darf sogar einen gewissen Schärf nennen -
mitgewirkt haben. (Beifall bei der SPÖ. -
Abg. Dengler: Raab, Schärf, Böhm, Kamitz!) 
Bescheidenerweise habe ich mich zuerst ge­
nannt, natürlich ! (Heiterkeit.) 

Der Herr Bundeskanzler spricht auch von 
den Lebenshaltungskosten. Er stellt da die 

Der Herr Bundeskanzler hat auch von der Steigerung der Lebenshaltungskosten für die 
Stabilisierung des Geldwertes gesprochen. Er Zeit vom Juni 1 952 bis Jänner 1955 und auch 
hat als Ausgangspunkt das Jahr 1952 genannt 

I 
den Nettolohnindex dar. Ich muß sagen, 

und datiert von da her die Gesundung der ich habe mir den Kopf darüber zerbrochen : 
österreichischen Wirtschaft. Ich glaube, auch Wieso kommt da ein Vergleich Juni 1952 
hier ist ihm zumindest insofern ein kleiner mit Jänner 1 955 zustande ? Jänner 1955 
Schnitzer passiert, als er vergessen hat, darauf kann man verstehen ; das ist der letzte Zeit­
hinzuweisen, daß, bevor der Geldwert stabili- punkt, für den uns Zahlen bekannt sind. 
siert worden ist, der Lohn- und Preisstopp Aber Juni 1 952 ? Was war damals los ? 
gewesen ist. Und vielleicht erinnern sich da Der Herr Bundeskanzler hat gestern ver­
noch einige der Herren Abgeordneten dieses schämt gesagt, das war die Zeit der Sanierung. 
Hauses daran, daß an dem Lohn-Preisstopp Ich habe mir die Indexzahlen ein wenig 
der Österreichische Gewerkschaftsbund in her- angesehen und habe gefunden, daß es mit 
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der Zeit der Sanierung nicht ganz stimmt. denke dabei nur an die Preise für Holz und 
Aber ein anderes Moment dürfte den Herrn für Fleisch. 
Bundeskanzler veranlaßt haben, dieses Datum Wenn der Herr Bundeskanzler den Geldwert 
zu wählen. Damals war nämlich der Lebens- aber auch für die Zukunft sichern will, dann, 
haltungskostenindex am höchsten ; die Preise muß ich sagen, sind wir an seiner Seite. 
waren so hoch wie nie vorher und nachher. Der Gewerkschaftsbund und die Sozialistische 
Die Preise von damals vergleicht der Herr Partei sind sich immer des Umstandes bewußt 
Bundeskanzler mit den Preisen von heute, und gewesen, daß die Sicherung des Geld wertes 
er kann infolgedessen feststellen, daß sie heute eine dringliche Notwendigkeit darstellt, im 
fast noch um ein halbes Prozent niedriger Interesse der gesamten Bevölkerung unseres 
sind als im Juni 1952. (Abg. Dr. Kraus: Landes, im Interesse der Wirtschaft und 
Um ein halbes Prozent gestiegen I) Nein, nein,  nicht zuletzt auch der Arbeiter und der 
vom Dezember auf Jänner sind sie gestiegen, Angestellten. (Beifall bei der SPÖ.j 
aber sonst sind sie noch ein wenig niedriger, 
ich glaube um zwei Zehntelprozent sogar. 
Was der Herr Bundeskanzler verschämt ver­
schwiegen hat, ist folgendes : In der Zeit 
seit Juni 1952 sind die Preise kontinuierlich 
gesunken und haben im Jahre 1953 ganz 
andere Beträge erreicht. Allerdings sind sie 
nachher wieder gestiegen und haben jetzt 
fast wieder den höchsten Stand von 1952 
erreicht. 

Da tun wir schon mit, Herr Bundeskanzler, 
und sehr gern, wenn die richtigen Mittel an­
gewendet werden. Ich weiß nur nicht, ob 
man mit Zöllen dabei das Auslangen finden 
wird ; mit Zollermäßigungen wohl, aber was 
in der letzten Zeit versucht wird, sind ja 
Zollsteigerungen. Wenn der Herr Bundes­
kanzler an weitgehende Zollermäßigungen 
denkt, insbesondere bei den Konsumwaren, 
die geeignet sind, die Lebenshaltungskosten 
zu beeinflussen, dann sage ich : Wir sind mit 
fliegenden Fahnen bei ihm, da gehen wir mit ! 
(Abg. Probs t: Koexistenz 1 - Abg. Doktor 
Pi t termann: De1' Strommer mit dem Dolch im 
Gewande I) 

Dabei ist noch eines zu sagen : Das habe 
ich nicht herausgefunden, wieso der Herr 
Bundeskanzler bei der Berechnung der Netto­
löhne die Beträge ohne die Kinderbeihilfen 
genommen hat. Weil die Kinderbeihilfen 
einen Bestandteil des Lohnes bilden, gehören 
sie einbezogen, und dann sind die Zahlen Der Herr Bundeskanzler hat uns auch ge­
nicht 597 - wie der Herr Bundeskanzler sagt, daß er die Lohnbewegungen, die in der 
sagte - und im Jänner des heurigen Jahres 652, letzten Zeit erfolgt sind und zu gewissen 
sondern sie waren im Juni 1952 722 und Lohnerhöhungen geführt haben, für nicht 
sind im Jänner des heurigen Jahres 778. gefährlich hält. Ich muß sagen, hier bin ich 

wieder einig mit ihm. Aber er hat uns für 
Ich bin nicht dahintergekommen, was die Zukunft gewissermaßen gewarnt. Er hat 

daran sein soll, ich stelle das nur richtig uns Vorsicht empfohlen. Ich möchte sagen, 
und möchte sagen, daß ich gar nicht leugnen Herr Bundeskanzler, die Mahnungen zur Vor­
will, daß von 1952 bis heute eine gewisse sicht wären zweckmäßiger an die rechte Seite 
Lohnerhöhung eingetreten ist, eine Erhöhung des Hauses zu richten, an den Handel, an 
der Reallöhne sogar. Sie beträgt nur nicht die Industrie (Zwischenruf des Abg. Doktor 
so viel, wie der Herr Bundeskanzler gesagt Hofeneder) _ Sie haben sich rechtzeitig 
hat, _ sondern ungefähr 5 bis 5 Y2  Prozent. gemeldet, Herr Kollege ! (Heiterkeit) - und 
Diese Steigerung ist richtig, die will ich zum Teil auch an die Landwirtschaft. Ich 
nicht ableugnen, aber ich glaube, sie ist auch denke dabei wieder an die Fleischpreise. 
durchaus erklärlich. Der Herr Bundeskanzler (Zwischenrufe des Abg. Strommer.) Ich möchte 
selber hat gesagt - und auch ein Redner ganz offen sagen : Ich bin nicht der Meinung, 
vor mir hat darauf hingewiesen -, daß sich daß man der Landwirtschaft keine Lebens­
die Produktivität während dieser Zeit um möglichkeit gestatten soll (Abg. Stromme r: 
24 Prozent gesteigert hat. Nun, ich darf Sehr gut I) , aber bei den Fleischpreisen hat 
sagen, der Gewerkschaftsbund ist seiner sich in der letzten Zeit manches schon als 
Tradition, mäßig zu sein, treu geblieben. Die exzessiv erwiesen. Ich hoffe sehr, daß es 
Reallohnerhöhung von nicht ganz 6 Prozent gelingt, eine vernünftige Regelung der Fleisch­
ist also durchaus gerechtfertigt. preise herbeizuführen, welche beides ver-

Der Herr Bundeskanzler hat auch von hindert, den Preisverfall, unter dem die Land­
geringfügigen Preissteigerungen gesprochen, wirtschaft vor nicht allzu langer Zeit - es 
die man nicht immer abstoppen kann. Ich dürfte eineinhalb Jahre her sein - gelitten 
weiß, geringfügige Preissteigerungen kann man hat, und die. Preisspitze, welche die Konsu­
nicht immer abstoppen, aber es gibt schon menten nicht ertragen können. Wenn ei:ne 
auch Preissteigerungen, die, wie ich glaube, vernünftige Stabilisierung der Fleischprel�e 
viel weiter gehen, als gerechtfertigt ist. Ich I herbeigeführt werden kann, dann werden WIr 
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gerne dabei mittun. Und diese Stabilisierung 
der Fleischpreise wird dann auch ein Stabili­
sierungsmoment für den Schilling sein. 

Der Herr Bundeskanzler hat auch von 
dem neuen Sozialversicherungsgesetz ge­
sprochen, an dem jetzt gearbeitet wird. 
Hier, muß ich sagen, habe ich seine Be­
merkungen sehr begrüßt. Dieses neue Sozial­
versicherungsgesetz - Millionen Menschen in 
unserem Land warten darauf - ist eine 
unbedingte Notwendigk,eit. Ich übertreibe 
nicht, meine Damen und Herren, es warten 
Millionen von Menschen auf dieses Gesetz , 
und ich möchte in diesem Zusammenhang 
insbesondere an die Volkspartei das dringende 
Ersuchen richten, alles zu tun, was menschen­
möglich ist, um diesen Gesetzentwurf noch in 
der Frühjahrssession im Hohen Haus zum 
Beschluß erheben zu können. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Ja, die Rede war so lang, daß man nicht 
fertig wird, wenn man darauf repliziert. Aber 
ich werde mich b�mühen. 

Der Herr Bundeskanzler hat auch davon 
gesprochen, daß die Möbelindustrie moderni­
siert werden soll. Ich muß sagen, ein lobens­
wertes Beginnen. Es wird niemand dagegen 
etwas einzuwenden haben. Unsere Möbel­
industrie ist wirklich technisch rückständig. 
Sie muß, wenn sie einigermaßen leistungs­
fähig bleiben oder, besser gesagt, werden 
soll, modernisiert werden. Wenn sie auch 
noch sosehr modernisiert wird - das wünsche 
ich ja -, wenn aber die Holzpreise auf der 
Höhe bleiben, auf der sie heute sind, dann 
wird die Möbelindustrie in unserem Land, 
auch wenn sie völlig modern ist, nicht gedeihen 
können. Wollen wir der Holzindustrie im 
allgemeinen, der Möbelindustrie aber speziell 
helfen, dann werden wir eine vernünftige 
Gestaltung der Holzpreise gemeinsam an­
streben müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Rekonstruktion der Geldinstitute ist 
nur zu sagen, daß wir damit einverstanden 
sind, wenn entsprechende Kontrolleinrich­
tungen geschaffen werden. Da können wir 
uns dann schon finden, wir werden zusammen­
kommen. 

Ich möchte sagen, daß auch wir einen 
modernen Zolltarif gern sehen würden, aber 
er muß · doch so gestaltet werden, daß die 
Interessen der Konsumenten berücksichtigt 
werden und nicht allein die der Kartell­
herren. 

Eine Produktivitätssteigerung hat der Herr 
Kanzler befürwortet. Der Gewerkschaftsbund 
predigt überall, wohin seine Sendboten kom­
men, daß die Produktivität gesteigert werden 
muß,  wenn wir unser Sozialprodukt und 
unseren Anteil an demselben ausweiten wollen. 

Aber sosehr wir die Produktivitätssteigerung 
befürworten, möchte ich doch sagen : Wichtig ist 
vor allem , daß der Arbeiter- und Angestellten­
schaft ihr entsprechender Anteil an den 
Erträgnissen dieser Steigerung gesichert wird. 
(Lebhafter Beifall bei der S PÖ.) Man kann 
nicht verlangen, daß sich Arbeiter und Ange­
stellte anstrengen, nur um dem Arbeitgeber 
einen Mehrverdienst zu sichern, selber aber 
auf ein Mehreinkommen verzichten. Wenn 
das auch die Arbeitgeber verstehen, werden 
wir uns auch über die Produktivitätssteigerung 
einigen können. 

Wir wissen auch, daß der Lebensstandard 
nicht allein durch Lohnsteigerungen verbessert 
werden kann, wir glauben sogar, daß es 
zweckmäßiger wäre, ihn durch Preissenkungen 
zu verbessern, denn die Preissenkungen würden 
auf alle Konsumenten gleichmäßig verteilt 
werden, und es würden dabei auch Rentner 
und Menschen, die ein geringes Einkommen 
haben, Nutznießer derselben werden. 

Aber eines muß ich auch sagen : Nur Pro­
duktivitätssteigerung, keine Preissenkungen 
und keine Lohnerhöhungen, damit kann sich 
der Gewerkschaftsbund nicht begnügen . Ich 
möchte hier mit aller Deutlichkeit sagen, 
um nicht mißverstanden zu werden : Zurzeit 
schweben im Kanzleramt Verhandlungen über 
Lohn- und Preisfragen. Darüber sind ja  
in der Öffentlichkeit schon allerlei Märchen 
erzählt worden. (Abg. D1·. Pitte rmann:  
Bör zu, Kollege Bonner I) Ich möchte diese 
Märchen auf das richtige Ausmaß zurück­
führen. Man hat erzählt, daß hinter ver­
schlossenen Polstertüren Geheimverhandlungen 
stattfinden . Ja, ich gebe 'zu, meine Damen 
und Herren, die Türen und die Fenster sind 
geschlossen, man kann sie bei der jetzigen 
Witterung nicht offen lassen (Heiterkeit) , 
aber Geheimverhandlungen sind das nicht. 
Die Bestrebungen, die bei diesen Verhand­
lungen zum Ausdruck kommen, sind ohne 
weiteres mitzuteilen. Es kann gesagt werden, 
daß sich sowohl der Herr Kanzler als auch 
Kammern und Gewerkschaftsbund bemühen, 
eine Stabilisierung der Preise herbeizuführen. 

Gewiß hat man auch im Laufe der Debatte 
an den Gewerkschaftsbund das Ansinnen 
gestellt, er möge sich bei seinen Lohn­
forderungen einschränken. Ich habe darauf 
geantwortet : Wir können einen festen Pakt 
nicht abschließen, demzufolge wir auf Lohn­
forderungen verzichten würden, das ist aus­
geschlossen. Aber das Tempo und das Aus­
maß unserer Lohnforderungen wird ganz 
von der Gestaltung des Preisgefüges ab­
hängig sein. Wenn es gelingt, das Preis­
niveau einigermaßen zu senken, dann werden 
wir uns bei Lohnforderungen gewisse Zurück-
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haltung auferlegen können. Selbstverständ- Semmeln, Teigwaren, Milch und Molkerei­
lich ! . Wobei ich allerdings nicht vergessen produkte, Reis, Zucker, Eier, Marmelade, 
will hinzuzufügen : Für entsprechende Pro- Fleisch , Fett und Wurstwaren, Obst und 
duktivitätssteigerungen, die den Unternehmern Gemüse die Warenumsatzsteuer herabsetzen 
die Möglichkeit geben, mehr zu verdienen, oder gar aufheben, so wird sich das auf den 
werden Arbeiter und Angestellte natürlich Lebenshaltungskostenindex in recht deut­
jederzeit ihren Anteil verlangen. (Beifall bei lichem Maße auswirken können. 
der SPO.) Freilich wird man mir sagen : Ja, aber 

Die Verhandlungen sind noch nicht abge- das kostet ja ungeheuer viel. Wir haben 
schlossen, aber ich glaube, es ist ungefähr uns das im Gewerkschaftsbund berechnet, 
zu überblicken, wohin sie führen werden. es würde ungefähr 1 Milliarde Schilling im 
Vielleicht - ich bin ein wenig Optimist - Jahr kosten. Aber ' wir brauchen darüber 
wird es dazu kommen, daß eine leichte nicht zu sehr zu erschrecken, meine Damen 
Senkung der Preise eintritt, vielleicht wird und Herren. Der Herr Finanzminister hat 
es dazu kommen, daß man die großen Preis- bei der Regulierung der Lohn- und Ein­
schwankungen bei Fleisch und Fleischwaren kommensteuer auf einen Betrag von 1 ,7 Mil­
ausschalten kann, aber ich sage ausdrücklich liarden Schilling verzichtet und ist dabei 
nur "vielleicht", ich weiß es nicht, ich hoffe es. nicht einmal zugrunde gegangen. Vielleicht 
Etwas anderes, eine Verpflichtung des Ge- hätte er auch die Möglichkeit, diese 
werkschaftsbundes, auf Lohnforderungen zu I Milliarde irgendwie aufzutreiben. Ja, ich 
verzichten, wird auf keinen Fall statuiert habe da einige Zuversicht. Denn da ist von 
werden. der Handelskammer ein Vorschlag erstattet 

Der Herr Bundeskanzler hat auch von . worden, es solle der Rechnungsstempel be­
der Spartätigkeit gesprochen. Sie ist wichtig, seitigt werden. Die Beseitigung des Rech­
um die Finanzierung der Investitionsbetätigung nungsstempels, fürchte ich, wird sich bis 
der öffentlichen Hand zu sichern und die zum Konsumenten gar nicht auswirken, sie 
Nachfrage durch freiwillige Beschränkungen würde wahrscheinlich nur den Händlern und 
in den rechten Grenzen zu halten. Hier Erzeugern Nutzen . bringen. ( Bundeskanzler 
muß ich, wenn wir von Preissenkungen Ing. R a a b :  Beide · Vorschläge haben wenig 
sprechen, sagen : Es gibt Möglichkeiten dazu, Aussicht auf Erfüllung !) Das ist einerseits 
meine Damen und Herren ! Der Gewerkschafts- begrüßenswert, andrersei.ts bedauerlich. 
bund denkt da vor allem daran, die Waren- Aber an dem zweiten möchte ich schon fest­
umsatzsteuer auf die wichtigsten Grund- halten. Die Beseitigung des Rechnungs­
nahrungsmittel zu senken. Ein wenig, etwas stempels würde 850 Millionen Schilling kosten. 
ist ja in der letzten Zeit geschehen. Der Herr Da wäre von 850 Millionen Schilling auf 
Handelsminister hat die Steuer auf Treib- 1 Milliarde Schilling kein so großer Spielraum 
stoffe herabgesetzt. Ich habe mir vom Herrn mehr. 
Handelsminister erzählen lassen, daß sich Der Herr Bundeskanzler hat mich soeben 
diese Steuerermäßigung auf die Wirtschaft davon unterrichtet, daß beide Vorschläge 
recht fruchtbringend auswirken soll. Die seiner Meinung nach wenig Aussicht auf 
Landwirtschaft soll davon profitieren, die Verwirklichung haben. Das soll uns nicht 
Fuhrwerksbesitzer natürlich, Autobesitzer, In- entmutigen, wir werden weiter verlangen. 
haber von Betrieben, deren Maschinen mit (Abg. Dr. Pit terma n n :  Wir werden ihm 
Öl betrieben werden, usw. Aber ich muß helfen, den Vor8chlag der Handel8kammer ab­
sagen : Der Konsument, die breite Masse zuleknen !) 
der Konsumenten hat von den Auswirkungen Um zum Ende zu kommen : Bei Zoll­
der Steuerermäßigung bisher nichts verspürt senkungen ist noch manches möglich, zum 
(Abg. Dr. Hote n e d e r :  Die Autobu8prei8e Beispiel bei Orangen, Kaffee, Tee, Kakao, 
heruntersetzen I) , außer vielleicht, daß ein Eiern usw.,  sowie bei gewissen Industrie­
Feuerzeugbesitzer die Feuerzeugfüllung etwas waren. Es gibt solche Möglichkeiten ! 
billiger kaufen kann. Aber das ist nicht so Ich erinnere daran, daß auch eine ganze 
ins Gewicht fallend, daß man davon viel Anzahl von Markenartikeln, für die ein 
Aufhebens machen sollte. Preis von der Erzeugerfirma festgelegt ist, 

Wir glauben, daß man Nachlässe nicht heute schon von einer großen Anzahl von 
verzetteln sollte, Herr Finanzminister, weder Firmen zu niedrigeren Preisen verkauft werden, 
Zollherabsetzungen noch Steuernachlässe, son- als die Erzeugerfirmen vorschreiben. Sie wer­
dern man sollte sie dort gewähren, wo vor- den vielleicht sagen : Recht lobenswert ! Gut, 
aussichtlich der Konsument dabei zum Zuge ich schließe mich dieser Bemerkung an, 
kommt. Da sind vor allem die Grundnahrungs- möchte aber sagen, daß das noch etwas 
mittel, und hier ist zweifellos Gelegenheit, anderes aufzeigt : daß die Preisspanne, die 
manches zu tun. Wenn Sie für Brot, Mehl, von der Erzeugerfirma vorgeschrieben wurde , 
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zu hoch ist. Hier müßten, glaube ich , Bundes­
regierung und Handelskammer gemeinsam 
dafür sorgen, daß die Handelsspannen er­
mäßigt werden. 

Ich möchte zum Schluß kommen, wenigstens 
soweit es sich um die Rede des Herrn Bundes­
kanzlers handelt, und möchte sagen : Der 
Appell an uns wird fruchtbar sein, wenn 
er auch von der Gegenseite entsprechend 
gehört wird. Wir sind uns der Verantwortung, 
die wir für die Währung des Landes und 
für die wirtschaftliche Stabilität haben, voll 
bewußt. Aber ich mache darauf aufmerksam : 
Nicht allein Arbeiter und Angestellte haben 
eine Verantwortung auf diesem Gebiet zu 
tragen, sondern auch die anderen Wirtschafts­
kreise. (Beifall bei der SPO.) Und diese 
möchte ich daran erinnern, daß es notwendig 
ist, dafür zu sorgen, daß das Preisniveau 
wieder in Ordnung kommt. Geschieht das, 

. dann werden wir uns mit unseren Lohn­
bewegungen in so mäßigen Grenzen halten 
können, daß · wir nur dort Lohnerhöhungen 
verlangen, wo sie auf Grund der Produk­
tivitätssteigerung selbstverständlich sind. Eine 
Verpflichtung freilich können wir formal nicht 
übernehmen. 

Einige Worte noch über die Bemerkungen 
des Herrn Dr. Maleta. Ich muß sagen, be­
scheiden war er nicht. (Heiterkeit. - Abg. 
Prinke : Das ist auch nickt eure Art, be-
8cheiden zu sein !) Ein Selbstbewußtsein (Abg. 
Prinke : Gott sei Dank !) , von dem ich fast 
behaupten möchte, daß es an Überheblichkeit 
grenzt (Heiterkeit bei der SPO - Abg. 
Prinke : Das ist subjektiv !) , und es scheint, 
daß Sie auch in Ihren Zeitungen lernen, 
was in diesen Ausführungen zum Ausdruck 
kommt. Während der Herr Bundeskanzler 
ausdrücklich immer von der Gesamtregierung 
gesprochen hat (Abg. Dr. Male ta :  Sie sprechen 
vom Gewerkschaftsbund !) - der Gewerk­
schaftsbund ist auch eine Institution, an der 
alle beteiligt sind, ich kann also mit Recht 
vom Gewerkschaftsbund reden ! -, hat der 
Herr Dr. Maleta zwar zugegeben, daß die 
Gesamtregierung eine Regierung Raab-Schärf 
ist, aber gesagt, daß der Wirtschaftskurs 
ein Kurs Raab-Kamitz ist. (Abg. Dr. H ofen­
e de r ,'  Weil der Finanzminister halt nicht 
Resch heißt !) Herr Dr. Maleta ! Das ist, 
wenn auch nicht mit denselben groben Worten, 
eine ebensolche Geschichtsklitterung, wie sie 
vom Herrn Abg. Weinmayer begangen worden 
ist. Der Raab-Kamitz-Kurs hat nichts anderes 
getan, als jene Entwicklung fortzusetzen (Abg. 
Dr. Hofenede r :  Figl-Margaretha !) , die durch 
die Vereinbarungen mit der Handelskammer 
und dem Gewerkschaftsbund schon einge­
leitet war. 

Wenn ich boshaft wäre, so boshaft wie 
manche Herren auf Ihrer Seite (Heiterkeit) , 
würde ich darauf verweisen, daß es da manche 
Auseinandersetzungen gegeben hat. Da hat 
es auf Ihrer Seite - ich will nicht sagen, 
von wem - Widerstände gegen die Sanierung 
gegeben, da hat man sich gegen die Stabili­
sierung gestellt, weil man nicht die richtigen 
Mittel anwenden wollte. Aber ich bin, wie 
gesagt, nicht boshaft, ich breite den Mantel 
der christlichen Nächstenliebe über diese 
Auseinandersetzungen (Heiterkeit bei SPÖ und 
O v  P - Abg. E. Fische r :  Vereinigt euch ! 
Ihr beide seid die reinen Engel der W irtsckaft !) , 
denn wir verlangen nicht mehr für uns, 
als wir mit Recht in Anspruch nehmen können. 

Der Herr Dr. Maleta hat auch noch gesagt, 
die Volkspartei sei die erste politische und 
wirtschaftliche Kraft im Lande. (Abg. Doktor 
Hofe neder: Freilich !) Um einen Abgeordneten 
mehr, Herr Dr. Maleta, aber um 30.000 Stim­
men weniger ! (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 
�lzuviel zugute tun brauchen Sie sich auf 
diese erste politische und wirtschaftliche Kraft 
nicht, Herr Doktor. Sagen wir,· wir sind 
ziemlich gleich stark. Es ist auch am besten so. 
Vielleicht verstehen wir uns so auch am 
besten. 

Nun aber noch eines, dann komme ich 
schon zum Schluß. Er sagt : Die Volkspartei 
ist im Gegensatz zur Sozialistischen Partei 
eine Partei des Volkes. Sie sorgt für alle. 
Sie sorgt für die Arbeitnehmer, sie sorgt für 
den Bauern, ob klein oder groß, sie sorgt 
für den Gutsbesitzer, sie sorgt für den Ge­
werbetreibenden (Abg. Wilhelmine M o i k: Ein 
bisserl ungleich I) , sie sorgt für den Fabrikanten 
und für den Handelsmann. Ja, meine Damen 
und Herren, was bleibt da noch übrig � Nichts 
mehr ? Nun, dann muß einer für den anderen 
sorgen. Unter uns gesagt : Das Sozialprodukt 
ist ein Kuchen von einer bestimmten Größe, 
der im Laufe der Zeit durch bestimmte An­
strengungen gewiß vergrößert werden kann. 
Aber wenn Sie heute, Herr Dr. Maleta, den 
Kuchen aufteilen wollen und jedem ein 
größeres Stückerl geben wollen, bleibt Ihnen 
nichts übrig. (Abg. Frühw ir th: Wir möchten 
auch gern ein Weinberl, nicht nur die Unter­
nehmer !) So kann also die Sache nicht sein. 
Sie können entweder jedem nur den ange­
messenen Teil geben und niemand berück­
sichtigen , oder Sie müssen jemand unrecht 
tun. Und darüber gibt es verschiedene 
Meinungen. Soweit ich die Funktionäre des 
Arbeiter- und Angestelltenbundes kenne, sind 
sie der Meinung, daß sie bei der Aufteilung 
dieses Kuchens meist zu kurz kommen, und 
sie dürften recht haben. (Heiterkeit und leb­
hafter Beifall bei der SPÖ.) 
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Im übrigen will ich Ihnen auch sagen, 
Herr Doktor : Mit der so viel gepriesenen 
Einigkeit, die da nach Ihrer Darstellung 
vom Lauda bis zum Altenburger (Heiterkeit ­
Abg. A l tenb urger: Vom Böhm bis zum Ko­
stroun I) und vom Dworak bis zum Kraus 
reichen soll, ist es auch nicht so weit her, 
wie Sie tun. Da gibt es so viele Gegensätze und 
so viele Streitereien, daß ich sagen muß, da 
halte ich die Sozialistische Partei schon für 
viel fester in sich gefügt als das labile Gefüge 
der Österreichischen Volkspartei. (Zwischenruf 
des Abg. A ltenburger.) Aber warum ich 
Ihnen das vorgehalten habe, Herr Doktor, 
hat nur den Grund, daß ich Ihnen sagen wollte : 
Ein wenig mehr Bescheidenheit, als Sie heute 
in Ihrer Rede gezeigt haben, würde Ihnen 
nicht schaden. (Heiterkeit bei der S PÖ.) 

ZU den Bemerkungen des Abg. Honner 
brauche ich nur ein paar Worte zu sagen. 
Es wäre eine einfache Sache, wenn man den 
Binnenmarkt erweitern und allgemeine Lohn­
erhöhungen durchführen würde. Wenn man 
auf diese Weise dem Arbeiter und Angestellten 
helfen könnte, wäre ich sogar dafür, da wäre 
ich mit bei der Partie. Aber so einfach ist es 
wieder nicht. Wenn man allgemeine Lohn­
erhöhungen nur um den Preis allgemeiner 
Preiserhöhungen durchsetzt, dann ist dem 
Lohnempfänger nicht geholfen. Bei dieser 
Politik machen wir nicht mit. 

Wir glauben, daß der Österreichische Ge� 
werkschaftsbund und die Sozialistische Partei 
auf dem Weg, den sie bisher gegangen sind, 
werden weitergehen müssen. Sie werden Lohn­
erhöhungen nicht negieren, sie werden sie 
nicht übertreiben, sie werden sie aber dort 
verlangen, wo entweder durch Verteuerung 
der Lebenshaltung - das will ich ausdrücklich 
sagen - oder durch entsprechende Steigerung 
der Produktivität die Notwendigkeit dazu 
gegeben ist. Dort werden wir unseren Anteil 
verlangen. Sonst, will ich sagen, werden auch 
wir alles tun: um das wirtschaftliche Gefüge 
in Ordnung zu erhalten. 

Wir nehmen den Bericht des Herrn Bundes­
kanzlers zur Kenntnis. (Lebhafter anhaltender 
Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident : Zu den Ausführungen des Herrn 
Abg. Böhm hat sich der Herr Bundesminister 
Dr. Kamitz zu einer Richtigstellung zum 
Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Kamitz : 
Hohes Haus ! Der Herr Präsident Böhm 
hat in seinen Ausführungen der Vermutung 
Ausdruck verliehen, daß ein Gesetzesentwurf 
vom Österreichischen Arbeiterkammertag zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Not­
standsgebieten in einem meiner Aktenschränke 

verschwunden sei. Ich darf zur Richtig­
stellung das Hohe Haus auf folgende Tat­
sachen aufmerksam machen : 

Der Ministerrat hat sich am Beginn vorigen 
Jahres mit dem Problem der Steuerung 
der Arbeitslosigkeit in den Notstandsgebieten 
auseinandergesetzt und hat mich beauftragt, 
geeignete Vorschläge dafür auszuarbeiten. Ich 
habe mich an die in Frage kommenden Stellen 
mit derartigen Vorschlägen gewandt und 
nahezu von allen Stellen mit Einwendungen 
eine Ablehnung dieses Vorhabens er­
halten. Der Österreichische Arbeiterkammer­
tag schreibt mit Schreiben vom 12. April : 

"Betrifft : Untersuchung über die Möglich­
keiten, Notstandsgebieten durch Steuerer­
leichterungen Hilfe zu gewähren". - Ich will 
das Hohe Haus mit der Verlesung des ganzen 
Briefes nicht langweilen. - " .  . .  Dies glaubt 
der Österreichische Arbeiterkammertag aus 
folgenden Gründen vernein�n zu müssen :" 
(Hört ! Hört I-Rufe bei der (j V P.) 

Unter anderem habe ich dann auf Grund 
der Gutachten mit den übrigen Stellen die 
Sache noch einmal im Ministerrat zur Sprache 
gebracht, und ich wurde beauftragt, dessen­
ungeachtet die Bestrebungen zur Erreichung 
eines solchen Gesetzes fortzusetzen. Das war 
im Ministerrat am 2 1 .  Mai 1 954. Ich habe 
daraufhin sofort neuerlich die Stellen urgiert 
und sie aufmerksam gemacht, daß es die 
Auffassung der österreichischen Bundesregie­
rung sei, geeignete Vorschläge für diese 
Zwecke auszuarbeiten. Die Antwort des Ar­
beiterkammertages ist am 28. 7. 1954 bei 
mir eingelangt, und sie lautet unter anderem : 
"Dies entspricht den grundsätzlichen Aus­
führungen des Österreichischen Arbeiter­
kammertages in der seinerzeitigen Stellung­
nahrne " - das ist der Brief vom 1 2 .  4. 

1 954 � "in der eingehend dargelegt wurde, 
daß steuerliche Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit in Notstandsgebieten un­
zweckmäßig sind. Dieser Standpunkt wird 
vom Österreichischen Arbeiterkammertag nach 
wie vor vertreten. "  

Der bekannte Vorschlag, von dem Herr 
Präsident Böhm gesprochen hat, liegt eben­
falls vor. Er ist zugleich mit dieser Ab­
lehnung in meinem Ministerium eingelangt, 
also lange, nachdem wir uns schon intensiv 
mit diesen Problemen auseinandergesetzt ha­
ben. Dieser Vorschlag beinhaltet - bitte, 
ich will das hier im Detail nicht auseinander­
setzen - die Zahlung von gewissen För­
derungsbeiträgen zu Löhnen und Zinsdarlehen. 
Ich darf das Hohe Haus darauf aufmerksam 
machen, daß der Schlußparagraph dieses 
Vorschlages lautet : "Mit der Vollziehung 
dieses Bundesgesetzes ist das Bundesmini-
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sterium für soziale Verwaltung" - und 
nur hinsichtlich eines Paragraphen, der die 
Auszahlung dieser Beträge betrifft, das Bundes­
ministerium für Finanzen betraut. 

Ich überlasse es dem Hohen Haus, zu 
beurteilen, in welchem Aktenschrank welchen 
Ministeriums dieser Vorschlag gelandet ist. 
Danke. (Lebhafter Beifall bei der Ö V P. 
Lebhafte Zwischenrufe bei den Sozialisten. -
Abg. Prob s t :  Das ist ganz unlogisch ! -
Abg. Ho r n :  Das war sehr unanständig von 
Ihnen ! - Ab!}. A lt enburge r :  Das andere war 
ja auch nicht anständig !) 

Präsident : Als Gegenredner ist zum Wort 
gemeldet der Herr Abg. Dr. Kraus. Ich erteile 
ihm das Wort. ( A nhaltende Unruhe. - Der 
Präsident gibt das Glockenzeichen) . Meine 
Herren Abgeordneten ! Ich habe . das Wort 
.dem Herrn Abg. Dr. Kraus erteilt und bitte 
zu ermöglichen, daß er sprechen kann . .  (An­
haltende Zwischenrufe bei der SP(J. - Abg. 
Olah : Unanständigkeit sondergleichen !) Darf 
ich nochmals darauf verweisen, daß jedem 
Abgeordneten, dem etwas nicht paßt, die 
Möglichkeit offensteht, und zwar die einzige 
Möglichkeit nach der Geschäftsordnung, sich 
hier zum Wort zu melden und das, was er 
vorbringen will, dem Haus allgemein zur 
Kenntnis zu bringen. Es ist aber unmöglich, 
daß diese Debatten zwischen den Bänken 
stattfinden. 

Ich bitte den Herrn Abg. Dr. Kraus, mit 
seinen Ausführungen zu beginnen. (Ab!}. 0 l a h : 
So etwas traut sich ein Minister zu sagen ! 
So etwas ist eine Frechheit !) 

Abg. Dr. Kraus : Sehr geehrte Damen und 
Herren ! Hohes Haus ! Es ist zweifellos ein 
Fortschritt, daß die Bundesregierung das 
Aschenbrödel Parlament nun doch einmal mit 
einem Bericht ausgezeichnet hat. Vielleicht 
wird es mit dieser neuen demokratischen 
Gesinnung der Bundesregierung noch so weit 
kommen, daß auch die Opposition dieses 
Parlaments zur Kenntnis genommen wird und 
auch auf ihre Aufforderung hinauf und nicht 
nur auf die einer Regierungspartei und Reserve­
oppositionspartei hinauf der Volksvertretung 
Bericht erstattet wird. (Beifall bei der WdU.) 
Einiges von dieser Regierungserklärung ist 
allerdings noch aufklärungsbedürftig. 

Die Aufforderung zu einer solchen Bericht­
erstattung erfolgte von einigen sozialistischen 
Abgeordneten, obwohl die SPÖ selbst in 
der Regierung vertreten ist und daher inner­
parteilich in der Lage wäre, die notwendigen 
Auskünfte zu erhalten. Als dann die Par­
lamentssitzung begann, bei der als Punkt 1 
auf der Tagesordnung der Bericht der Bundes­
regierung stand, fehlte die gesamte SPÖ-

Fraktion. Der Bericht selbst verzögerte sich 
fast um eine Stunde. Es hieß, daß in den 
Räumen des Parlaments eine Notsitzung 
des Ministerrates abgehalten wurde. Offenbar 
hatte sich der übliche Kriegsschauplatz vom 
Ballhausplatz ins Parlament verlegt. Auch 
aus der Verteilung des Applauses zu den 
Ausführungen des Bundeskanzlers ist zu ent­
nehmen gewesen, daß die SPÖ keine große 
Freude darüber hatte, denn mit Ausnahme 
von dem kurzen Kapitel Waldbrunner rührte 
sich keine Hand. Ich möchte daher doch 
die Frage stellen : War dies ein Bericht der 
gesamten Bundesregierung oder nur des ÖVP­
Teiles der Bundesregierung 1 (Präsident Böhm 
übernimmt den Vorsitz.) 

Anderseits hat diese zweistündige Erklärung 
eigentlich keine Antwort auf die zitierte 
Interpellation gegeben, denn es war gefragt 
worden, was die Bundesregierung in der 
gegenwärtigen Situation zu tun gedenkt. Es 
war vielmehr eine zweite Budgetrede, eine sehr 
fleißige Sammlung von ministeriellen Berichten, 
die aber ziemlich wie Kraut und Rüben 
durcheinander vorgebracht wurden. Vor allem 
enthielt der Bericht nicht sehr viel Neues, 
weil er insbesondere auf Gesetze Bezug nahm, 
die wir ja hier im Parlament beschlossen 
haben. Soweit von anderen Maßnahmen die 
Rede gewesen ist, haben freundlicherweise 
die Journalisten der österreichischen Tages­
zeitungen dafür gesorgt, daß die Abgeordneten 
des Parlaments unterrichtet worden sind, da 
dies die Regierung nicht so gern Zu tun pflegt. 
Wenn ich diesen langen Bericht als Ganzes 
nehme, möchte ich fast sagen : Weniger wäre 
mehr gewesen ! 

Die vielen wirtschaftsgeschichtlichen Dar­
legungen über die letzten Monate und Jahre 
lassen Rückschlüsse darauf zu, daß es wohl 
nicht möglich gewesen ist, die Interpellation 
so zu beantworten, wie die Frage gestellt 
gewesen ist. Es zeigt sich, daß ein gemeinsames 
Konzept der beiden Regierungsparteien - we­
nigstens im Augenblick - nicht möglich war 
und man daher als Ausweg diese geschichtliche 
Abhandlung gesucht hat. 

Andererseits hat uns aber dieser historische 
Rückblick auch Freude bereitet. Ich erinnere 
mich noch daran, daß wir, als wir hier vor 
einigen Jahren lebhaft gegen die Lohn- und 
Preisabkommen Stellung genommen und dabei 
das Wort "Inflation" gebraucht haben, damals 
auf den heftigsten Widerstand von seiten der 
Regierungsparteien gestoßen sind. Heute ge­
braucht der Herr Bundeskanzler selbst das 
Wort "Inflation". 

Ich weiß nicht, warum mein Vorredner, 
der Herr Präsident Böhm, so viel Wert darauf 
legt, daß auch "ein gewisser Böhm" bei diesen 
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Verhandlungen dabeigewesen ist, denn nach 
der gestrigen Regierungserklärung zu urteilen, 
ist man doch nicht sehr erfreut gewesen über 
die damalige Entwicklung. 

Gefreut , haben wir uns auch darüber, daß 
der Bundeskanzler in der Frage der Steuersätze 
unserer so oft vorgebrachten Kritik schließlich 
doch recht gegeben hat. Wir haben immer 
wieder hervorgehoben, daß die Steuersätze 
der wirtschaftlichen Vernunft widersprechen, 
und gestern erklärte Ing. Raab : Die Klagen 
über unökonomische Steuern waren berechtigt. 
Dasselbe gilt . bezüglich unserer Kritik über 
die Arbeitslosigkeit. Daß es doch eine struk­
turelle Arbeitslosigkeit in Österreich � gibt, 
auch das war von der Regierung aberkannt 
worden. 

Ich glaube, die Aufgabe der heutigen Debatte 
ist es, nicht über die Vergangenheit, sondern 
über die Gegenwart zu sprechen. Unser 
Gesamteindruck ist : Es handelt _ sich bei 
unserer heutigen Wirtschaftssituation weder 
um eine das ganze Volk beglückende Wirt­
schaftsblüte, wie das Maleta in seinem festlichen 
Hymnus heute darlegen wollte, noch auch 
um eine besondere wirtschaftliche Katastro­
phenIage, wie das die Kommunisten dar­
zustellen versuchten, sondern um eine ernste 
Sorge über die derzeitigen Preissteigerungen, 
die mit einer teilweisen Konjunktur zusamme:p.­
fallen, mit einer Konjunktur, bei der man Angst 
hat, daß sie eine Fehlleitung der verschiedenen 
konjunkturellen Tendenzen hervorrwen wird. 

Die heutige Wirtsch�ftssituation ist von 
zwei Momenten bestimmt : erstens von der 
großen Konjunkturwelle, die vom Weltmarkt 
ausgegangen ist und auch unser Land erreicht 
hat, und zweitens von den Auswirkungen 
sehr großer Aufträge durch die öffentliche 
Hand. 

Der Herr Bundeskanzler hat in die Mitte 
seiner Ausführungen das Jahr 1952 und die 
damalS begonnene Schillingstabilisierung ge­
stellt. Ich glaube, er hat das als geschickter 
Politiker vor allem deshalb getan, um bei 
der üblichen Verteilung der Lorbeeren zwischen 
den beiden Regierungsparteien seine Partei 
etwas besser zum Zuge kommen zu lassen 
und diese Stabilisierung mit · dem Antritt 
der Amtsgeschäfte durch ' Minister Kamit� in 
Zusammenhang zu bringen. Nun war aber 
das Jahr 1952 nicht nur das Jahr des Amts­
antrittes des Dr. Ka�i.tz, sondern auch das 
Jahr, in dem sich die Konjunkturwelle des 
Weltmarktes auch über Österreich ergoß und 
einfach nicht aufzuhalten war. Die Exporte 
sind gestiegen, und diese erhöhte Produktion 
hat höhere Steuern ergeben . .  Aus diesen 
höheren Steuern hat man grÖßere Aufträge 
der öffentlichen Hand vergeben und das Budget 
ins Gleichgewicht bringen können. 

Nun das zweite Moment unserer derzeitigen 
Wirtschaftssituation : die vielen Aufträge der 
öffentlichen Hand. Wir sind keineswegs da­
gegen, daß Investitionen vorgenommen werden 
und daß der Staat mit seinen Aufträgen in 
das Wirtschaftsleben eingreift und damit 
Wirtschaftspolitik l:>etreibt. Aber wir sind 
der Meinung, daß diese öffentlichen Aufträge 
in Augenblicken erfolgen müssen, in denen sie 
von der Wirtschaft besonders benötigt werden, 
daß sie zurückgehalten werden müssen für 
die Augenblicke der Depression und nicht 
in dem Moment gegeben werden sollen, 
in dem ohnedies eine gewisse Konjunktur 
vorhanden ist. (Beifall bei der W dU;) 

Wir halten daher die ganze, soviel gerühmte 
Budgetpolitik Kamitz' in diesem Punkt für 
verfehlt. Man müßte jetzt Reserven schaffen 
für den Augenblick, in dem eine Initialzündung 
notwendig ist, um mit solchen Staatsaufträgen' 
der Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken und 
eine weitere Wirtschaftsbelebung durch die 
private Wirtschaft hervorzurufen. ( Erneuter 
Beifall bei der WdU.) Es ist nicht so, wie 
Böhm sagte, daß man von einer Überkon- . 
junktur sprechen könnte. Nein ! Das, was 
falsch ist, ist, daß wir uns .  heute nur auf 
Investitions�onjunktur einstellen und zuwenig 
Bedacht nehmen, eine Verbrauchskonjunktur 
herbeizuführen. 

Es sind schon ernste Worte in der Öffentlich­
keit lautgeworden, daß ein viel besseres 
Gleichge�cht zwischen der Konsumgüter­
produktion und der Investitionstätigkeit 
herbeigeführt werden muß: Wir haben in 
diesem Jahr öffentliche Aufträge von fast 
10 Milliarden Schilling. Damit werden Auto­
bahnen, Straßen, Verwaltungsgebäude, Bahn­
höfe und auch Wohnungen gebaut. Die 
Waren, die auf Grund dieser Aufträge auf den 
Verbrauchermarkt kommen, stellen je nach 
der Amortisationsfrist nur ein Fünfzigstel 
oder ein Fünfundzwangzigstel des Wertes 
dar, den die Aufwendungen betragen, aber 
auf der anderen Seite werden die Arbeiter, 
die bei den Autobahnen beschäftigt sind und 
auf Grund all dieser öffentlichen Investitionen 
zusätzlich eingestellt werden, mit einer zu­
sätzlichen Kaufkraft von 10 Milliarden Schilling 
auf dem österreichischen Konsumgütermarkt 
auftreten. Man hat aber nun nicht Sorge ge­
tragen, daß auf der anderen Seite die Konsum­
güterindustrie um 10 Milliarden Schilling 
mehr auf diesen Markt liefern kann, und das 
gibt immer die Tendenz zu einem ständigen 
Preisauftrieb, weil eine Spannung zwischen 
Angebot und Nachfrage erzeugt wird. 

Es ist heute hier viel die Rede g�wesen 
von den ' wirtschaftlichen . N otstandsge bieten 
und von der Notwendigkeit, zusätzliche -dauer-
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hafte Arbeitsplätze zu schaffen. Wir haben 
nichts dagegen - worüber hier so gestritten 
wurde -, daß auch Waldbrunner zusätzliche 
Fabriken errichtet. Aber es wird mit der 
verstaatlichten Industrie allein niemals ge­
lingen, so viele zusätzliche Arbeitsplätze in 
unserem Lande zu schaffen, als wir brauchen, 
um die industrielle Reservearmee von zu 
beschäftigen. Das Hauptgewicht wird nach 
wie vor bei den vielen mittleren und kleinen 
Betrieben unseres Landes liegen, auf die 
die ganze Wirtschaftsstruktur Österreichs aus­
gerichtet ist. Und da ist es notwendig, daß 
man sich etwas mehr auf Investitionen für 
die Erzeugung von lohnintensiven Gütern 
einstellt als auf Großinvestitionen. Es gibt 
Investitionen, bei denen man mit I Million 
Schilling 50 neue Arbeitsplätze schaffen kann, 
und solche, bei denen man mit I Million 
Schilling drei, vier neue Arbeitsplätze schaffen 
kann. Das sind die Investitionen, wie sie 
bisher bei der VÖEST in Linz, bei der Alpine 
Montan und in der verstaatlichten Industrie 
vorgenommen wurden. Wenn wir aber die 
vielen sichtbaren und unsichtbaren Arbeits­
losen unseres Landes unterbringen und der 
Struktur der Wirtschaft in Österreich Rech­
nung tragen wollen, müssen wir trachten, 
die vielen kleinen und mittleren Betriebe 
auszuweiten und zusätzliche Betriebe zu schaf­
fen. Das ist in einem Lande, in dem die eigene 
Kapitalbildung durch die derzeitige Steuer­
gesetzgebung nicht möglich ist, nur dann zu 
erreichen, wenn der Staat zusätzliche Maß­
nahmen bezüglich neuer Kredite für solche 
Unternehmen ergreift. Ich werde diesbezüglich 
noch konkrete Vorschläge vorbringen. 

Präsident Böhm hat am Ende seiner Aus­
führungen davon gesprochen, daß sich ÖVP 
und SPÖ, daß sich Handelskammer und 
Gewerkschaftsbund immer darum streiten, 
wer den größeren Teil von dem Kuchen des 
österreichischen Nationalprodukts bekommt. 
Unsere Auffassung ist es, daß es fruchtlos ist, 
sich in einem solchen Kampf um einen größeren 
Teil an diesem Kuchen aufzureiben, sondern 
daß es am zweckmäßigsten wäre, wenn sich 
beide zusammentun würden, um den ganzen 
Kuchen zu vergrößern ; dann wird jeder 
jenen Teil bekommen, der ihm zusteht. 

Wir haben heute aus dem Munde des Frak­
tionsführers der ÖVP in seiner Festrede ge­
hört - auf einen Zwischenruf von Dr. Pitter­
mann hin - :  Sehen Sie, wir haben nicht nur 
den Schillingkurs in Zürich gesichert, sondern 
wir haben auch die Vollbeschäftigung ! Sehr 
geehrter Kollege Maleta ! Bei 230. 000 Arbeits­
losen gegenüber 2 Millionen Beschäftigten 
würde ich das nicht so ohne weiteres sagen. 
Es ist sicherlich richtig, daß in diesem Winter 

die Saisonarbeitslosigkeit nicht so arg war wie 
im vergangenen. Das Hauptverdienst daran 
hat aber nicht die Regierung oder das dafür 
eingesetzte Ministerkomitee, sondern der heilige 
Petrus, weil es das heurige Wetter erlaubt hat, 
lange in den Winter hinein die Bautätigkeit 
aufrechtzuerhalten. Das Ministerkomitee hat 
sich nach unserer Meinung viel zu sehr darauf 
beschränkt, allgemeine Grundsätze aufzustellen, 
und zuwenig konkrete Einzelaufträge in die 
verschiedenen Gebiete geleitet, wo es möglich 
gewesen wäre, den schärfsten Auswirkungen 
der Winterarbeitslosigkeit entgegenzutreten. 

Es handelt sich aber bei den Problemen 
unseres österreichischen Arbeitsmarktes nicht 
nur um eine Saisonarbeitslosigkeit, sondern 
viel ernster und viel wichtiger ist das Problem 
der strukturellen Arbeitslosigkeit. Wir haben 
da zunächst einmal große Schwierigkeiten, 
ältere Jahrgänge, insbesondere Frauen, die in 
zunehmendem Maße gezwungen sind, Arbeit 
zu suchen, unterzubringen. Wir haben be­
sondere strukturelle Schwierigkeiten bei den 
Angestellten, wir haben besondere Schwierig­
keiten in den einzelnen Notstandsgebieten, 
wo leider Gottes die Privatinitiative, aber auch 
die verstaatlichte Industrie nicht hingeht, wie 
in Niederösterreich. Ja ich bin der Meinung, 
daß diese 230.000 Arbeitslosen, die jetzt im 
Winter ausgewiesen sind, und die immer 
zirka 100.000 Arbeitslosen, die in der besten 
Zeit des Sommers ausgewiesen werden, lange 
nicht das sind, was es wirklich an Arbeitslosen 
gibt. 

Es gibt sehr viele Arbeitslose, die von der 
Statistik nicht erfaßt sind, und es gibt vor 
allem ein ungeheures Reservoir, aus dem 
heraus die Masse der Arbeitslosen ständig 
neu gespeist wird. Bitte, bedenken Sie, wie 
viele Ehefrauen heute in zunehmendem Maße 
gezwungen werden, in Arbeit zu gehen, weil 
ihr Mann zuwenig verdient und weil es nicht 
möglich ist, mit dem Einkommen des Familien­
vaters allein eine Familie mit zwei, drei Kin­
dern zu ernähren. Denken Sie daran, wie 
viele Witwen, die von ihren kleinen Renten 
nicht leben können, gezwungen sind, Arbeit 
zu suchen. Das ist eine ungeheure, heute noch 
nicht sichtbare Reservearmee von Arbeits­
losen. 

Ein anderes Reservoir, das viel zuwenig 
berücksichtigt wird, ist das Kleingewerbe und 
das Handwerk, das in Österreich ständig weiter 
zusammenschrumpft und ständig vom Bankrott 
oder von Firmenschließungen bedroht ist und 
ununterbrochen neue Arbeitskräfte auf den 
Arbeitsmarkt liefert. 

Außerdem hat die Industrie noch eine ganze 
Reihe von solchen Reservoirs in ihren eigenen 
Betrieben. Denn wenn man heute mit Indu-
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atrieU(}n ,sp:ri�ht. und 'sie fragt : Welche Ratio­
::qalisierung�n . haben Sie mit Ihren ERP­
Kre<liten' durchgeführV �, .dann geben sie die 
Höhe.des ,erhaltenen Geldes an, und wenn man 
danil fragt ; . Ra.tionalisierung bedeutet ja, mit 
weniger Arbeitskräften, mit weniger Menschen 
mehr zu produzieren -- wie viele Leute haben 
Sie aus ihrem Betrieb entlassen oder wie viele 
kö:rmen . Sie entlassen � ,  dann . bekommt man 
zur Antwort : Nein, entlassen haben wir keine 
Leute, denn das trauen wir uns nicht ! Wenn 
einmal �ine wirtschaftliche Depression kommt, 
dann werden aus diesen durch die ERP� 
Kredite rationalisierten Betrieb�n .. ungeheuer 
viele Arbeiter entlassen werden, wellll die 
Weltmarktpreise sinken, werden diese Indu­
strien gezwungen sein, mit niedrigeren Preisen 
auf den Weltmarkt zu gehen .und das natürlich 
bei dfm Löhnen zu ersparen. 

Außerdem besteht ein großes Reservoir auch 
bei der iminer noch ausständigen Verwaltungs­
reform. · Wenn es einmal dazu kommt, die ent­
behrlichen Staatsbediensteten in die private 
Wirtschaft überzuführen, . dann wird auch von 
dieser Seite ein großes Angebot kommen. 

Und s'chließlich vergessen Sie nicht, als 
sechste Gruppe' die große Menge von Menschen 
zu berücksichtigen, die jedes Jahr im Zuge 
der Landflucht von den Dörfern in die Städte 
abwandern. Ich glaube nicht zu übertreiben, 
wenn ich annehme, daß diese industrielle 
Reservearmee, die unseren Arbeitsmarkt be­
droht, zirka 500.000 Menschen ausmacht, und 
zwar nicht nur jetzt im Winter bei diesen 
230.000 ausgewiesenen Arbeitslosen, sondern 
auch· im Sommer. 

Die Tatsache, daß so viele Menschen, die 
arbeiten wollen und arbeiten könnten, nicht in 
produktiver Arbeit stehen, ' drückt zweifellos 
den Inlandkonsum. Die Erhöhung de� Kauf­
kraft, die Schaffung eines kaufkräftigen Bin­
nenmarktes müßte eine der wichtigsten Auf­
gaben · der österreichischen Wirtschaftspolitik 
sein. Denken Sie an die Zeit, wenn wieder 
einmal die Exporte zurückgehen und wir darauf 
angewiesen' sein werden, unsere Industrie 
damit zu beschäftigen, daß wir im Inlande den 
notwendigen Absatz finden. 

In einem engen Zusammenhang mit den 
Fragen des Inlandkonsums steht die Frage 

. der Löhne. Es ist nun keineswegs so, daß wir 
einer Lohnkatastrophe gegenüberstünden, wie 
es die Kommunisten sagen. Es ist aber auch 
keineswegs so, wie man wieder von seiten der 
Wirtschaftskammer glauben machen .will, daß 
auf dem Lohnsektor alles in Ordnung wäre. 
Wir sind der Meinung, daß Lohnerhöhungen 
konform mit einer Produktivitätssteigerung 
gehen müssen. Aber unabhängig davon gibt 
es eine Reihe von zurüokgebliebenen Sparten, 

die auch heute noch nicht das ihnen zustehende 
Lohnniveau ha.ben. Ich denke da vor allem an 
die Angestellten, an· die geistigen Berufe und an 
die Facharbeiter. Es ist für Österreich eine 
Katastrophe, daß die · Facharbeiter um so 
wenig höher bezahlt sind als die Hilfsarbeiter, 
sodaß die jungen Leute, wenn man ihnen heute 
sagt : Laß dich doch ausbilden!, sagen : Das 
hat doch keinen Wert. Für die paar Groschen 
in der Stunde mehr soll ich jetzt als junger 
Mensch auf den hohen Hilfsarbeiterlohn ver­
zichten und mich ausbilden lassen � - Das 
wird einmal zu einer Katastrophe führen. 
(Lebhafte Zustimmung bei den Unabhängigen.) 
Denn wir sind nur dann krisenfest in unserem 
Lande, wenn wir eine ausgezeiehnet aus­
gebildete Arbeiterschaft, einen hohen Stand 
von Facharbeitern haben. 

Es ist von dem Aufruf des Kanzlers, Dis­
ziplin zu halten, sehr viel die Rede gewesen. 
Wir verstehen diesen Aufruf, aber wir wenden 
uns dagegen; wenn damit gemeint sein soll, 
daß die derzeitigen · Verzerrungen im öster� 
reichischen Lohngefüge damit verewigt werden 
sollen. 

. 

In engem Zusammenhang damit steht die 
Frage der PreisentWicklung. Es war ein etwas 
zu sichtbarer politischer Schachzug; daß man 
unmittelbar vor dieser heutigen Debatte eine 
Regierungsvorlage eingebracht hat, durch die 
einige Ermäßigungen bei den Zündhölzern, 
bei Salz, Schaumwein usw. gewährt werden. 
Sehr großzügig ist dieses Geschenk des Herrn 
Finanzministers nicht ; denn wenn ich recht 
unterrichtet bin, handelt es sich hier geradezu 
um eine Erleichterung für den Fiskus, weil 
die Einhebung dieser vielen kleinen Steuern 
außerordentlich ·umständlich und kostspielig 
gewesen ist. Wir sind der Meinung, daß auf 
dem Gebiete der Preispolitik wesentlich mehr 
getan werden muß als bisher. 

Wir haben mit Interesse die Erklärungen 
im sozialisttschen Parteiorgan verfolgt, in 
dem verlangt wird, daß durch Herabsetzung 
der Zölle und Herabsetzung der Umsatz­
steuer eine neue Preispolitik gemacht wird. 
Ich möchte die sozialistische Fraktion 
beim Wort nehmen und sie auffordern, sich 
den Initiativen anzuschließen, die wir heute 
in einem Antrag vorgebracht haben. Wir 
haben heute beantragt, daß auf dem Gebiete 
der Lebensmittelpreise dadurch eine Ermäßi­
gung herbeigeführt wird, daß eine entspre­
chende Herabsetzung und Pauschalierung der 
Umsatzsteuer erfolgt. (Abg. Dr. Pitt ermann:  
Diese Forderung · haben Sie beim Gewerkschafts� 
bund abgeschrieben !) Wenn unserem Antrag 
Rechnung getrlJgen wird, dann wird es zum 
Beispiel bei Fleisch eine Ermä.ßigung um 
3 S pro Kilogramm und bei der Weiter-
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verarbeitung sogar um noch mehr geben . Aplomb ein sogenanntes Produktivitätsab­
Wenn es also die SPÖ ernst meint mit dieser kommen zwischen Raab und Böhm ab­
ihrer Politik, dann kann sie sich unserer geschlossen, aber wir haben von den Auswirkun­
Initiative anschließen . Wir haben zusammen gen dieses Produktivitäts abkommens sehr, 
die Mehrheit und könnten es durchdrücken. sehr wenig zu hören bekommen. Man hat mit 
(Abg. Dr. Pit terman n :  Eine freundliche viel Presseunterstützung die Gründung des 
Einladung, Dr. Kraus, aber . . .  I) Österreichischen Produktivitätszentrums ge-

Mein Appell geht aber nicht nut an die staat- feiert, aber wir hören nichts von diesem 
liche Wirtschaftspolitik, sondern auch an die Produktivitätszentrum. Wir haben im Gegen­
private Wirtschaft. Der Herr Bundeskanzler teil den Eind.ruck, daß das ÖPZ ein richtiger 
hat berichtet, daß die Industrie in der ab- Versager ist, und zwar vor allem deswegen, 
gelaufenen Zeit um 25 Prozent mehr produziert weil dort die Initiativen, die vom ÖVP­
hat als im vorhergehenden Jahr. Eine Mehr- Vertreter, und die Initiativen, die vom SPÖ­
produktion von 25 Prozent bedeutet doch, Vertreter vorgebracht werden, einander auf­
daß sich die allgemeinen Unkosten, die gleich- hebe� u�d einand

.
er schachmat.t setz�n, sod�ß 

geblieben sind, nun auf eine größere Gesamt- der emzige VorteIl, den das ÖPZ bIetet, em 
produktion verteilen und infolgedessen die Vorteil für jene Leute ist, die dort einen Ver­
Industrie in der Lage sein müßte, ihre Preise . sorgungsposten gefunden haben. Viel wichtiger 
entsprechend zu senken. Dies ist aber nicht ist es, zum Zwecke der Rationalisierung jenen 
geschehen. Man hat in Österreich oft das Weg zu beschreit�n, den uns andere Länder 
Gefühl, daß sich alle Kreise, die wirtschaften, bereits vorexerziert haben, nämlich den Weg 
verdorben durch die Steuerpolitik, zu sehr der Gewinnb�teiligung der Arbeiter, um ein 
darauf einstellen, bequem zu verdienen. Man neues Betriebsklima in den Betrieben zu 
macht die sogenannte Fiakerrechnung : Wenig schaffen, um den Klassenkampf zu über­
Umsatz - hohe Verdienstspanne. Das Richtige winden, um dem Arbeiter die Möglichkeit 
wäre aber das Umgekehrte : Großer Umsatz zu geben, daß er für jede zusätzliche Einzel­
und kleine Verdienstspannen. Das, was not- leistung von ihm selbst sowie für jede zu­
wendig ist in Österreich, ist nicht der Regie- sätzliche Gesamtleistung des Betriebskapitals 
rungsaufruf zur Disziplin, wie wir es im selber etwas bekommt und auch sein eigenes Ein­
Kriege immer gehört haben, sondern notwendig k�mmen vermehren und zu einem kleinen 
ist eine neue Wirtschaftsgesinnung. (Beifall EIgentum kommen kann . 
bei der WdU.) Zu dieser neuen Wirtschafts- Wir haben zur Begünstigung dieser Be­
gesinnung wird es aber nur dann ' kommen, strebungen einen eigenen Antrag eingebracht, 
wenn sie sich im Rahmen einer Steuer- und aber wir müssen feststellen, daß alle diese 
Wirtschaftspolitik entwickeln kann, die der !nitiativen :wede� in den Kammern noch sonst 
wirtschaftlichen Vernunft entspricht, und das Irgendwo dIskutIert werden. 
ist weitgehend noch nicht der Fall. Im Gegensatz zu den hymnischen Lobes-

worten Maletas möchte ich folgende nüchterne 
Feststellung machen : Man spricht von einem 
öst.erreichischen Wirtschaftswunder. Man tut 
so, als ob man das wirtschaftspolitische Ziel 
des Jahres 1 955 bereits erreicht hätte und 
auf seinen Lorbeeren ausruhen könnte, und man 
glaubt, daß die gegenwärtige Konjunktur der 
Regierung zu verdanken wäre. Die zweite 
Regierungspartei schreibt es selbst in ihrem 
Organ, daß es diese Konjunktur in anderen 
Ländern auch ohne Kamitz gebe, und zwar 
besser. Ich möchte das ergänzen : Dort, 
wo sie am stärksten hervortritt, nämlich in 
den USA, in Westdeutschland und in England, 
gibt es diese Konjunktur auch, übrigens auch 
ohne die Sozialisten. Das Verdienst der 
Regierung ist diese Konj unktur also zweifellos 
nicht. 

In diesem Zusammenhang noch ein Wort 
über die Kartelle. Mein Vorredner, Präsident 
Böhm, hat vollkommen recht, daß hier i�l 
Österreich noch sehr vieles zu ändern ist . 
Man hat kürzlich errechnet, daß mehr als die 
Hälfte der österreichischen Produktion ent­
weder durch Kartelle, Monopole oder Allein­
produktionen dem Preisdiktat einzelner Stellen 
ausgeliefert ist . Wir sind der Meinung, daß 
man, wenn man für freie Wirtschaft eintritt, 
diesen Grundsatz auch konsequent durchführen 
muß, auch in jenen Fällen, in denen es den eige­
nen Wählern unangenehm wird. Dies möchte 
ich vor allem den hier anwesenden Vertretern 
der Bundeswirtschaftskammer sagen. 

Nun noch ein Wort über die Probleme der 
Rationalisierung. Der Herr Bundeskanzler hat 
berichtet, daß der Rationalisierungsgrad von 
100 auf 1 24 gestiegen ist. Im Verhältnis zu 
den meisten anderen europäischen Ländern 
ist dies nicht sehr viel. Der Herr Bundes­
kanzler hat oft davon gesprochen, daß er 
neue Wege gehen will, ja es wu�de mit großem 

Was hat also die Regierung in Zusammen­
hang mit dieser Konjunktur getan ? In dürren 
Worten : Sie hat die höheren Steuereingänge, 
die sich aus den höheren Lieferungen an den 
Weltmarkt ergaben, dazu benützt, um ein paar 
Milliarden an öffentlichen Aufträgen in die 
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Bauwirtschaft hineinzupumpen. Sie hat damit Steuersenkungen und wirtschaftlich spürbare 
wohl einen Schleier über die sehr ernste Rentenverbesserungen durchführen können. 
strukturelle Arbeitslosigkeit ausgebreitet, aber 2. Im Zuge dieser Produktionssteigerung 
nur vorübergehend, denn die Regierung er- ist die Zahl der Arbeitsplätze von 2 Millionen 
klärt selbst, daß sie nicht weiß, wie viele auf 2 Y2 Millionen und der Produktivitätsgrad 
Jahre sie diese Zuwendungen aufrechterhalten von 124 auf 140 Prozent zu erhöhen. Nur 
kann. Zur Behebung der strukturellen Mängel so kommen wir zu wettbewerbsfähigen Preisen 
unseres Arbeitsmarktes ist nichts geschehen. für die zu erwartende viel härtere Auseinander­
Während anderswo die Preise sinken, gibt es setzung auf dem Weltmarkt und zu einer 
bei uns Preisentwicklungen, die die ganze Kaufkraftsteigerung, die uns einen ausreichen­
Konsumentenschaft beunruhigen. Die Löhne den Inlandmarkt garantiert. 
der zurückgebliebenen Berufsgruppen sind noch 3. Solange der Nachholbedarf von 200.000 lange nicht nachgezogen worden. Zur Hebung Wohnungen nicht gedeckt ist, sollen andere des Inlandskonsums, der bei einem Nachlassen Aufträge an die Bauwirtschaft, die man noch des Weltmarktbedarfes an die Stelle des leicht aufschieben kann _ wie die Autobahn, Exports treten soll, ist so gut wie nichts ge- Prachtbauten und Tintenburgen _ ,  zunächst schehen. Für die schlechteren Zeiten einer unterlassen werden. Depression ist im Budget keine Reserve Vielleicht zieht man das Improvisieren angelegt worden, um dann, wenn es gilt, je nach den Möglichkeiten des politischen Katastrophen auf dem Arbeitsmarkt zu ver- Tauziehens in der Regierung und das Fort­hindern, mit öffentlichen Aufträgen einspringen wursteln vor und sagt uns : Ja, wie soll zu können. Man hat die Zeit nicht genützt, man denn so konkrete Sollziffern in kurzer in der es leichter wäre, entbehrliche Staats- Zeit, und seien es zwei, drei Jahre, erreichen ? bedienstete in die produktive Wirtschaft �u Weil der Herr Bundeskanzler gestern er­überführen, um die Verwaltungsreform durch- klärte, er wolle die heutigen Kritiken und zuführen, damit man später, wenn die Steuer-

' 11 . h 'h ' .. . d . k f '  B d t . tt I Vorschläge aufmerksam anhören, WI lC I m elllgange wie er SIll en, reIe u ge ml � unsere zum Teil schon oft vorgebrachten und für die notwendigen sozialen Leistungen un 
I zum Teil erst jetzt aktuell 'gewordenen For­öffentlichen Aufträge hat. derungen in einem recht konkreten Zehn-

Ich sage nicht, daß wir uns in irgendeiner Punkte-Programm darlegen. Unsere For­
besonderen wirtschaftlichen Notlage befinden derungen gehen darauf aus : 
oder katastrophale Verhältnisse hätten, aber 

1 .  Um. Produktionen von luhnintensiven ich sage, daß die so selten gebotene Gelegenheit Gütern neu aufzunehmen oder zu erweitern, einer Weltmarktkonjunktur nicht genutzt wird, sollen aus dem inländischen Geld- und Kapital­um die Struktur mängel unserer Wirtschaft zu markt zusätzliche mittelfristige Kredite ge­überwinden, das heißt, jene Dinge in Ordnung währt werden, für welche der Staat die Ausfalls­zu bringen, die gerade jetzt und nur jetzt in haftung übernimmt, wie dies zum Beispiel Ordnung gebracht werden können. Ich meine in Westdeutschland im Zusammenhang mit vor allem die Vergrößerung unseres industri- dem Lastenausgleich geschehen ist und die ellen und gewerblichen Produktionsapparates, Grundlage für die dortige beispiellose Pro­die Erhöhung der Produktivität, um auch in duktionserhöhung geboten hat. Auch in Krisenzeiten des Weltmarktes wettbewerbs- Westdeutschland sind verschiedene Firmen fähig zu bleiben , und die allgemeine Hebung bankrott gegangen, und der Staat hat für die des Inlandskonsums. Ausfallshaftung zahlen müssen. Aber der 
Wir wollen hier keine allgemein gehaltene Staat hat das gar nicht gespürt, weil jede 

Kritik vorbringen. Wir glauben, daß sich eine dieser zusätzlichen Produktionen durch die 
gesunde Wirtschaftspolitik möglichst konkrete Lohnsteuer, durch die Einkommensteuer usw. 
Ziele stecken muß, und zwar gerade dann, wenn ein Vielfaches des Ausfalls an zusätzlichen 
sich in einer Koalition so große Meinungs- Steuern hereingebracht hat. 
verschiedenheiten über die Grundsätze und 2. Eine umfangreiche und intensive Markt­
Methoden ergeben, wie dies bei unserer forschung für den zu erwartenden Inland­
Regierung der Fall ist . In der gegebenen verbrauch und für Auslandmärkte soll dem 
wirtschaftlichen Lage müßte man daher nach Privatkapital die notwendigen Anregungen 
unserer Meinung für die jetzige Periode folgende für direkte Investitionsmöglichkeiten bieten 
konkrete Planziffern anstreben : und notleidenden Firmen den Weg zu aus-

1 .  Die Produktion der gewerblichen 'Wirt- sichtsreichen Produktionsumstellungen weisen. 
schaft ist so weit zu steigern, daß wir unser 3. Um dem arg vernachlässigten mittleren 
Sozialprodukt, das Dr. Kamitz mit 85 Mil- und kleinen Gewerbe, das noch immer die 
liarden angibt, allmählich auf 1 20 Milliarden größten Beschäftigungsmöglichkeiten bietet, 
erhöhen. Erst dann wird man wirklich fühlbare wieder aufzuhelfen, sind umfassende För-
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derungsmaßnahmen zu treffen, wie Moderni­
sierungskredite mit erleichterten Sicherstel­
lungsbedingungen, technische Beratung, Nach­
schulungen und Lehrgänge für Rationali­
sierung und eventuelle Produktionsumstel­
lungen, Erweiterung der Steuerpauschalierung, 
Organisierung zusätzlicher Exportmöglich­
keiten, ein Wiederaufbaufonds für kriegs­
zerstörte Fremdenverkehrsbetriebe, insbeson­
dere für den Osten Österreichs, und vieles 
andere mehr. 

4. Um die inländische Veredlung und 
Weiterverarbeitung unserer Rohstoffe, ins­
besondere des Holzes, auszudehnen, soll die 
Regierung Verhandlungen aufnehmen, damit 
unsere Absatzländer die derzeitigen sehr hohen 
Zollsätze auf diese unsere Fertigwaren herab­
setzen, wenn wir anderseits bei anderen 
Waren entsprechende, im Zuge einer neuen 
Preispolitik ohnedies erforderliche Zollzuge­
ständnisse machen. 

Ausgelöst wurde die heutige Debatte durch 
die Frage der Holzpreise. Bitte berücksich­
tigen Sie, meine Damen und Herren, daß 
die Fertigwaren aus Holz, wie zum Beispiel 
die Kisten und Steigen, wie wir sie gerne 
für den großen Obstversand nach Italien 
liefern würden, mit einem Zollsatz von 
40 Prozent belegt sind, daß wir mit unserem 
Papier in Deutschland einem Zollsatz von 
25 Prozent begegnen, in Frankreich von 
35 Prozent. Die Bundesregierung müßte sich 
vor allem bemühen, in Verhandlungen mit 
den anderen Regierungen, wo sie auch eine 
eventuelle Herabsetzung der jetzt erfolgten 
Kontingentkürzungen durch Minister Illig mit 
in die Waagschale werfen könnte, diese 
Prohibitivzölle, denen unsere Fertigwaren­
produktion begegnet, herabzusetzen. Ich bin 
überzeugt davon, es sind Möglichkeiten ge­
geben. Wir müssen uns nur grundsätzlich 
und konsequent auf die Arbeitsteilung der 
europäischen Wirtschaft einstellen. Es- wird 
sich auch nicht verhindern lassen, daß die 
Obststeigen in Zukunft dort erzeugt werden, 
wo das Holz wächst, und nicht in Ländern, 
wohin die Bretter dafür mühsam über die 
Grenze gebracht werden müssen. (Beifall bei 
der WdU.) 

5. Um den derzeitigen Preissteigerungen 
entgegenzutreten und die Kaufkraft des ein­
zelnen zu stärken, sind sowohl bei der Umsatz­
steuer wie bei den Zöllen spürbare Ermäßi­
gungen vorzunehmen. Ich verweise in diesem 
Zusammenhang auf unseren heute eingebrach­
ten bereits erwähnten Antrag. 

6. Zum Zwecke der weiteren Produktivitäts­
steigerung in der gewerblichen Wirtschaft 
sind gemäß unserem bereits eingebrachten 
Antrag alle Zuwendungen an die Arbeiterschaft 

aus einem leistungs bedingten Mehrertrag 
steuerlich zu begünstigen, sind wenigstens 
in der verstaatlichten Industrie die modernen 
Systeme der Leistungsbeteiligung und der 
innerbetrieblichen Zusammenarbeit einzu­
führen, sind in viel höherem Maße als bisher 
ungelernte Arbeiter auf Facharbeiter umzu­
schulen - die Hilfsarbeiter sind in Krisen­
zeiten stets am stärksten von Arbeitslosigkeit 
bedroht -, und schließlich sind zum Zwecke 
eines höheren Anreizes die Facharbeiterlöhne 
wesentlich zu erhöhen. 

7. Für die Modernisierung der Landwirtschaft 
ist gemäß unserem Antrag ein längerfristiger 
Landwirtschaftskredit von 1 Milliarde Schilling 
zu 2 Prozent Zinsen zu gewähren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Man hat geglaubt, mit dem Agrarsonder­
kredit von 5 Prozent der Landwirtschaft 
wirklich aufhelfen zu können. Ich kann 
Ihnen berichten, daß beispielsweise im Bundes­
land Kärnten dieser Vorteil gar nicht genutzt 
wird, weil , die Bauern bei der Rentabilität 
ihrer Betriebe nicht in der Lage sind, diese 
5 Prozent zu zahlen und auch die Rück­
zahlungsfristen einzuhalten. Die 50 Millionen 
Schilling, die das dem Staat kosten wird, 
kommen immer noch billiger als das System 
der sogenannten Subventionen, das wir schon 
deswegen nicht gerne sehen,_ weil es doch 
nur dazu dient, einzelnen Leuten zu helfen, 
die den Parteifunktionären besonders nahe­
stehen, und die Freunderlwirtschaft zu be­
günstigen. 

8. Für die Forcierung des privaten Woh­
nungsbaues sind zusätzliche Mittel durch 
Begünstigung des Bausparens, durch die steuer­
liche Absetzbarkeit von Wohnbaukrediten 
und die anderen von uns beantragten Maß­
nahmen zum Wohnbaugesetz zu erschließen. 

9. Die günstige Zeit eines ausgeglichenen 
Budgets und die günstige Zeit einer gewissen 
Konjunktur ist dazu - zu benutzen, um ent­
behrliche Staatsbedienstete in zumutbare Be­
schäftigungen bei Betrieben der produktiven 
Wirtschaft zu überführen, bei Betrieben, 
welche für die Übernahme derartiger entbehr­
licher Staats bediensteter Steuerermäßigungen 
erhalten. Wenn diese Steuerermäßigungen 
noch so hoch sind, der Staat hätte auf jeden 
Fall einen finanziellen Vorteil, denn so groß 
wie die Gehälter dieser Staatsbediensteten 
werden diese Steuerbegünstigungen gar nicht 
sein. (Der Prä 8 i den t übernimmt wieder den 
Vorsitz .) 

10. Zur Vollendung der Schillingstabilisierung 
ist es dringend erforderlich, daß in der Regie­
rung endlich eine Einigung über die drei 
noch ausstehenden Kapitalmarktgesetze 
erfolgt. .Vor allem ist es wichtig, das schon 
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unmöglich gewordene Provisorium der Noten- präsidenten und derzeitigen Bundeskanzler 
bank zu beenden. (Beifall bei der Wd U.) Raab erwähnt hat, dann muß ich dazu sagen, 

Wir haben in Österreich weder eine Staats- daß ich bei diesen Übereinkommen immer 
bank als Notenbank, wie es dem sozialisti- die Zeche bezahlt habe. Und meistens ist 
sehen Konzept entsprechen würde, noch eine es so : Von denen, die zahlen, redet man 
von Staatseinflüssen unabhängige Bank, wie dann nichts mehr. (Zwischenrufe bei den 
es dem ÖVP-Konzept entsprechen würde, Sozialisten.) Sie haben ein gutes Erinnerungs­
sondern einen Zwitter, der jedenfalls höchst vermögen ! 
nachteilig für die Kreditwürdigkeit Österreichs Erst seit dem 5. Lohn- und Preisüberein-
im Ausland ist. kommen war es uns möglich, bei Vieh halb-

Sie sehen, meine sehr verehrten Damen und wegs Preise zu erreichen, die zwar absolut 
Herren, allein an diesen wenigen Vorschlägen, nicht kostendeckend, die aber immerhin an­
die ich hier gemacht habe, daß es noch eine Reihe nehmbar waren. · Stabile Getreide- und Milch­
von sehr wichtigen Maßnahmen zu ergreifen gäbe, preise haben wir erst seit dem Jahr 1952, 
daß man sehr große Unterlassungssünden be- was durch das Stützungssystem erreicht werden 
gangen hat und daß es nicht möglich ist, konnte. Dieses Stützungssystem hat dem 
sich - einfach mit einem solchen Festhymnus Staat über 1 Milliarde Schilling gekostet. 
und der Beweihräucherung des Bundeskanzlers Leider Gottes war sowohl bei Rindern als 
zu begnügen, wie Maleta es gemacht hat, auch bei Schweinen immer wieder ein Preis­
sondern daß es besser ist, auf die Einzelheiten verfall in einem sehr großen Maße zu ver­
einzugehen und darauf zu sehen, daß in einer zeichnen, sodaß der Bauernschaft ein Verlust 
ständigen Diskussion zwischen Regierung und .von zirka 600 Millionen Schilling erwachsen 
Opposition die einzelnen Probleme gelöst ist. Durch den Krisenfonds, der angelegt 
werden können. wurde, um Butter auszuführen, ist auch der 

Unter den gegebenen Verhältnissen können 
wir bei diesem Anlaß der Regierung unser 
Vertrauen nicht aussprechen. (Lebhafter 
Beifall bei den Unabhängigen.) 

Präsident : Als nächster Redner ist der 
Herr Abg. Strommer vorgemerkt. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abg. Strommer : Hohes Haus ! In der 
Debatte zur Regierungserklärung über die 
wirtschaftliche Lage darf ich nun als einziger 
die Belange der Landwirtschaft vertreten. 
Sie müssen mir daher verzeihen, wenn ich 
etwas ausführlicher werde. 

Ich möchte beginnen mit den Leistungen 
der Landwirtschaft, die sie seit dem Jahre 1945 
erbracht hat. Der Vergleich der Jahre 1937, 
1945 und 1953 gibt ein beredtes Zeugnis für den 
Aufbau- und Leistungswillen der österreich i­
sehen Bauernschaft, für ihr hohes Können 
und für ihre Einsatzbereitschaft. Auf allen 
Gebieten, bei Brotgetreide, bei Futtergetreide, 
bei Kartoffeln, bei Zuckerrüben, bei Milch, 
bei Rindern und Schweinen haben wir den 
Stand vom Jahre 1937 erreicht, teilweise 
sogar überschritten, und dies alles trotz stän­
digen Bodenverlustes, der derzeit ungefähr 
mit 200.000 ha beziffert wird, trotz mangelnder 
Arbeitskräfte und trotz vieler und unnötiger 
Schwierigkeiten. Demi oft sind wir auf 
Vorstellungen gestoßen, die mit dem Wissen 
um landwirtschaftliche Dinge absolut nichts 
zu tun haben. 

Mein Vorredner, der Herr Präsident Böhm, 
hat das 5. Lohn- und Preisabkommen erwähnt. 
Und wenn er auch den seinerzeitigen Kammer-

Milchpreis gesenkt worden. 
Wenn ich nun den Gesamtverlust und die 

Mehrbelastungen der Bauernschaft seit dem 
Jahre 1 945 mit 2 %  Milliarden Schi1ling 
beziffere, so tue ich dies nicht aus dem- Grund, 
um heute hier Preisforderungen zu stellen, 
sondern einzig und allein nur darum, um in 
der Öffentlichkeit aufzuzeigen, was die Land­
wirtschaft an Mehrbelastung seit dem Jahre 1951 
auf sich nehmen mußte. 

Sie werden fragen, wieso das Wunder mög­
lich war, daß nun die Landwirtschaft noch 
besteht. Es müßten daher nach mancher 
böswilligen Meinung die Preise, die seinerzeit 
erzielt wurden, viel zu hoch gewesen sein. 
Dieses Wunder ist dadurch zustandegekom­
men, daß der Bauer seine Produktionskraft 
verdoppelt hat, daß er noch einmal so viel 
erzeugt wie in den Jahren 1951 und 1 952, 
und auch dadurch, daß die steigenden Holz­
preise den Bergbauern in die Lage versetzt 
haben, seine Investitionen zu tätigen. 

Ich darf Ihnen nun einen Situationsbericht 
geben, wie derzeit die Verhältnisse in der 
Landwirtschaft liegen. Das Interesse an der 
Milch- und Fleischproduktion wird heute 
immer mehr durch die Fragen der rentablen 
Bewirtschaftung eingeschränkt. Immer mehr 
Landwirte werden von der Viehhaltung und 
von der Milchproduktion abgedrängt. Sie 
gehen von der Milchproduktion in die Fleisch­
produktion, und von der Fleischproduktion 
ist der nächste Schritt zur viehlosen Wirtschaft. 
Niemals hat man so viele Debatten in Öster­
reich darüber gehört, ob es möglich ist, ohne 
Vieh den Boden gesund zu erhalten, wie 
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gerade jetzt. Es ist ein bedauerlicher Zustand, 
daß wir ab heute, statt Butter auszuführen, 
Butter einführen müssen. 

Ich hoffe, daß von allen maßgebenden 
Kreisen dies als das erste Alarmzeichen dafür 
gewertet wird, daß in der Agrarpolitik eine 
wesentliche Wandlung eintreten muß. Die vor 
einigen Wochen abgeschlossene Sanierung des 
Milchwirtschaftsfonds ist keine Lösung, sie 
ist eine vorübergehende Überbrückung. Wir 
müssen in der Zukunft alle unsere Kräfte 
dahin gehend einsetzen , daß wir den verderb­
lichen Zyklus in der agrarischen Produktion 
zum Stillstand bringen, noch besser, vermeiden 
können. Dasselbe gilt für die Schweine­
produktion, gilt für die Mastrinder und gilt 
auch für die Kartoffeln. 

Ich habe anläßlich der Budgetdebatte schon 
aufgezeigt, daß wir Abgeordnete keine Freude 
haben, wenn irgendein Preis überhöht ist. 
Wir können das vermeiden, wenn wir dem­
entsprechend in den Organisationen zusammen­
arbeiten. Bei dem derzeit bestehenden Zyklus 
zahlt einmal der Bauer und einmal der 
Konsument drauf; aber auch der Gewerbe­
treibende zahlt drauf, wenn die Preise ent­
weder zu niedrig oder zu hoch sind. Nach 
meinen Erfahrungen ist für alle Beteiligten 
ein ausgewogener mittlerer Preis das einzig 
Richtige. Ich hoffe, daß es in Österreich 
nicht so lange dauert, das Verständnis dafür 
zu erreichen, bis es zu spät ist, sondern daß 
dieses Verständnis, das in Österreich eine 
produktionsfreudige Landwirtschaft schon hat, 
bei den übrigen Kreisen früher und nicht erst 
dann Platz greift, bis es durch die Wirklichkeit 
demonstriert wird. (Beifall bei der Ö V P.) 

Wenn ich heute in den Zeitungen lese, die 
Fettfrage dürfe nicht berührt werden, das 
Fett dürfe nicht teurer werden, dann, meine 
sehr verehrten Konsumenten, bin ich auch 
Ihrer Meinung ; denn warum soll ich mich 
mit diesen Dingen herumstreiten ? Zahlen Sie 
ruhig das Fleisch teurer und essen Sie billiges 
Fett. Sie stören das Wirtschaftsgetriebe, 
Sie stören seinen Ablauf und Sie werden 
die Folgen früher oder später einmal selbst 
zu tragen haben. 

Ich will nun zu einem Kapitel übergehen, 
das in der letzten Zeit in der Öffentlichkeit 
sehr heftig debattiert wurde, und zwar des­
wegen, weil die Holzpreise nach der Meinung 
verschiedener Kreise zu hoch gestiegen sind. 
Es ist Pflicht des Herrn Bundeskanzlers, 
an der Spitze der Bundesregierung dafür zu 
sorgen, daß die Stabilität in Österreich nicht 
gefährdet wird. Wir sind hundertprozentig 
der Meinung, daß der Herr Bundeskanzler 
alles unternehmen soll und muß, um dieses 
Ziel zu erreichen. Wir sind jedoch nicht 

gewillt, alle die Vorwürfe, die in der letzten 
Zeit auf den Waldbesitz niederprasselten, 
unwidersprochen hinzunehmen. 

Ich darf Ihnen nun zu der Holzfrage eine 
ganz interessante Information vorlesen, die 
ich über zwei Tagungen bekommen habe. 
Über die Frage der Holzschlägerung wurden 
im Verlauf der letzten Tage zwei verschiedene 
Erklärungen abgegeben. Im ersten Fall er­
klärte Professor Flatscher in einer vom Herrn 
Nationalrat Kostroun geleiteten sozialistischen 
Versammlung im Westbahnhof, daß die Schlä­
gerungen in Österreich katastrophale Formen 
angenommen haben, und er nannte dabei die 
Zahl von 96 Millionen Festmetern aus den 
letzten Untersuchungsjahrzehnten. Vorgestern 
hat nun im volkswirtschaftlichen Seminar 
der Hochschule für Welthandel der Forst­
praktiker Dr. Duschek einen mit großem 
Interesse aufgenommenen Vortrag gehalten. 
Herr Dr. Duschek erklärte unter anderem, 
daß in den letzten Jahren durchschnittlich 
nur um 7 Prozent mehr geschlägert wurden , 
was vom rein fachlichen Standpunkt kaum 
bedenklich erscheint. Es sei auf das Beispiel 
der Schweiz hinzuweisen, wo in den letzten 
Jahren um 15 Prozent mehr geschlägert 
wurde. In der anschließenden Debatte meldete 
sich Professor Flatscher, der bei diesem 
Vortrag auch zugegen war, zu Wort und erklärte 
sich im Prinzip mit den Ausführungen des 
Herrn Dr. Duschek einverstanden. 

Ich frage Sie nur - oder besser, ich frage 
Sie nicht, ich bitte Sie nur, sich etwas über 
diese Vorgänge zu denken. Meine Damen und 
Herren! Diese Vorgänge in der Öffentlichkeit 
rieche:n sehr stark nach einem Staatssekretär, 
denn es sieht so aus, daß der lauteste Schreier 
der beste Verkünder der österreichischen 
Forstwirtschaft wäre, wenn er Staatssekretär 
im Land- und Forstwirtschaftsministerium 
wäre. So, wie die Öffentlichkeit hier in die 
Irre geführt wird, so ist es ja nicht. 

Erstens einmal möchte ich feststellen, daß 
52 Prozent des Waldbesitzes in den Händen 
der kleinen und mittleren Bauern sind. Zweitens 
darf ich Ihnen mitteilen, daß in den letzten 
Jahren trotz Anlage neuer Forstgärten jähr­
lich 3 bis 4 Millionen Waldpflanzen aus dem 
Ausland bezogen werden mußten. So ist 
es auch weiterhin. Die Kammern haben 
mit ihren forstwirtschaftlichen, waldbaulichen 
Maßnahmen zur Durchforstung und Auf­
schließung begonnen, und eine Gefahr der 
Verkarstung und Versteppung besteht noch 
lange nicht. 

Ich muß allerdings pflichtgemäß darauf 
aufmerksam machen, daß durch die Kürzung 
der Holzexporte derzeit ein Zustand ein­
getreten ist, der einer Gruppe von Unter-
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nehmern, zum Großteil kleinen Bergbauern, 
den Anschluß an das österreichische Wirt­
schaftswunder verwehrt, und ich glaube damit 
sagen zu dürfen, daß derjenige, der das Recht 
hat, auch Pflichten hat. Wir haben Vertrauen 
zu unserem Bundeskanzler und wir wissen, 
daß er den Wald bei den Bergbauern nicht 
in Not geraten läßt, sondern daß er zur rich­
tigen Zeit die Maßnahmen treffen wird, 
die auch den Bergbauern ein auskömmliches 
Wirtschaften ermöglichen können. ( Beifall 
bei der Ö V P.) 

Das Kapitel Wein ist ebenfalls ein so 
prekäres Kapitel wie das Kapitel Holz.. Wir 
können die interessante Feststellung machen, 
daß die nationalsozialistischen Errungenschaf­
ten nur beim Wein beibehalten werden. Denn 
früher gab es in Österreich nur eine Wein­
steuer, heute gibt es zu der Weinsteuer 
auch noch die Getränkesteuer. Diese national­
sozialistische Erfindung ist absolut nicht weg­
zubringen. Alle Beteiligten wehren sich da­
gegen. Wir müssen jedoch fordern, daß dem 
Weinhauer, der als Familienbetrieb auf kleinster 
Fläche arbeitet, ebenfalls Steuergerechtigkeit 
widerfährt und daß er tatsächlich sein Produkt 
zu den · Gestehungskosten anbringen kann. 
Wir haben leider Gottes die Tatsache zu 
verzeichnen, daß der Terrassenbau, der den 
besten Wein ergibt, sowohl in der Wachau 
als auch im Kamptal bereits verlassen wird 
und der Boden nach und nach der Verödung 
und der Versteppung anheimfällt. Ich hoffe, 
daß bei dem Verständnis, das der Herr Finanz­
minister in dieser Frage zeigt, auch alle 
anderen beteiligten Kreise - besonders die 
Gemeinden und die Städte ' - ebenso wie der 
Herr Finanzminister uns einverständlich ent­
gegenkommen werden. Ich hoffe, daß im 
nächsten Ministerrat bereits das Gesetz, be­
treffend die Weinverbrauchsabgabe, einge­
bracht werden kann und daß wir es in der 
nächsten Zeit hier beschließen können. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, darf ich Ihnen noch einige 
Wünsche und Notwendigkeiten der Land­
wirtschaft vortragen. Zu den Verhandlungen 
über den neuen Zolltarif, über den die Öffent­
lichkeit bereits beunruhigt ist, möchte 
ich sagen, daß keineswegs beabsichtigt ist, 
mit Hilfe des neuen Zolltarifes Preiserhöhungen 
auf dem Inlandsmarkt zu erreichen. Wir 
brauchen nur einen Schutz gegenüber billigen 
Importen, die gerade auf dem Agrarsektor 
sehr oft vom Ausland subventioniert werden. 
Keineswegs will aber die österreichische Land­
wirtschaft Importe solcher Waren belasten, 
die inl Inland nicht oder nicht in ausreichendem 
Maße erzeugt werden. . 

Die autonomen Zölle sind seit jeher ein 
handelspolitisches Instrument, das bei Ver-

handlungen mit dem Ausland gebraucht wird 
und wo schon immer gegenseitige Zugeständ­
nisse in den Handelsverträgen gemacht wurden. 
Solche Zugeständnisse sind aber nur möglich, 
wenn entsprechende autonome Zölle fest­
gesetzt sind. Früher wurden multilaterale 
Verträge abgeschlossen und die Meistbegünsti­
gungsklausel vereinbart. Jetzt haben wir 
das GATT, das Internationale Zoll- und 
Handelsabkommen. Daraus ergibt sich, daß 
der autonome Zoll schon seit jeher selten 
zur Anwendung kam, woran sich auch in 
Zukunft nichts ändern wird. 

Dazu kommt aber noch ein vollkommen 
neues System, das zum Teil bereits gehandhabt 
wird. Während nach der bisherigen Deckungs­
weise die Importwaren mit einem Zoll belastet 
wurden, um die Importpreise auf eine Höhe 
zu bringen, welche den Gestehungskosten 
der inländischen Wirtschaft entsprochen hat, 
schlagen wir in Zukunft grundsätzlich neue 
Wege ein. Danach sollen die notwendigen 
Importe zoUermäßigt oder sogar zollfrei herein­
gebracht werden, wenn sich die Käufer und 
Verarbeiter der inländischen · Agrarprodukte 
bereit erklären, unsere Produktion zu den 
Gestehungskosten abzunehmen. Dadurch 
würde ein Mischpreis entst�hen, der auf alle 
Fälle unter jenen Preisen liegt, welche in 
früheren Zeiten mit der alten vollen Zoll­
belastung der Importe entstanden. 

Der gleiche Gedanke ist beispielsweise im 
Getreidewirtschaftsgesetz verankert, nur daß 
es dort statt Zoll Ausgleichsabgabe heißt. 
Wenn dieses System des Mischpreises dort 
von der Arbeiterkammer vollständig gebilligt 
wurde und die Wirtschaftsgesetze die Zu­
stimmung der Parteien im Parlament erlangt 
haben, so müßte das gleiche System beim 
Zoll im Hohen Haus ebenfalls Anklang finden. 

Die Landwirtschaft hat daher bei allen 
Agrarkapiteln eine Anmerkung vorgeschlagen, 
wonach der Herr Finanzminister im Einver­
nehmen mit den beteiligten Ministerien die 
Zölle ermäßigen oder erlassen kann. Dieses 
neue System wird bereits bei Eiern, Geflügel, 
Gemüse und Obst zur allgemeinen Zufrieden­
heit gehandhabt. Die Kammern sind dabei, 
die Stabilisierung der Fleischpreise in gleicher 
Weise durchzuführen. Diese sachliche Arbeit 
der Kammer sollte ihre Anerkennung finden. 

Der Wunsch der Arbeiterkammer, auch 
bei den agrarischen Positionen Wertzölle ein­
zuführen, erscheint mir, auch wenn man ihn 
vom Standpunkt der Konsumenten aus be­
trachtet, ganz unverständlich. Ein Wertzoll 
bedeutet, wie ja schon der Name sagt, daß 
ein bestimmter Prozentsatz als Zoll vom 
Warenwert franko Grenze eingeführt wird. 
Wenn also bei landwirtschaftlichen Produkten 
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Preisschwankungen eintreten, dann ändern 
sich auch die Zollsätze. Mit anderen Worten : 
Ist zum Beispiel der Preis für bestimmte 
Obst- und Gemüsesorten infolge schlechter 
Ernte in einem Jahr sehr hoch, so bedeutet 
ein Wertzoll eine wesentlich höhere Zoll­
belastung als in normalen Zeiten, das heißt, 
für den Konsumenten verteuert sich die 
Ware noch. Sind hingegen Rekordernten zu 
verzeichnen und die ausländischen Produkte 
praktisch um jeden Preis zu haben, so ist 
bei einem Wertzoll überhaupt kein Zol1schutz 
mehr vorhanden, und die österreichische Pro­
duktion wird von den ausländischen Erzeug­
nissen vollständig erschlagen. Das Finanz­
ministerium und seine Zollbehörden hätten 
durch das Wertzollsystem einen ungeheuren 
Verwaltungsaufwand, um die Werte auch nur 
einigermaßen richtig feststellen zu können, 
da die Preise bei den agrarischen Produkten 
saisonmäßig stark schwanken. 

Das sind die hauptsächlichen Gründe, die 
die Landwirtschaft bewogen haben, bei fast 
allen ihren Produkten bei Gewichtszöllen zu 
bleiben. (Abg. E. Fisc h e r: Das ist die Einheit 
in der Volkspartei !  Der Bundeskanzler dafür, 
Sie dagegen !) Sie brauchen sioh um die Einheit 
der Volkspartei keine Sorge zu machen, Herr 
Abg. Fischer ! (Abg. E. Fischer: Ich mache 
mir keine Sorgen, aber ihr müßt euch Sorgen 
machen !) In der Volkspartei ist es so, daß 
jeder noch für seinen Teil reden darf, aber 
nicht so wie anderswo, wo man eben nichts 
reden darf. Wir sagen unsere Wünsche , 
und wir sind sicher, daß die Wünsche auch 
gerecht behandelt werden. (Abg. E. Fischer: 
Nur Einheit ist das nicht ! - Abg. Dengler: 
Ihr wollt eine andere Einheit !) 

In der Steuerpolitik begrüßen wir die 
günstige Entwicklung, die in wiederholten 
Steuersenkungen zum Ausdruck kommt. Wenn 
auch in der Bauernschaft die kleinen Steuer­
träger überwiegen, so sind wir doch auch 
für jede Erleichterung der Belastung dankbar. 
Ich darf hier dem Herrn Finanzminister 
dafür danken, daß er endlich einmal mit 
diesen kleinen Steuern aufräumt, deren Ein­
hebung ihn tatsächlich mehr kostet, als diese 
Steuern an Ertrag bringen. 

Bei den seinerzeitigen Vereinbarungen über 
die Konsumentenstützung hat der Herr Staats­
sekretär Korp das Wort geprägt, das wären 
"Staubsaugermethoden", mit denen der Herr 
Finanzminister sein Geld zusammensucht. Ich 
glaube, wir sind glücklich, daß diese "Staub­
saugermethoden" zum Abbau kommen können. 
Wir würden uns nur freuen, wenn die Ver­
einfachung in der Besteuerung so weit geht, 
daß die Bauernschaft wieder zu ihrem alten, 
beliebten und bewährten Steuerbüchel kommen 
könnte. 

Die weiteren Wünsche um die Existenz ­
sicherung gehen dahin, daß die Streichung 
der Grunderwerbsteuer und der Erbschaft­
steuer für die bäuerlichen Familienbetriebe 
erreicht werden soll. Die Existenzsicherung 
muß bereits bei der Übernahme des Betriebes 
beginnen. Die Belastungen sind gerade zu 
diesem Zeitpunkt äußerst groß .  Zur Er­
leichterung der Mechanisierullg der Berg­
bauernwirtschaften sollte wenigstens für diese 
Betriebe eine Befreiung von der Mineralöl­
steuer erreicht werden. 

Besonders notwendig ist für die Landwirt­
schaft eine Investitionsbegünstigung, da wegen 
der im Vergleich zu and.eren Wirtschafts­
zweigen verhältnismäßig geringen Rentabilität 
das im Zuge der Mechanisierung erforderliche 
große Kapital hauptsächlich im Wege der 
Eigenfinanzierung aufgebracht werden muß. 
Wegen des Überwiegens von Grund und 
Boden, der in der landwirtschaftlichen Buch­
führung außer Ansatz bleibt, sind wenig 
abschreibungsfähige Güter vorhanden ; ihre 
Zahl nimmt aber infolge des Fortschreitens 
der Technik sehr rasch zu. Daher genügt 
die bloße Vorsorge für die Erneuerung der 
vorhandenen Anlagegüter durch die normalen 
Abschreibungssätze nicht. Dazu kommt noch, 
daß die Ausgestaltung der Wirtschaftsgebäude 
und ihre Lage zueinander den betriebswirt­
schaftlichen Erfordernissen nicht mehr ent­
sprechen, wie überhaupt festzustellen ist, daß 
die Gebäude bei weitem nicht so lange un­
verändert in Verwendung stehen, als es vom 
bautechnischen Standpunkt aus möglich wäre, 
weshalb die niedrigen Abschreibungssätze un­
genügend sind. 

Zum Problem der Neufestsetztlng der Ein­
heitswerte möchte ich feststellen, daß die 
wegen der Änderung der Geldverhältnisse 
notwendige Erhöhung der Einheitswerte keine 
Steuererhöhung bringen darf, da die Steuern 
durch die Hinaufsetzung der Hebesätze der 
Geldentwertung entsprechend laufend erhöht 
worden sind. Die Landwirtschaft ist an der 
Neufeststellung der Einheitswerte deshalb sehr 
interessiert, weil die geltenden Einheitswerte 
sehr viele Fehler enthalten und insbesondere 
in den Bergbauerngebieten viel zu hoch sind. 
Wir wollen zu einer richtigen Relation der 
Einheitswerte kommen, und ich möchte daher 
den Herrn Finanzminister ersuchen, d.em 
Parlament so bald wie möglich das neue 
Bewertungsgesetz und das neue Grundsteuer­
gesetz vorzulegen. 

Auch zur Sozialversicherung möchte ich 
die Stellung der Landwirtschaft bekanntgeben. 
Die Bauernvertreter haben in dieser Frage 
immer sehr viel Verständnis für die Land� 
arbeiter bewiesen. Es wurde die Gleich-
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stellung mit der übrigen Arbeiterschaft her­
gestellt und vor einiger Zeit sogar eine .Er­
höhung des Invalidenversicherungsbeitrages 
für die Landwirtschaft beschlossen, die allein 
von den Arbeitgebern getragen werden muß. 
Die Sozialversicherungsbeiträge sind aber jetzt 
zu einer solchen Belastung geworden, daß 
eine weitere Erhöhung auf keinen Fall in 
Kauf genommen werden kann. Da sich von 
den 200.000 land wirtschaftlichen Arbeitskräften 
zwei Drittel in kleinen Betrieben mit einem 
Dienstnehmer und ein weiteres Fünftel in 
Betrieben mit zwei Dienstnehmern befinden, 
handelt es sich hier nicht um ein Problem 
der Gutsbetriebe. Besonders die Bergbau�rn , 
die ihren Betrieb nicht mechanisieren können, 
benötigen mehr fremde Arbeitskräfte, und 
die Leistung der Sozialversicherungsbeiträge 
fällt gerade ihnen sehr schwer. 

Auf keinen Fall können wir aber zustimmen, 
daß die Bauernkinder in die Sozialversicherung 
einbezogen werden. Die Landwirtschaft kann 
unmöglich eine halbe Milliarde Schilling i m  
Jahr zusätzlich a n  Sozialversicherungsbeiträgen 
aufbringen. Es wäre auch agrarpolitisch von­
kommen falsch, die Vorteile der Familien­
betriebe mit einem Schlag vollkommen zu 
beseitigen. Der berühmte Schweizer Agrar­
politiker Professor Howald hat das Wort von 
der Schicksalskurve des Familienbetriebes ge­
prägt. Bei der Übernahme des Betriebes 
und solange die Kinder klein sind, ist die 
Situation ungünstig. Mit dem Heranwachsen 
der Kinder geht es aufwärts, und der Höhe­
punkt ist · erreicht, wenn die erwachsenen 
Kinder im Betrieb mitarbeiten und dadurch 
eine besondere Intensivierung ermöglichen. 
Diese Aufwärtsentwicklung würde durch eine 
hohe Belastung mit Sozialversicherungsbei­
trägen unmöglich gemacht. 

In der Frage der Altersversicherung der 
Bauernschaft leiten wir unsere Forderung 
und unseren Wunsch, daß diese Altersver­
sorgung früher oder später einmal von der 
Allgemeinheit getragen wird, davon ab, daß 
die Preise der Produkte, die die Landwirt­
schaft liefert, weit unter den Gestehungskosten 
liegen und daß die Beteiligung am Volks­
einkommen in keiner Weise der Beteiligung 
der anderen Berufsstände entspricht. Ich 
hoffe, daß wir in allerkürzester Zeit hier in 
diesem Hohen Hause mit Zustimmung aller 
Parteien einen entsprechenden Gesetzentwurf 
beschließen können. 

Zum Abschluß muß ich noch auf das 
Problem der Agrarwirtschaftsgesetze eingehen, 
die wieder mit 30. Juni dieses Jahres befristet 
sind. Es geht dabei um zwei Probleme : 
Einerseits ist ein Ausgleich innerhalb der 
Bauernschaft notwendig, wie er insbesondere 

durch das Milchwirtschaftsgesetz herbeigeführt 
wird, wodurch der einheitliche Milchpreis 
für alle Bauern gesichert wird. Diese Maß­
nahme hat die allergrößte Bedeutung für 
unsere Bergbauern. Weiter wird eine gewisse 
Produktionslenkung durch einen gesicherten 
Getreidepreis erreicht und sichergestellt, daß 
die Flachlandbauern auf dem Gebiete der 
Viehzucht den Bergbauern keine Konkurrenz 
machen. Durch die Stützungen und den: 
Transportausgleich wird den Bergbauern der 
Bezug des Brotgetreides erleichtert. Das 
zweite Problem ist die Absatz- und Preis­
sicherung für die agrarischen Erzeugnisse, 
die wegen der besonderen Produktionsverhält­
nisse der Landwirtschaft notwendig ist. Hier 
ist besonders die Sicherung des Viehabsatzes 
zu kostendeckenden Preisen für die Bergbauern 
von allergrößter Bedeutung. Es ist voll­
kommen falsch, hier von Bewirtschaftung 
oder Zwangswirtschaft zu reden, es geht 
einfach um die Existenzsicherung unserer . 
bäuerlichen Betriebe. Eine unbefristete Ver­
längerung dieser Gesetze ist daher notwendig. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich hoffe, daß in Zukunft die Politik, die wir 
immer einzuschlagen gewillt sind, die Politik 
des Verstandes und des Verständnisses, in 
weitaus größerem Maße Platz greift, als es 
bis jetzt der Fall war. Wir denken nicht 
daran, in dieser Situation gerechte Preis­
forderungen zu stellen, sondern der Appell 
des Herrn Bundeskanzlers, Preis- und Lohn­
disziplin zu halten, ist in der österreichischen 
Bauernschaft auf fruchtbaren Boden gefallen. 
Ich hoffe nur, daß dieser Appell auch auf der 
anderen Seite, was die Preisdisziplin betrifft, 
nicht auf sterilen Sandboden gefallen ist. 
(Zwischenrufe. ) 

Die Land wirtschaft will nach wie vor der 
Nährstand des österreichischen Volkes sein. 
Sie bemüht sich mit allen ihr zu Gebote 
stehenden Mitteln, sich die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse zunutze zu machen, um die 
Produktion weiterhin auszudehnen und die 
Qualität zu verbessern. Warten wir nicht, 
bis das Gegenteil Wirklichkeit wird, wenn 
wir die Landwirtschaft so. wie bisher in allen 
Dingen behindern ! Es sind gute Anzeichen 
vorhanden, und ich erkenne den Präsidenten 
Böhm heute fast nicht wieder : er hat die 
Landwirtschaft gar nicht apostrophiert, es 

ist anscheinend aus einem Saulus ein Paulus 
geworden. 

Ich muß sagen, daß die Verhandlungen, 
die jetzt zur Stabilisierung der Preise geführt 
werden, in einem aussichtsreichen Stadium 
sind. Ich hoffe, daß der Abschluß der Ver­
handlungen ebenso erfolgreich ist wie die 
Verhandlungen. Ob die Konjunktur mit, ohne 
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oder gegen Kamitz hier in Österreich ent­
standen ist, das ist, glaube ich, ein müßiger 
Streit. Wir sind froh, daß wir Kamitz u n d  
die Konjunktur haben, und wir wollen nur 
hoffen, daß auch die Bauernschaft an dieser 
Konjunktur teilnimmt. 

Ich glaube, niemals hat es so gute öster­
reichische Patrioten gegeben wie in der Zeit, 
als der Name Österreich verpönt war und 
es nur eine "Ostmark" gegeben hat. Niemals 
ist Österreich so geliebt worden wie damals, 
als es zu bestehen aufgehört hat. Wollen 
wir jetzt nach fast zehn Jahren diese Liebe 
erneuern und wollen wir alle in unserer 
gemeinsamen Liebe zum Vaterland trachten, 
alles zu tun, um es tatsächlich zu Wohlstand 
und Frieden und zum Glück zu führen ! 
(Lebhafter Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Zu einer Erklärung hat sich 
zum Wort gemeldet der Herr Bundesminister 
Maisel. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
MaiseI : Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren ! Zu meinem Bedauern muß ich den 
Anlaß wahrnehmen, eine Redewendung des 
Herrn Bundesministers für Finanzen zu be­
antworten und dazu eine Erklärung abzu­
geben. 

Im Zusammenhang mit den Ausführungen 
und Behauptungen des Herrn Präsidenten 
Böhm, daß ein Akt, kommend vom Arbeiter­
kammertag, in den Schränken des Finanz­
ministeriums verschwunden sei , hat sich der 
Herr Bundesminister für Finanzen veranlaßt 
gesehen, eine Richtigstellung vorzunehmen. 
Ich bin absolut für ein solches Tun und 
verstehe, daß man, wenn man unschuldig 
verklagt wird, das Recht in Anspruch nehmen 
soll, die Sache richtigzustellen. 

Der Herr Finanz minister hat dies auch 
getan. Er hat dem Hohen Haus bekannt­
gegeben, daß er durch Regierungsbeschluß 
mit diesem Antrag des Arbeiterkammertages 
befaßt gewesen ist . Er hat auch mitgeteilt, 
daß er dem Arbeiterkammertag zwei von 
ihm erstattete Vorschläge übermittelt hat, 
daß aber beide Vorschläge vom Arbeiter­
kammertag abgelehnt worden sind. 

Soweit konnte ich natürlich auch persönlich 
mit den Ausführungen des Herrn Finanz­
ministers nur einverstanden sein. Aber in 
seiner Schlußbemerkung hat er es für not­
wendig erachtet, die ihm zur Last gelegte 
Schuld auf das Schuldkonto des Sozial-

. ministeriums zu legen, und er forderte dazu 
auf, man möge daher den in Verlust ge­
ratenen Akt im Sozialministerium suchen. 
(Abg. Pr inke : Das hat er nicht gesagt !) 
Es ist dies eine Art, die in einer zurück-

liegenden Zeit als Abwälzverfahren bezeichnet 
wurde und die ich auf das entschiedenste 
zurückweisen muß. Es ist in keinem Augen­
blick in den Schränken des Sozialministeriums 
ein Akt in Verlust geraten. (Abg. P r i n k e :  
Das ist auch nicht behauptet w01'den !) Ich 
kann jedenfalls hier nur erklären, daß dieses 
Hinüberschieben des Verlustes eines Aktes 
aus dem Finanzministerium in das Sozial­
ministerium von mir auf das schärfste zurück­
gewiesen werden muß, und ich ersuche den 
Herrn Bundesminister für Finanzen, diese 
meine Zurückweisung eines solchen Vorwurfes 
zur Kenntnis nehmen zu wollen . (Abg. 
Prinke : Ganz danebengegangen ! 1 :  0 für 
Kamitz !) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist weiter, 
u nd zwar als Kontraredner, der Herr Abg. 
Dr. Pfeifer. Ich erteile ihm das Wort. (Abg. 
Dl·. Pi t te rmann : Schon die Vierte Kraft, 
Herr Professor, ode l' noch die Dritte ? - Abg. 
Dr. Pfeife r :  Dritte und Vierte ! ,� Abg. 
Machun z e :  Nein, die Fünfte ! Abg. 
Probs t :  Jetzt kommt der Vierte-Kraft-Meier !) 

Abg. Dr. Pfeifer : Hohes Haus ! Der Herr 
Bundeskanzler hat in seiner gestrigen Er- . 
klärung auch die Familienpolitik berührt 
und das Familienlastenausgleichsgesetz als 
einen Markstein der österreichischen Sozial­
gesetzgebung bezeichnet. Wir haben dieses 
Gesetz ja am 1 5 .  Dezember hier behandelt 
und haben auf seine schweren Fehler hin­
gewiesen, ohne deswegen zu leugnen, daß 
es einen Fortschritt in der Entwicklung 
biklet.- Die Mängel sind vor allem die, daß 
das erste Kind der Selbständigen nicht ein­
bezogen ist und daß die Land wirtschaft 
mit einem Sonderbeitrag belegt wurde. Ich 
möchte nur daran erinnern, daß es damals 
geheißen hat, daß 300 Millionen erforderlich 
wären, um das erste Kind der Selbständigen 
einzubeziehen, wir haben aber aus dem gestri­
gen Bericht des Herrn Bundeskanzlers ver­
nommen, daß das Jahr 1 954 mit einem Ge­
barungsüberschuß von 500 Millionen abge­
schlossen hat. 

Nun möchte ich ein paar . Worte zu der 
materiellen Lage der Familien und der Be­
völkerung, die sich ja aus Familien zu­
sammensetzt, sprechen. Der in vielen Fällen 
anscheinend günstige Lebensstandard der Fa­
milien beruht im wesentlichen auf drei ab­
normalen Voraussetzungen. Erstens einmal 
auf dem Verzicht auf Kinder. Es ist ja eine 
bekannte Tatsache, daß mehr als die Hälfte 
aller Familienhaushalte kinderlos sind, und 
dann kommen noch 472. 000 Haushalte mit 
nur einem Kind hinzu. Die zweite abnormale 
Voraussetzung ist, daß beide Ehegatten berufs­
tätig sind, und die dritte, daß außerdem noch 
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nebenberufliche Zusatzverdienste erzielt wer­
den. Wenn hingegen der Familienvater der 
alleinverdienende Erhalter einer vierköpfigen 
Familie ist, dann ist der Lebensstandard 
dieser Familie auch bei Einrechnung der 
derzeit gewährten Kinderbeihilfe noch immer 
erschreckend niedrig. Aus diesen Tatsachen, 
die eben zum Teil noch verschleiert sind 
durch das Abnormale des heutigen Familien­
lebens, die Kinderlosigkeit und die Doppel­
berufstätigkeit der Ehegatten, ergeben sich 
die naturgemäßen Forderungen, die auch 
schon von den Familienbünden geltend ge­
macht werden und die auch wir als durchaus 
berechtigt teilen und mit erheben. 

Das ist einmal die Forderung, die selbst­
verständlich ist, daß die Mängel des letzten 
Gesetzes so bald wie möglich behoben werden, 
daß also auch das erste Kind der Selbständigen 
einbezogen wird und daß die Progression 
noch verbessert wird. Darüber hinaus aber 
wird mit Nachdruck darauf hingewiesen, 
daß es eben ein Mangel ist, daß man die 
natürliche Tätigkeit der Frau und Mutter 
in ihrem eigentlichen Beruf, als Hausfrau 
und Mutter, die sich neben dem Haushalt 
vor allem der Pflege und Erziehung der 
Kinder widmet und damit voll und ganz 
beschäftigt ist, nicht entsprechend würdigt 
und daß man hier wieder eben eine allgemeine 
Anerkennung, wohl auch eine finanzielle Be­
günstigung dieser Frau schaffen müßte, um 
sie aus dem Erwerbsleben herauszuziehen 
und wieder ihrem natürlichen Beruf ganz 
zurückzugeben. Das wird in der Form ge­
dacht, daß Mütterzulagen zu schaffen sind 
und daß ein Einbau der Mütter in die Alters­
versicherung erfolgen soll. Ein logischer Ge­
danke, wenn man sich zu der Auffassung 
bekennt, daß die Tätigkeit der Hausfrau 
und Mutter eben ein Beruf ist, so wie der 
der Männer, die dem Erwerbe nachgehen. 

Darüber hinaus würde auch etwas erwirkt 

noch immer als familienfeindlich zu be­
zeichnen ist. Es ist so, daß zwar unsere 
Steuergesetzgebung ein steuerfreies Existenz­
minimum vorsieht, aber dieses steuerfreie 
Existenzminimum ist eben auf die Einzel­
person abgestellt und berechnet. Es ist 
aber nicht so , daß auch für die ganze Familie 
ein den Bedürfnissen der Familie angepaßtes 
steuerfreies Existenzminimum festgesetzt wäre. 
Es muß aber verlangt werden, daß das 
Existenzminimum der Familie ebenfalls frei­
gestellt wird. 

Hinzu kommt, daß · die Kinderermäßigung, 
die wir ja in der übernommenen deutschen 
Gesetzgebung vorfanden, vom Jahre 1 945 

bis zur Gegenwart, also in diesen zehn Jahren , 
die wir als wiedererstandene Republik Öster­
reich durchlaufen haben, einen ständigen 
Schrumpfungsprozeß durchgemacht hat, daß 
der Höchstbetrag der Kinderermäßigung im 
Jahre 1945 pro Jahr 840 Reichsmark aus­
gemacht hat - das sind heute umgerechnet 
7 140 S -, während der Höchstbetrag der 
Kinderermäßigung nach der österreichischen 
Gesetzgebung pro Jahr bloß 658 S ausmacht. 
Also ein ganz, ganz schlimmer Rückgang 
und eine Einschrumpfung der Kinderermäßi­
gung, die mit einer familienfreundlichen Steuer­
politik nicht vereinbar ist. Es muß hier 
gefordert werden, daß die Kinderermäßigung 
wieder entsprechend erhöht oder valorisiert 
wird. 

Dazu kommt auch noch die Forderung, 
daß diejenigen, die einmal in der Steuer­
gruppe III waren, das sind eben die Familien­
erhalter mit Kindern, auch dann in dieser 
Steuergruppe III bleiben sollen, wenn sie 
einmal ihr Hauptlebenswerk vollbracht, die 
Kinder aufgezogen und einem selbständigen 
Beruf zugeführt oder die Töchter ausgestattet 
und dabei die größten Opfer gebracht haben. 
Nun, wenn die Eltern alt geworden sind und 
riesige Opfer gebracht haben, dann werden 
sie gewissermaßen zur Strafe dafür, daß 

und erzielt werden, was mein Fraktions- sie das alles geleistet haben, in eine schlechtere 
kollege Dr. Kraus vorhin in anderem Zu- Steuergruppe zurückgestellt. Daher die For­
sammenhang beleuchtet hat. Er sprach von derung, daß diese Steuergruppe III bei­
den Arbeitslosen und von dem Reservoir behalten werden soll, wenn jemand einmal 
der Arbeitslosen. In dem Moment, als es Kinder gehabt, und aufgezogen hat. 
gelingen würde, durch solche und andere Eine weitere Forderung, die aus dem Kreis 
Maßnahmen, die ich noch erwähnen werde, der Familienbünde erhoben wird, die wir auch 
die Frauen wieder aus dem Erwerbsleben heute schon, wieder einmal, in einem anderen 
herauszuziehen und sie wieder in ihren natür� 
lichen Beruf als Frau und Mutter zurück-

Zusammenhang vorgetragen haben, ist die 
.. . . . nach Senkung der Umsatzsteuer für alle 

z�fuh�en, w.lrd natürlIch der ArbeItsmarkt lebenswichtigen Artikel, also insbesondere für 
gunstlg be�lllflußt �nd werden dann v?n die Grundnahrungsmittel, weil ja die Um­
selbst wellIger ArbeItslose vorhanden sem. satzsteuer , als eine Kopfsteuer wirkt und 

Eine zweite Tatsache, die immer wieder I daher gerade wieder die Familie besonders 
auch dem Herrn Finanzminister gegenüber hart trifft. Aus diesen und anderen Gesichts­
festgestellt werden muß, ist, daß die öster- I punkten heraus haben wir ja, wie Dr. Kraus 
reichische, Steuerpolitik im großen und ganzen schon mitgeteilt hat, heute einen Ent-
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schließungsalltrag auf Senkung der U msatz­
steuer für Grundnahrungsmittel eingebracht. 
So viel zu diesem Kapitel der Familien­
politik, das der Herr Kanzler berührt, aber 
doch nur von der günstigen Seite aus be­
leuchtet hat. Wir mußten es daher so 
ergänzen, wie es sich in Wirklichkeit dar­
stellt, und in dieser Hinsicht ist noch sehr, 
sehr viel zu machen, um endlich wieder eine 
natürliche und gerechte Lage der Familien 
herbeizuführen. 

Ein zweites Gebiet, das der Herr Kanzler 
gestern in seinem Bericht berührt hat, war 
die zehnjährige Besetzung, die wir nun durch­
gemacht haben, und ihre Auswirkungen auch 
in finanzieller Hinsicht. Er hat da unter 
anderem festgestellt, daß die Besatzungs­
kostenbeiträge, die letztmalig noch im ab­
gelaufenen Jahr 1954 eingehoben wurde�, 
die immerhin ganz schöne Summe von 800 MIl­
lionen Schilling hereingebracht haben. Das 
ist für uns neu gewesen. Bisher wußten 
wir nur, mit welchem Betrage sie im Vor­
anschlag für 1954 angenommen worden waren. 
VeranschlaO"t waren sie mit 650 Millionen. I:> 
Hereingekommen sind, wie wir gestern hörten, 
800 Millionen Schilling, und da müssen wir 
zu diesen 800 Millionen noch einmal in Er­
innerung bringen, daß eben der Herr Kanzler, 
der uns das mitgeteilt hat, am 29. August 
1 953, als die Frage erstmals auftauchte, ob 
nun mit der Einstellung der Allokations­
zahlungen nicht auch die Besatzungskosten­
beiträge fallen sollen , in Krems zur Frage 
der Abschaffung der Besatzungskostenbeiträge 
gesagt hat : Vorläufig müssen die Besatzungs­
geschädigten entschädigt werden, und daher 
müssen die Beiträge bleiben. Sie sind also noch 
ein ganzes Jahr geblieben, sie haben 800 Mil­
lionen getragen, aber die armen Besatzungs­
geschädigten haben von diesen 800 Millionen 
sehr, sehr wenig gesehen ; der Herr Kanzler 

. hat uns ja, auch gestern, eine ganz kleine, 
niedliche Zahl genannt. Er sagte nämlich, 
daß vom Bund 15 Millionen für Vorschüsse 
für die Instandsetzung freigegebener Woh­
nungen zur Verfügung gestellt wurden. Die 
übrigen 785 Millionen sind also teils für 
andere Zwecke des Budgets verwendet worden, 
teils haben sie den wunderbaren Gebarungs­
überschuß von 500 Millionen Schilling, auf 
den der Kanzler stolz verwies, ermöglicht ; 
aber für die Besatzungsgeschädigten hatte 
man kein Geld, um ihre seit Jahren erhobene 
Forderung nach Vergütung und Entschädigung 
zu erfüllen. 

Wir haben uns am 16.  des vorigen Monats 
mit dem Vergütungsgesetz befaßt und haben 
auch bei diesem Gesetz wieder schwere Fehler 
feststellen müssen. Sie resultieren nicht zu-

letzt daraus, daß der Bund in dieser Frage 
folgenden Standpunkt eingenommen hat : Ja, 
Vergütung und Vergütungssätze schon, aber 
zahlen müssen sie die Alliierten ; der Bund 
ist nur die auszahlende Stelle, er zahlt sie 
dem einzelnen aus. Gewiß, auch wir stehen 
auf dem Standpunkt : die Alliierten müssen 
zahlen. Derjenige, der ein Objekt in An­
spruch genommen und noch weiter innehat, 
muß natürlich zahlen, aber der Bund muß 
einspringen, wenn der eigentlich Zahlungs­
pflichtige versagt. Wir stehen also natürlich 
auch auf dem Standpunkt, den gestern der 
Herr Kanzler mit seinem Appell an die 
Alliierten eingenommen hat, diese sollten 
ihrer Vergütungs pflicht voll und ganz nach­
kommen, und wir begrüßen es, wenn die 
Regierung sagt, sie werde genau prüfen, 
ob die Besatzungsmächte die gesetzlichen 
Vergütungssätze zahlen, aber auch wir werden 
in dieser Frage auf der Hut sein und prüfen. 
Wir stimmen also mit dem Appell überein, 
die Alliierten sollen dem Gesetz gemäß zahlen 
oder die beschlagnahmten Objekte freigeben, 
aber wir werden, wenn es sich herausstellen 
sollte, daß sie nicht zahlen, den Herrn Kanzler 
und den Herrn Finanzminister prompt an die 
Erklärung von gestern und an frühere Er­
klärungen erinnern, und wenn das etwa 
nicht genügen sollte, werden wir die nötige 
Initiative in der Gesetzgebung ergreifen (Bei­
fall bei der WdU) , um jene Korrektur anzu­
bringen, die am 16. Februar noch nicht 
gelungen ist. 

Die Besatzungsgeschädigten sind jedenfalls 
von dem Gesetz, das beschlossen wurde, 
sehr enttäuscht, sie wollen ein Weißbuch 
über alle diese Dinge herausgeben. Sie ver­
langen insbesondere eine bessere steuerreQht­
liehe Berücksichtigung und hoffen, daß jetzt, 
bei Behandlung des Steueränderungsgesetzes, 
das nächste Woche im Ausschuß behandelt 
werden soll, ihre Wünsche, die man bei der 
Behandlung des Vergütungsgesetzes wieder 
einmal auf ein anderes Gesetz verwiesen hat, 
berücksichtigt werden - also einerseits die 
Steuerfreiheit der Vergütungen, soweit sie 
nicht für Betriebe oder solche Häuser ge­
zahlt werden, die etwas tragen, und ander­
seits eine Verbesserung der Bestimmungen 
über Sonderausgaben und über die außer­
ordentliche Belastung jener Besatzungsge­
schädigten, die keine Vergütung bekommen 
und sich nun eben eine teure Ersatzwohnung 
leisten müssen - nach der Art, wie es im 
Einkommensteuergesetz bei Bomben- und 
anderen Kriegsschäden vorgesehen ist. Vom 
Standpunkt der Gerechtigkeit aus kann man 
keinen Unterschied machen, ob der Schaden 
auf dem einen oder auf dem anderen Ereignis, 
auf Waffeneinwirkung oder Besetzung beruht. 

63. Sitzung NR VII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 51

www.parlament.gv.at



2948 63. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VII. GP. - 10. März 1955 

Damit komme ich zu der nächstverwandten 
Gruppe der Geschädigten, das ist nä�lich 
die Gruppe der Bomben- oder KrIegs­
sachgeschädigten. Der Zentralverband der 
Bombengeschädigten hat sich erst im ver­
gangenen September mit einer sehr eindrucks­
vollen Denkschrift an den Herrn Bundes­
kanzler gewendet und darin wohlüberlegte 
und gerechte Forderungen aufgestellt, damit 
auch sie endlich einmal zu ihrem Recht 
kommen. Bisher, das muß man sagen -
der Herr Bundeskanzler hat es gestern ge­
streift -, wurden für den Bereich der Kriegs­
sachgeschädigten nur Teilgebiete einer Rege­
lung unterzogen. So gibt es ein landw�t­
schaftliches Wiederaufbaugesetz und es gIbt 
ein Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz. Aber man 
fragt sich vergeblich, warum man nu� ge­
wisse Gruppen der KriegssachgeschädIgten 
oder Bombengeschädigten berücksichtigt und 
für sie gesetzliche Regelungen getroffen hat 
und andere, die nicht zu diesen Gruppen 
gehören, ohne jede staatliche und gesetz:iche 
Hilfe bleiben und auf sich selbst angewIesen 
sind. Völlig unverständlich ist diese stück­
weise oder gruppenweise Regelung einer 
Schadensgutmachung, obwohl es sich durch­
wegs um Kriegssachschäden handelt. 

lichen Gesetzbuch einen Satz haben, dem­
zufolge die politischen Behörden nach be­
sonderen Vorschriften die Verteilung der 
Kriegsschäden zu bestimmen haben. Nach 
unserem bürgerlichen Recht gilt also ein 
nunmehr 1 50 Jahre alter Rechtsgrundsatz, 
der in der gegenständlichen Frage jetzt in 
dieser Republik, zehn Jahre nach ihrer Wieder­
errichtung, noch immer der Verwirklichung 
harrt. 

Eine weitere Gruppe von schwerst Ge­
schädigten, und zwar von N achkriegsgeschä­
digten, sind die Heimatvertriebe�en' 1?er 
Bund hat bisher völlig unzulängliche HIlfe 
für diese größte und schwerstens getroffene 
Gruppe aller Geschädigten geleistet. Sie si�d 
schwerer getroffen als die KriegssachgeschädIg­
ten und die Besatzungsgeschädigten, denn sie 
haben ja alles verloren, Hab und Gut und 
Beruf zum Teil auch die Familie, vor allem 
aber �uch ihre Heimat. Nur überaus zaghaft 
und spät hat man sich entschlossen, diesen 
Ärmsten der Armen zu helfen. W�r haben 
ja schon oft und oft in dieser Hinsicht ge­
sprochen und Anträge vorgebracht. 

Dazu möchte ich noch folgendes erwähnen : 
Wir haben in der letzten Budgetdebatte, 
im November und Dezember des Vorjahres, . Schon in der Denkschrift des Zentral- ganz konkrete Anträge eingebracht, so z�m 

verbandes der Bombengeschädigten ist auf Beispiel auf Erhöhung des AufwandskredItes 
folgende Tatsache hingewiesen worden, die "Darlehen für die Unterbringung von Flücht­
sich ja für jeden von selbst ergibt. Wenn lingen · außerhalb der Lager" von I Million 
nämlich irgendwo eine Elementarkatastrophe auf 10 Millionen Schilling oder auf Eröffnung 
über ein Land hereinbricht, seien es nun eines finanzgesetzlichen Ansatzes im Kapitel 
Lawinenschäden oder Hochwasserschäden, Landwirtschaft zur Förderung der Ansiedlung 
dann zweifelt niemand daran, daß Hilfe heimatvertriebener Bauern, und wir haben 
geleistet werden muß. In solchen Fällen darauf hingewiesen, daß der Hochkommissar 
haben wir nicht nur für das Inland selbst für das Flüchtlingswesen in Aussicht gestellt 
mit Gesetz eingegriffen, sondern wir haben hat, Österreich eine größere Summe zur 
auch geholfen, wenn solche Katastrophen Verfügung zu stellen, wenn die Republik 
im Ausland eingetreten sind. Wenn also Österreich das gleiche tut. Es hat. uns etwas 
in Italien oder in den Niederlanden eine sonderbar berührt, daß die Regierungsparteien 
Überschwemmung oder in Griechenland eine unsere Anträge trotz aller Begründung ab­
Erdbebenkatastrophe eingetreten ist, dann gelehnt haben, der Ministerrat aber nunme?r, 
haben wir auch für dort gesammelt und am 1. März, drei Monate später, genehmIgt 
Hilfe geleistet. Aber ist es in seiner Wirkung hat, daß aus österreichischen Mitteln, jedoch 
etwas . anderes, wenn jemand sein Hans und ohne wesentliche Belastung des Staatshaus­
sein Gut durch Lawinen oder sonst ein Un- haltes, ein Betrag von 84 Millionen Schilling 
wetter verliert oder wenn er es durch einen zur schrittweisen Lösung des Flüchtlings­
Bombenangriff verloren hat � In keinem der problems in Österrei�h,  insbesondere zur Be­
Fälle kann doch der Betroffene etwas dafür. seitigung des Barackenelends, verwendet wer­
Es ist daher nicht einzusehen, daß man den kann. Mari fragt sich wirklich, warum in dem einen Fall hilfsbereit ist und ein- es nun auf einmal geht, wenn es drei Monate 
greift, in anderen Fällen aber nicht. Das vorher, als wir es beantragt haben, nicht 
ist umso weniger verständlich, wenn solche ging, und man fragt sich, wie diese erforde�­
Fälle wie etwa die Bombenschäden, gar lichen Mittel jetzt aufgebracht werden. WIr scho� zehn Jahre zurückliegen. haben deswegen auch heute eine parlamen-

Auch dazu ist, so wie ich es beim Ver- tarische Anfrage �ingebracht, weil
. ?as ja 

gütungsgesetz . gesagt habe, darauf hinzu- doch aufs innigste mIt dem Budgetbe�Ilhgungs­
weisen, daß wir ja schon in unserem bürger- _ recht des Parlamentes zusammenhangt und 

63. Sitzung NR VII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)46 von 51

www.parlament.gv.at



63. Sitzung des N ationaIrates der Republik Österreich - VII. GP. - 10. März 1955 2949 

wir immer dafür sind, die Rechte des Parla­
mentes zu wahren. 

Es gibt noch andere durch Maßnahmen 
dieses Staates selbst Geschädigte. Ich er­
innere an die Geschädigten der Währungs­
schutzgesetzgebung, an die große Zahl der 
Rückstellungsbetroffenen und an das Heer 
der politisch Verfolgten und Entrechteten. 
Bei diesen durch die Gesetzgebung der zweiten 
Repu blik selber bewußt zugefügten Schäden 
ist eine weitgehende Wiedergutmachung 
- nicht bloß eine Entschädigung, sondern 
eine Wiedergutmachung - am Platz, die 
wir ja ebenfalls wiederholt gefordert haben, 
zuletzt aus Anlaß des zehnten Jahrestages 
in einem zusammenfassenden großen Ent­
schließungsantrag . 

Ein BIlCk auf die Gesetzgebung der Bundes­
republik Deutschland zeigt, daß man dort 
das gleiche Problem zugunsten der durch 
die Ereignisse des Krieges und der Nach­
kriegszeit betroffenen Personen viel groß­
zügiger und lückenloser angepackt hat als 
bei uns, obwohl die Zahl der Vertriebenen 
und auch die Zahl der Bombengeschädigten 
sowohl absolut als auch relativ viel, viel 
größer ist als bei uns. Nur um die Grund­
gedanken vor Augen zu führen, will ich 
Ihnen die Präambel dieses Gesetzes vorlesen, 
die folgendes sagt : 

"In Anerkennung des Anspruchs der durch 
den Krieg und seine Folgen besonders be­
troffenen Bevölkerungsteile auf einen die 
Grundsätze der sozialen Gerechtigkeit und 
die volkswirtschaftlichen Möglichkeiten be­
rücksichtigenden Ausgleich von Lasten und 
auf die zur Eingliederung der Geschädigten 
notwendige Hilfe sowie unter dem ausdrück­
lichen Vorbehalt, daß die Gewährung und 
Annahme von Leistungen keinen Verzicht 
auf die Geltendmachung von Ansprüchen 
auf Rückgabe des von den Vertriebenen 
zurückgelassenen Vermögens bedeutet, hat 
der Bundestag" usw. usw. "das nachstehende 
Gesetz beschlossen. "  Das erklärte Ziel des 
Gesetzes ist eben die Abgeltung von Schäden 
und Verlusten, die sich infolge der Ver­
treibungen und der Zerstörungen der Kriegs­
und Nachkriegszeit ergeben haben, sowie die 
Milderung von Härten, die infolge der Neu­
ordnung des Geldwesens im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes eingetreten sind. 

Nun, wenn man hier im Hause auch nicht 
gerne hie und da einen Hinweis auf die deutsche 
Gesetzgebung hört, dann muß ich doch sagen : 
Wenn es sich um die gleichen Probleme einer 
gleichen Zeit handelt, dann ist es wohl recht 
und billig, auch die Gesetzgebung anderer 
Staaten heranzuziehen und nachzusehen, wie 
dort die Probleme gelöst werden. Wir können 

daher der Regierung und auch den Abgeordneten 
des Hauses nur empfehlen, dieses Lasten­
ausgleichsgesetz der Bundesrepublik Deutsch­
land vom 14. August 1 952 einmal einem 
gründlichen Studium zu unterziehen. 

Damit komme ich,  meine Frauen und 
Herren, zum Schlusse meiner Ausführungen 
und zu folgendem Ergebnis : Der Bundeskanzler 
hat gestern das Bild einer blühenden Wirt­
schaft und eines aktiven Budgets mit einem 
erstmaligen überschuß von 500 Millionen ent­
worfen. Demgegenüber miissen wir feststellen, 
daß dieser überschuß nur möglich war und ist, 
weil der Staat seine bevölkerungspolitischen 
und sozialen Verpflichtungen - die Pflichten, 
die sich aus einer austeilenden und aus­
gleichenden Gerechtigkeit ergeben - in einer 
nicht zu rechtfertigenden Weise vernach­
lässigt. Nur dadurch, daß der Staat die 
unschuldig in Not Geratenen ihrer Not über­
läßt, daß er andere in Not gestürzt und das 
Unrecht llicht wiedergutgemacht hat, und daß er 
die Familie noch immer nicht genügend 
berücksichtigt und fördert, sondern noch 
immer viel schlechter behandelt als die Ledigen 
und Kinderlosen, nur durch dieses überaus 
ungerechte System konnte ein ausgeglichenes 
Budget erzielt werden. Das ist aber dann 
nur ein Scheinerfolg. Ein wirklicher Erfolg 
wird erst dann vorliegen, wenn die Not be­
seitigt, die soziale Gerechtigkeit wiederher­
gestellt und der allgemeine Wohlstand erreicht 
ist. Heute sind wir von einem solchen sozialen 
Rechtsstaat und einem wirklichen Wohlfahrts­
staat noch weit entfernt, aber wir wünschen 
endlich ein solcher zu werden. (Beifall bei del' 
Wd U.) 

Präsident : Zum Wort ist noch der Herr 
Abg. Fischer gemeldet. Ich erteile es ihm, 

Abg. Ernst Fischer : Meine Damen und 
Herren ! Erschrecken Sie nicht, ich habe 
nicht die Absicht, die ermatteten Abgeord­
neten, vor allem nach den ermattenden Aus­
führungen des letzten Diskussionsredners, noch 
allzu lange aufzuhalten. Es scheint mir nur 
notwendig, aus dieser gedämpften und, ich 
mu ß sagen, zum Teil etwas undurchsichtigen 
Diskussion einige Ergebnisse herauszuarbeiten, 

Der Herr Abg. Dr. Maleta hat sich bemüht, 
alle Probleme unseres Landes gleichsam in 
Weihrauchwolken einzuhüllen, und aus diesem 
Gewölk trat nichts hervor als die goldene 
Heiligenstatue des Zwillingspaares Raab und 
Kamitz. Der Herr Präsident Böhm hat eine 
Rede gehalten, die ich keineswegs mit der 
des Herrn Abg. Maleta vergleichen möchte, 
aber es war eine Rede, weich und leise nieder­
gleitend wie der Märzenschnee, den wir jetzt 
erleben. Das, was wir in Wien wünschen, 
nämlich genügend Schneepflüge, um diesen 
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Schnee zu beseitigen, würde ich auch bei 
dieser Rede wünschen, denn diese Rede hat 
mit einem weichen Schnee sehr viele Probleme 
der österreichischen Wirtschaft, der öster­
reichischen Politik zugedeckt. Scharfe Kon­
turen wurden verwischt, und es schienen nur 
einige kleine Meinungsverschiedenheiten her­
vorzutreten. (Zwischenruf des Abg. Früh­
wir th.) 

Ich möchte also an diese Rede des Herrn 
Präsidenten Böhm anknüpfen und vor allem 
darauf hinweisen, daß in der Rede mit Recht 
gesagt wurde, der Gewerkschaftsbund lehne 
es ab, einem allgemeinen Lohnstopp zuzu­
stimmen, er könne sich in keiner Weise ver­
pflichten, daß die Arbeiter keine Lohn­
forderungen stellen. Es schien eine Zeitlang 
vor dieser Diskussion, als schwebe der all­
gemeine Lohnstopp als Vereinbarung der 
heiden Regierungsparteien über der künftigen 
Parlamentssitzung. Inzwischen haben aller­
dings einige Gewerkschaften recht lebhaft 
und zum Teil rebel1isch ihre Forderungen an­
gemeldet, und so kam es offenkundig zu dieser, 
ich gebe zu, begrüßenswerten Erklärung des 
Präsidenten Böhm, der eigentlich eine Selbst­
verständlichkeit ausgesprochen hat, nämlich 
daß die Gewerkschaften in Österreich dazu 
da sind, Lohn- und Gehaltsinteressen der 
Arbeitenden zu vertreten. 

Der Herr Präsident Böhm hat hinzugefügt, 
man werde Lohnforderungen stellen, erstens 
wenn dies durch Preissteigerungen gerecht­
fertigt sei. Nun, ich glaube, kein Gewerk­
schafter wird leugnen, daß wir in der letzten 
Zeit sehr beachtenswerten Preissteigerungen 
gegenüberstehen. Aber noch mehr : Wenn 
man mit hellem Ohr diese Diskussion ver­
folgte, wenn man die vielen Appelle zur 
Preisdisziplin hörte, wenn man von dem 
Abg. Strommer vernahm, im Augenblick werde 
man Preisdisziplin halten, aber wenn die 
Fettpreise nicht steigen, dann werde das 
eine Katastrophe für die Konsumenten, dann 
muß man daraus die Schlußfolgerung ziehen : 
wir gehen neuen Preissteigerungen in Öster­
reich entgegen. 

Zweitens hat der Herr Präsident Böhm 
erklärt, Lohnforderungen seien dort zu stellen, 
wo es durch die Produktivitätssteigerung der 
Arbeiter und Angestellten berechtigt sei. Nun, 
der Herr Präsident Böhm weiß so gut wie ich 
und jeder, daß die Produktivität in allen 
Industriezweigen wesentlich gestiegen ist, zu­
mindest in allen wichtigen, in alle� nennens­
werten Industriezweigen, daß also alle diese 
Arbeiter und Angestellten nach den Er­
klärungen des Präsidenten Böhm das Recht, 
ja die Pflicht haben, zu fordern, daß ihre 
Leistungssteigerung durch gesteigerte Löhne 

belohnt werde, das heißt also, wenn man es 
klar und deutlich und nicht mit Märzen­
schnee verhüllt ausspricht : Die gesamte öster­
reichische Arbeiterschaft hat das Recht, an­
gesichts der gesteigerten Produktivität ge­
steigerte Löhne zu fordern. 

Ich verstehe also nicht, warum man ver­
klausuliert auf der einen Seite dieses Recht 
zugibt, auf der anderen Seite aber allgemeinen 
Lohn- und Gehaltsforderungen entgegentritt. 

Denn, meine Dam�m und Herren, mit dem 
Gespenst der Inflation kann man heute immer 
weniger Menschen schrecken. Wenn wir den 
Bericht des Herrn Bundeskanzlers hörten, 
wenn wir den Hymnus des Abg. Maleta 
vernahmen, müssen wir annehmen, daß in 
Österreich genügend Kapitalreserven vorhan­
den sind, um eine solche Lohn- und Gehalts­
steigerung der Arbeiter und Angestellten zu 
ertragen. Wir haben aber unwidersprochen 
aus dem Munde des Herrn Bundeskanzlers 
vernommen, daß zwar eine Konjunktur der 
Investition bestehe und weiter beabsichtigt 
sei, eine Konsumkonjunktur aber abgelehnt 
werde. Man muß hier die Frage stellen : Wie lange 
sollen denn die Arbeiter, die Angestellten, 
die arbeitenden Menschen auf die Konsum­
konjunktur, das heißt, deutlicher ausge­
sprochen, darauf warten, daß sie den ihnen 
gebührenden Anteil an dem gesteigerten Sozial­
produkt erhalten 1 Meine Damen und Herren ! 
Aus dieser gedämpften Diskussion ist also 
klar hervorgegangen, daß keine Rede davon 
sein wird, daß die Arbeiter und Angestellten 
nicht ihre Forderungen erheben werden, nicht 
für diese Forderungen eintreten werden . 

Der Herr Abg. Maleta hat in seiner Rede 
erklärt, man wünsche allgemein den Staats­
vertrag, aber diese Fragen seien einer außen­
politischen Debatte am 28. April dieses Jahres 
vorbehalten� Nun, ich wage daran zu zweifeln, 
ob es wirklich zu dieser angekündigten Debatte 
kommen wird. Wir haben schon einmal vor 
nicht allzu langer Zeit erlebt, daß eine außen­
politische Debatte öffentlich angekündigt war 
und im letzten Augenblick abgeblasen wurde. 
(Zwischenruf des Abg. Ho rn.) Lesen Sie in 
der "Arbeiter-Zeitung" nach, Sie können dort 
diese Ankündigung finden. Ich habe die leise 
Besorgnis, daß es mit einer solchen angekün­
digten Debatte abermals ähnlich ergehen könnte. 

Ich habe jetzt nicht die Absicht, eine große 
außenpolitische Debatte heraufzubeschwören, 
aber ich möchte an den Appell anknüpfen, 
den der Bundeskanzler an die Besatzungs­
mächte gerichtet hat. Ich möchte daran 
erinnern, daß der Abg. Maleta sagte, die 
Politik des Bundeskanzlers habe keine Anfragen 
zu scheuen, und dieser sei jederzeit bereit, die 
Anfragen zu beantworten. Ich möchte an den 
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Herrn Bundeskanzler die direkte Anfrage 
richten : Hält er es für möglich, daß eine 
Regierungserklärung abgegeben wird, ohne 
außer ganz allgemeinen Redensarten ein Wort 
über jene Frage zu sagen, die in diesen Tagen, 
gestern und heute, von allen Zeitungen in 
riesenhaft aufgemachten Meldungen und in 
Leitartikeln behandelt wurde, eine Frage, 
die das brennende Interesse des ganzen Volkes 
hervorruft 1 

Wir erfahren aus einer amerikanischen 
Presse agentur, daß es Verhandlungen in Mos­
kau, Verhandlungen mit der Sowjetunion 
über die Frage des Staatsvertrages gebe. 
Wir haben keine Möglichkeit, die Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit dieser Meldungen einer 
amerikanischen Agentur zu überprüfen. Die 
Regierung schweigt, die Regierung sagt kein 
Wort dazu. (Zwischenruf des Abg. Dengler.) 
Ich denke, das wäre in jedem anderen Staate 
unmöglich .  

Wir erwarten vom Bundeskanzler, wir er­
warten von der Regierung Antwort auf diese 
Frage. Wir erwarten von Bundeskanzler 
und Regierung nicht ein Hinausschieben, 
ein Hinauszögern dieser auch für die wirt­
schaftliche Entwicklung Österreichs entschei­
denden Frage, sondern wir und, ich glaube, 
die ganze Öffentlichkeit möchten erfahren : 
Ist der Bundeskanzler, ist die Bundesregierung 
bereit, diese neue Chance für den Staats­
vertrag, diese ernste Chance zu ergreifen, oder 
nicht ? 

Der Herr Vizekanzler Schärf hat vor der 
Öffentlichkeit eine, wie ich sagen muß,  be­
achtenswerte Erklärung über diese Frage 
abgegeben . Er hat zum erstenmal darauf 
hingewiesen, daß ernste Kräfte in Österreich 
den Staatsvertrag zu hintertreiben trachten. 
Das sind Erklärungen des Vizekanzlers, und 
ich halte es für undenkbar, daß solche Er­
klärungen keinerlei Widerhall in der Re­
gierung, keinerlei Widerhall in der Volks­
vertretung Österreichs finden. 

Der Herr Dr. Maleta hat von der Einheit 
der Volkspartei gesprochen. Ich glaube, der 
Herr Bundeskanzler weiß besser, wie es um 
diese Einheit bestellt ist. Der Herr Bundes­
kanzler weiß genau, daß es in seiner Partei 
Gruppierungen gibt, die den Staatsvertrag 
nicht wünschen (Widerspruch bei der (j V P), 
die eine Politik des Anschlusses betreiben, 
denn anders kann man die Rede des Abg. 
Gorbach nicht verstehen. Der Bundeskanzler 
weiß sehr genau, daß es in seiner Partei 
monarchistische Gruppierungen gibt, nicht 
unwichtige, nicht einflußlose Gruppierungen, 
die im Zusammenhang mit anderen Kräften 
versuchen, den Staatsvertrag zu torpedieren, 
weil unter anderem dadurch auch das Habs-

burgergesetz erneuert werden soll. Das sind 
nicht meine Erfindungen, das wurde öffent­
lich von Sprechern, von Zeitungen, die der 
Volkspartei nahestehen, erklärt. Wenn der 
Herr Vizekanzler Schärf es für nötig ge­
funden hat, öffentlich - leider nicht im 
Parlament - auf diese Dinge einzugehen, 
so scheint es mir ein Gebot des Parlaments, 
wenn es sich nicht selber verachtet, wenn 
es nicht selber auf seine Rechte verzichtet, 
zu diesen Fragen möglichst schnell Stellung 
zu nehmen. 

Unmöglich . ist aber die Situation, daß 
wir nach wie vor eine Fülle von Zeitungs­
kombinationen, von Pressemeldungen haben, 
die unser österreichisches Schicksal betreffen, 
und die Regierung sich in olympisches Schwei­
gen hüllt, so tut, als gehe sie die Frage des 
Staatsvertrages überhaupt nichts an : Ver­
tagen wir es auf den 28. April, vertagen wir 
es vielleicht auf noch längere Sicht ! 

Ich möchte eine zweite direkte Anfrage 
an den Herrn Bundeskanzler richten. Der 
Herr Bundeskanzler hat in seinem Expose, 
in seiner Erklärung über den vollzogenen 
Anschluß Österreichs an die Weltwirtschaft -
das ist im wesentlichen der Anschluß an die 
Wirtschaft Westdeutschlands (Heiterkeit und 
Zwischenrufe bei der (j V P) - gesprochen 
und hinzugefügt, alles andere sei Anschlu ß­
gerede. 

Wenn wir so enge und zunehmende wirt­
schaftliche Beziehungen mit ·Westdeutschland 
unterhalten, wenn wir die österreichische 
Wirtschaft mehr und mehr auf die west­
deutsche Wirtschaft orientieren, hat Öster­
reich das Recht, eine offizielle Klarstellung 
in der österreichischen Frage von West­
deutschland zu verlangen. Auch das ist nicht 
etwa meine Forderung allein. Ich erinnere 
mich : als es zu persönlichen Interviews und 
Erklärungen Adenauers über die Frage des 
Anschlusses kam, haben auch Sprecher der 
Sozialistischen Partei mit Recht gesagt, das 
könne nicht genügen, man brauche einen 
staatlichen Akt Westdeutschlands, einen ge­
setzgebenden Akt. Die Regierungspresse hat 
vor einigen Wochen angekündigt, im deutschen 
Bundesrat werde ein Gesetz vorgelegt, durch 
das der Anschluß für null und nichtig er­
klärt wird. Der Bundesra� ist zusammen­
getreten, der Bundesrat ist auseinanderge­
gangen - von einem solchen Gesetzentwurf 
war keine Rede. Ein solches Gesetz wurde 
nicht vorgelegt, man ist mit Stillschweigen 
darüber hinweggegangen. 

Und noch mehr, Herr Bundeskanzler. Aus 
einer Ihnen nahestehenden Zeitung, der 
"Neuen Tageszeitung", entnehme ich heute 
nicht ohne Bestürzung, daß nicht nur die 
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sogenannte unabhängige Presse, sondern auch 
die Presse der Volkspartei beginnt, ein Kessel­
treiben gegen den Staatsvertrag, ein Kessel­
treiben gegen Garantien für die Unabhängig­
keit Österreichs einzuleiten. In der heutigen 
"Tageszeitung" steht wörtlich, nachdem zu­
erst auf die Schwierigkeiten Adenauers in 
der Saarfrage hingewiesen wird: "Käme nun 
noch eine Viermächtegarantie gegen den An­
schluß in einer für die" - deutsche -
"Bundesrepublik mehr oder minder diffa­
mierenden Weise hinzu, wäre die Paradoxie 
der Situation noch gesteigert." ;Die Paradoxie 
der Situation für wen � Die Paradoxie der 
Situation für Österreich wäre dadurch nicht 
gesteigert. Möglicherweise könnten gewisse 
deutsche Kreise in eine paradoxe Situation 
geraten, wenn sie nämlich klipp und klar 
Farbe bekennen sollen. Sind sie bereit, ist 
auch Westdeutschland bereit, eine ernst hafte 
Garantie für die Unabhängigkeit Österreichs 
mitzuübernehmen ? 

Es scheint mir also absolut notwendig, 
vor allem angesichts der Tatsache des be­
sonderen wirtschaftlichen Anschlusses an West­
deutschland, daß diese Fragen im Parlament 
aufgerollt werden. Es ist beschämend, daß 
die Regierungsparteien dies nicht für not­
wendig gehalten haben, es ist unerklärlich, 
daß der Bundeskanzler außer ein paar allge­
meinen Redensarten darüber mit Stillschweigen 
hinweggegangen ist. 

Ich stelle also an den Bundeskanzler die 
direkte Anfrage : Ist der Herr Bundeskanzler 
mit diesen Erklärungen in einem seiner 
Partei nahestehenden Organ einverstanden ? 
Ist der Herr Bundeskanzler bereit, eine 
Intervention zu unternehmen, d aß der west­
deutsche Bundesrat eine solche allgemein 
zugesagte Erklärung der Null- und Nichtig­
machung des Anschlusses abgibt ? Es hilft 
nichts, es verdunkelt die Situation, wenn 
der Herr Bundeskanzler da redete, es gäbe 
keine Anschlußgefahr. Mehr und mehr Men­
schen wissen, daß es diese Gefahr gibt. Diese 
Sorge ist auch aus den Erklärungen des 
Vizekanzlers Schärf hervorgegangen, daß eine 
solche Garantie für Österreich wünschenswert 
wäre. Hier Vogel-Strauß-Politi k zu spielen, 
ist in Wahrheit ein gefährliches Zugeständnis 
an die deutschnationalen Gruppierungen in 
der Volkspartei, an die monarchistischen 
Gruppierungen in der Volkspartei, ein Zu­
geständnis an j ene, die sich heute so ei frig 
bemühen, den Staatsvertrag zu torpedieren. 

Ich würde also den Bundeskanzler dringend 
ersuchen, diese Fragen in der Öffentlichkeit 
zu beantworten, Klarheit zu schaffen und 
zu sagen, ob die Bundesregierung den Vor­
schlag unterstützt, eine Viermächtekonferenz 

mit Teilnahme Österreichs so schnell wie 
möglich einzuberufen, ob sie bereit ist, ' Vor­
schläge für reale Garantien der Unabhängig­
keit Österreichs zu machen, oder ob sie 
gedenkt, die Politik des Warten s auf das, 
was man in Amerika oder anderswo tut, 
fortzusetzen, um damit vielleicht eine große 
und auf lange Sicht letzte Chance für den 
Staatsvertrag, für die Unabhängigkeit Öster­
reichs zu verpassen. 

Ich halte es für notwendig, daß die Re ­
gierung diese Fragen beantwortet und eine 
solche Erklärung abgibt . 

Präsident : Ich erteile dem in der Redner­
liste noch eingetragenen Abg. Frühwirth das 
Wort. 

Abg. Frühwirth : Hohes Haus ! Ich werde 
nicht auf die Rede des Kollegen Fischer 
eingehen, sondern ich möchte für die öster­
reichischen Gewerkschaften eine Feststellung 
m achen. Wir lassen uns unsere Lohnpolitik 
wedel' von den Unternehmern noch von 
Herrn Kollegen Fischer vorschreiben. Ich 
möchte weiter bemerken, daß er meinen 
Kollegen Böhm völlig falsch interpretiert hat. 
Böhm hat erklärt, daß sich die österreichischen 
Gewerkschaften überall dort, wo die Produk­
tivität gesteigert wird und wo die Preise 
erhöht werden, in ihrer Lohnpolitik nicht 
einschränken lassen werden. Das ist auch 
in der Vergangenheit so gewesen . .  Und wenn 
sich der Herr Kollege Fischer mehr für gewerk­
schaftliche Dinge interessieren würde, würde er 
wissen, daß im verflossenen Jahr, also im 
Jahre 1 954, die österreichischen Gewerk­
schaften allein in 70 oder in noch mehr Fällen, 
wo die genannten Voraussetzungen vorlagen, 
Lohn bewegungen mit Erfolg durchgeführt 
haben. Selbstverständlich werden wir es auch 
weiter so halten. 

Aber die Haltung, die die Kommunisti­
sche Partei hinsichtlich der gewerkschaft­
lichen, der wirtschaftlichen und der Lohn­
fragen einnimmt, ist etwas eigentümlich. 
Das ist die Politik - um mich volks­
tümlich auszudrücken - "Rein in die Kar­
toffeln, raus aus den Kartoffeln !" Im Jahre 
1 950 haben die Kommunisten einen Putsch 
gegen die allgemeine Lohnpolitik, gegen die 
Preis- und Lohnübereinkommen inszeniert 
und haben Barrikaden gebaut. Heute ver­
langen sie wieder aufgelockerte Lohnbewegun­
gen, j ede Gewerkschaft solle für sich diese 
Lohnbewegungen durchführen. Sie erheben 
ihre Forderungen so, wie es ihrer jeweiligen 
politischen Taktik entspricht. 

I ch bin Gewerkschafter und Wirtschafts­
politiker, Hohes Haus, und es ist nicht meine 
Aufgabe, große Staatspolitik zu machen. Ich wi ll 
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hier nur eines sagen : daß wir alle zusammen in 
diesem Hohen Haus, vor allem jene Parteien, die 
auf dem Boden Österreichs stehen, nichts 
sehnlicher herbeiwünschen als den endgültigen 
Abschluß des österreichischen Staatsvertrages, 
auf den wir schon zehn Jahre warten. Aber 
worauf wir nicht warten, Kollege Fischer, 
das ist jene russische Verzögerungspolitik, 
die wir in den letzten zehn Jahren durch­
gemacht haben. (Abg. E. Fischer: I h r  ver­
zögert ! Die Regierung verzögert !) Da wird 
einmal hier eine Konferenz zugesagt, dann 
vergeht ein Jahr, dann wird darüber beraten, 
an welchem Ort diese Konferenz stattfinden 
soll, es wird der Ort festgelegt, und als dritte 
Steigerung wird wieder ein Jahr lang über die 

Tagesordnung beraten. Und dann fangen wir 
wieder von vorne an. Für eine solche Taktik 
haben wir Österreicher nichts übrig. Was 
wir verlangen, ist der endliche Abschluß des 
österreichischen Staatsvertrages !  (Lebhafter 
Beifall bei SPO, O VP und WdU.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Tagesordnung ist e r s c h öp ft. 
Die n ä c h s t e  Sitzung findet am 30. März 

1 955, 10 Uhr vormittag, statt. Die Tages­
ordnung wird noch schriftlich bekanntgegeben 
werden. 

Die Sitzung ist g e s  c h l o s sel1.  

Schluß der Sitzung : 15 Uhr 10 Minuten 

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei. 2263 55 
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